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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes 

EWR-Berufszulassung EWR-Berufszulassung 
§ 28a. (1) und (2) … § 28a. (1) und (2) …
(3) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
(3) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof den 

Status eines Asylberechtigten gemäß § 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 
100, oder den Status eines subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Asyl-
gesetz 2005 oder einen entsprechenden Status nach den vor Inkrafttreten 
des Asylgesetzes 2005 geltenden asylrechtlichen Bestimmungen zuer-
kannt erhalten haben, 

 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof oder 
das Bundesverwaltungsgericht den Status eines Asylberechtigten gemäß 
§ 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100, oder den Status eines subsidiär 
Schutzberechtigten gemäß § 8 Asylgesetz 2005 oder einen entsprechen-
den Status nach den vor Inkrafttreten des Asylgesetzes 2005 geltenden 
asylrechtlichen Bestimmungen zuerkannt erhalten haben,

 4. … 4. … 
sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats in Bezug auf die Anwendung 
der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.

sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats in Bezug auf die Anwendung 
der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.

(4) bis (8) … (4) bis (8) …
Fortbildung bei Ausbildung im Ausland Fortbildung bei Ausbildung im Ausland 

§ 34. (1) bis (6) … § 34. (1) bis (6) …
(7) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 1 und 6 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
 

Freiberufliche Ausübung des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und 
Krankenpflege 

Freiberufliche Ausübung des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und 
Krankenpflege 

§ 36. (1) und (2) … § 36. (1) und (2) …
(3) Gegen eine Untersagung gemäß Abs. 2 kann Berufung an den unabhän-

gigen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

(3a) und (4) … (3a) und (4) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen Vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen 

§ 39. (1) bis (5) … § 39. (1) bis (5) …
(6) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 4, dass ein wesentlicher Unterschied 

zwischen der Qualifikation des Dienstleistungserbringers und der für die Aus-
übung der entsprechenden Tätigkeiten nach diesem Bundesgesetz erforderlichen 
Qualifikation besteht, der die Gesundheit des Dienstleistungsempfängers gefähr-
den könnte, hat der Landeshauptmann dem Dienstleistungserbringer die Möglich-
keit zu geben, innerhalb eines Monats ab Zustellung der Entscheidung im Rah-
men einer Eignungsprüfung (§ 30 Abs. 4) die fehlenden Kenntnisse und Fertig-
keiten nachzuweisen. Kann der Dienstleistungserbringer die fehlenden Kenntnisse 
und Fertigkeiten im Rahmen der Eignungsprüfung nicht nachweisen, hat der 
Landeshauptmann diesem die vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen 
in der Gesundheits- und Krankenpflege mit Bescheid zu untersagen. Gegen diese 
Entscheidung ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

(6) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 4, dass ein wesentlicher Unter-
schied zwischen der Qualifikation des Dienstleistungserbringers und der für die 
Ausübung der entsprechenden Tätigkeiten nach diesem Bundesgesetz erforderli-
chen Qualifikation besteht, der die Gesundheit des Dienstleistungsempfängers 
gefährden könnte, hat der Landeshauptmann dem Dienstleistungserbringer die 
Möglichkeit zu geben, innerhalb eines Monats ab Zustellung der Entscheidung 
im Rahmen einer Eignungsprüfung (§ 30 Abs. 4) die fehlenden Kenntnisse und 
Fertigkeiten nachzuweisen. Kann der Dienstleistungserbringer die fehlenden 
Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen der Eignungsprüfung nicht nachweisen, 
hat der Landeshauptmann diesem die vorübergehende Erbringung von Dienst-
leistungen in der Gesundheits- und Krankenpflege mit Bescheid zu untersagen. 

(7) bis (9) … (7) bis (9) …
Entziehung der Berufsberechtigung Entziehung der Berufsberechtigung 

§ 40. (1) bis (3) … § 40. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 kann Berufung an den unabhängi-

gen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

§ 50. (1) bis (3) … § 50. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 1 bis 3 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
 

Anrechnung von Prüfungen und Praktika Anrechnung von Prüfungen und Praktika 
§ 60. (1) bis (4) … § 60. (1) bis (4) …
(5) Gegen Entscheidungen des Direktors gemäß Abs. 1 und 2 ist eine Beru-

fung nicht zulässig.
 

Weiterbildungen Weiterbildungen 
§ 64. (1) bis (3) … § 64. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 3 ist eine Beru-

fung nicht zulässig.
 

(5) und (6) … (5) und (6) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Sonderausbildungen Sonderausbildungen 

§ 65. (1) bis (4) … § 65. (1) bis (4) …
(5) Die Abhaltung von Sonderausbildungen gemäß Abs. 1 bedarf der Bewil-

ligung des Landeshauptmannes. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Vo-
raussetzungen für die Vermittlung der für Spezial-, Lehr- und Führungsaufgaben 
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten gewährleistet sind. § 50 Abs. 3 ist 
anzuwenden. Gegen diese Bescheide des Landeshauptmannes ist eine Berufung 
nicht zulässig.

(5) Die Abhaltung von Sonderausbildungen gemäß Abs. 1 bedarf der Bewil-
ligung des Landeshauptmannes. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Vo-
raussetzungen für die Vermittlung der für Spezial-, Lehr- und Führungsaufgaben 
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten gewährleistet sind. § 50 Abs. 3 ist 
anzuwenden. 

(6) bis (8) … (6) bis (8) …
Entziehung der Berufsberechtigung Entziehung der Berufsberechtigung 

§ 91. (1) bis (3) … § 91. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 kann Berufung an den unabhängi-

gen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

§ 96. (1) und (2) … § 96. (1) und (2) …
(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 1 und 2 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
 

Anrechnung von Prüfungen und Praktika Anrechnung von Prüfungen und Praktika 
§ 102. (1) bis (4) … § 102. (1) bis (4) …
(5) Gegen Entscheidungen des Direktors gemäß Abs. 1 und 2 ist eine Beru-

fung nicht zulässig.
 

Fort- und Weiterbildungen Fort- und Weiterbildungen 
§ 104a. (1) bis (3) … § 104a. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 3 ist eine Beru-

fung nicht zulässig.
 

(5) und (6) … (5) und (6) …
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 117. (1) bis (14) … § 117. (1) bis (14) …
 (15) Mit 1. Jänner 2014 treten

 1. § 28a Abs. 3 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
xx/2013 in Kraft sowie

  2. § 34 Abs. 7, § 36 Abs. 3, § 39 Abs. 6 letzter Satz, § 40 Abs. 4, § 50 
Abs. 4, § 60 Abs. 5, § 64 Abs. 4, § 65 Abs. 5 letzter Satz, § 91 Abs. 4, 
§ 96 Abs. 3, § 102 Abs. 5 und § 104a Abs. 4 außer Kraft.

Artikel 2 
Änderung des Hebammengesetzes 

Qualifikationsnachweis - EWR Qualifikationsnachweis - EWR 
§ 12. (1) … § 12. (1) … 
(2) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
(2) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof den 

Status einer/eines Asylberechtigten gemäß § 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I 
Nr. 100, oder den Status einer/eines subsidiär Schutzberechtigten gemäß 
§ 8 Asylgesetz 2005 oder einen entsprechenden Status nach den vor In-
krafttreten des Asylgesetzes 2005 geltenden asylrechtlichen Bestimmun-
gen zuerkannt erhalten haben, 

 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof oder 
das Bundesverwaltungsgericht den Status einer/eines Asylberechtigten 
gemäß § 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100, oder den Status einer/eines 
subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Asylgesetz 2005 oder einen ent-
sprechenden Status nach den vor Inkrafttreten des Asylgesetzes 2005 
geltenden asylrechtlichen Bestimmungen zuerkannt erhalten haben,

sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats in Bezug auf die Anwendung 
der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.

sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats in Bezug auf die Anwendung 
der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.

(3) bis (6) … (3) bis (6) …
(7) Gegen Bescheide des Österreichischen Hebammengremiums gemäß 

Abs. 4 steht die Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat jenes Landes, 
in dessen Bereich der Wohnsitz der Antragstellerin/des Antragstellers oder 
der/des Zustellungsbevollmächtigten gelegen ist, offen.

 

Fortbildung bei Ausbildung außerhalb des EWR Fortbildung bei Ausbildung außerhalb des EWR 
§ 17. (1) bis (3) … § 17. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 1 ist eine Beru-

fung nicht zulässig.
 

Vorübergehende freiberufliche Berufsausübung - EWR Vorübergehende freiberufliche Berufsausübung - EWR 
§ 21. (1) bis (5) … § 21. (1) bis (5) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 4, dass ein wesentlicher Unterschied 

zwischen der Qualifikation der Dienstleistungserbringerin/des Dienstleistungserb-
ringers und der für die Ausübung der entsprechenden Tätigkeiten nach diesem 
Bundesgesetz erforderlichen Qualifikation besteht, der die Gesundheit der Dienst-
leistungsempfängerin gefährden könnte, hat das Österreichische 
Hebammengremium der Dienstleistungserbringerin/dem Dienstleistungserbringer 
die Möglichkeit zu geben, innerhalb eines Monats ab Zustellung der Entscheidung 
im Rahmen einer Eignungsprüfung die fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten 
nachzuweisen. Kann die Dienstleistungserbringerin/der Dienstleistungserbringer 
die fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen der Eignungsprüfung nicht 
nachweisen, hat das Österreichische Hebammengremium dieser/diesem die vorü-
bergehende Erbringung von Dienstleistungen als Hebamme mit Bescheid zu un-
tersagen. Gegen diese Entscheidung ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

(6) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 4, dass ein wesentlicher Unter-
schied zwischen der Qualifikation der Dienstleistungserbringerin/des Dienstleis-
tungserbringers und der für die Ausübung der entsprechenden Tätigkeiten nach 
diesem Bundesgesetz erforderlichen Qualifikation besteht, der die Gesundheit 
der Dienstleistungsempfängerin gefährden könnte, hat das Österreichische 
Hebammengremium der Dienstleistungserbringerin/dem Dienstleistungserbrin-
ger die Möglichkeit zu geben, innerhalb eines Monats ab Zustellung der Ent-
scheidung im Rahmen einer Eignungsprüfung die fehlenden Kenntnisse und 
Fertigkeiten nachzuweisen. Kann die Dienstleistungserbringerin/der Dienstleis-
tungserbringer die fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen der Eig-
nungsprüfung nicht nachweisen, hat das Österreichische Hebammengremium 
dieser/diesem die vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen als Hebam-
me mit Bescheid zu untersagen.

(7) bis (9) … (7) bis (9) …
Sonderausbildung Sonderausbildung 

§ 38. (1) und (2) … § 38. (1) und (2) …
(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 2 ist eine Beru-

fung nicht zulässig.
 

(4) bis (6) … (4) bis (6) …
Versagung der Eintragung Versagung der Eintragung 

§ 42b. (1) Erfüllt die betreffende Person die Erfordernisse gemäß § 10 Z 1 
bis 4 sowie gegebenenfalls § 42a Abs. 2 nicht, so hat das Österreichische 
Hebammengremium die Eintragung in das Hebammenregister mit Bescheid zu 
versagen. 

(2) Gegen Bescheide des Österreichischen Hebammengremiums gemäß 
Abs. 1 steht die Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat jenes Landes 
offen, in dessen Bereich die betreffende Person 
 1. den in Aussicht genommenen Berufssitz oder Dienstort oder, sofern ein 

solcher noch nicht in Aussicht genommen ist, 
 2. den Hauptwohnsitz hat. 

§ 42b. Erfüllt die betreffende Person die Erfordernisse gemäß § 10 Z 1 bis 4 
sowie gegebenenfalls § 42a Abs. 2 nicht, so hat das Österreichische 
Hebammengremium die Eintragung in das Hebammenregister mit Bescheid zu 
versagen. 

§ 62a. (1) bis (7) … § 62a. (1) bis (7) …
 (8) Mit 1. Jänner 2014 treten
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  1. § 12 Abs. 2 Z 3 und § 42b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/2013 in Kraft sowie 
  2. § 12 Abs. 7, § 17 Abs. 4, § 21 Abs. 6 letzter Satz, § 38 Abs. 3 und § 42b 

Abs. 2 außer Kraft. 

Artikel 3 
Änderung des Medizinische Assistenzberufe-Gesetzes 

Qualifikationsnachweis – EWR Qualifikationsnachweis – EWR 
§ 16. (1) und (2) … § 16. (1) und (2) …
(3) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
(3) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof den 

Status eines/einer Asylberechtigten gemäß § 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I 
Nr. 100, oder den Status eines/einer subsidiär Schutzberechtigten gemäß 
§ 8 Asylgesetz 2005 oder einen entsprechenden Status nach den vor In-
krafttreten des Asylgesetzes 2005 geltenden asylrechtlichen Bestimmun-
gen zuerkannt erhalten haben oder

 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof oder 
das Bundesverwaltungsgericht den Status eines/einer Asylberechtigten 
gemäß § 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100, oder den Status eines/einer 
subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Asylgesetz 2005 oder einen ent-
sprechenden Status nach den vor Inkrafttreten des Asylgesetzes 2005 
geltenden asylrechtlichen Bestimmungen zuerkannt erhalten haben oder 

 4. … 4. … 
sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats in Bezug auf die Anwendung 
der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.

sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats in Bezug auf die Anwendung 
der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.

(4) bis (10) … (4) bis (10) …
Entziehung der Berufsberechtigung Entziehung der Berufsberechtigung 

§ 19. (1) bis (3) … § 19. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 kann Berufung an den unabhängi-

gen Verwaltungssenat jenes Landes erhoben werden, in dessen Bereich der 
Hauptwohnsitz des/der Betroffenen gelegen ist.

 

(5) Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 sowie Berufungsbescheide gemäß Abs. 4 
sind dem Bundesministerium für Gesundheit nachrichtlich zur Kenntnis zu brin-
gen. 

(5) Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 sind dem Bundesministerium für Ge-
sundheit nachrichtlich zur Kenntnis zu bringen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Schule für medizinische Assistenzberufe Schule für medizinische Assistenzberufe 

§ 22. (1) bis (4) … § 22. (1) bis (4) …
(5) Gegen Bescheide des/der Landeshauptmanns/Landeshauptfrau gemäß 

Abs. 3 und 4 ist eine Berufung nicht zulässig.
 

Lehrgänge Lehrgänge 
§ 23. (1) … § 23. (1) … 
(2) § 22 Abs. 3 bis 5 ist anzuwenden. (2) § 22 Abs. 3 und 4 ist anzuwenden.

Gipser/innen Gipser/innen 
§ 36. (1) bis (3) … § 36. (1) bis (3) …
(4) Gegen die Versagung einer Bestätigung gemäß Abs. 2 ist eine Berufung 

nicht zulässig.
 

Medizinisch-technischer Fachdienst – gehobene medizinisch-technische 
Dienste 

Medizinisch-technischer Fachdienst – gehobene medizinisch-technische 
Dienste 

§ 38. (1) … § 38. (1) … 
(2) Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat Personen gemäß Abs. 1 

auf Antrag die Berechtigung zur Ausübung der Tätigkeiten gemäß Abs. 1 auch 
nach dem 31. Dezember 2014 auszustellen. Voraussetzung für die Berechtigung 
ist, dass die Durchführung von Tätigkeiten gemäß Abs. 1 nachgewiesen wird. 
Gegen die Ausstellung oder Versagung dieser Berechtigung ist eine Berufung 
nicht zulässig.

(2) Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat Personen gemäß Abs. 1 
auf Antrag die Berechtigung zur Ausübung der Tätigkeiten gemäß Abs. 1 auch 
nach dem 31. Dezember 2014 auszustellen. Voraussetzung für die Berechtigung 
ist, dass die Durchführung von Tätigkeiten gemäß Abs. 1 nachgewiesen wird. 

(3) … (3) … 
(4) Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat Personen gemäß Abs. 3 

auf Antrag die Berechtigung zur Ausübung der Tätigkeiten gemäß Abs. 1 auch 
nach dem 31. Dezember 2016 auszustellen. Voraussetzung für die Berechtigung 
ist, 
 1. dass die Durchführung von Tätigkeiten gemäß Abs. 3 nachgewiesen 

wird, und 
 2. ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung der kommissionellen 

Prüfung gemäß Abs. 6 über den entsprechenden Fachbereich. 
Gegen die Ausstellung oder Versagung dieser Berechtigung ist eine Berufung 
nicht zulässig.

(4) Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat Personen gemäß Abs. 3 
auf Antrag die Berechtigung zur Ausübung der Tätigkeiten gemäß Abs. 1 auch 
nach dem 31. Dezember 2016 auszustellen. Voraussetzung für die Berechtigung 
ist, 
 1. dass die Durchführung von Tätigkeiten gemäß Abs. 3 nachgewiesen 

wird, und 
 2. ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung der kommissionellen 

Prüfung gemäß Abs. 6 über den entsprechenden Fachbereich. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat Personen, die die Aus-

bildung im medizinisch-technischen Fachdienst gemäß MTF-SHD-G erfolgreich 
absolviert haben, auf Antrag die Berechtigung zur Ausübung von Tätigkeiten 
gemäß Abs. 7 Z 1 bis 7 oder Abs. 8 Z 1 und 2 auszustellen. Voraussetzung für die 
Berechtigung ist ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung der kommissio-
nellen Prüfung gemäß Abs. 6 über den entsprechenden Fachbereich. Gegen die 
Ausstellung oder Versagung dieser Berechtigung ist eine Berufung nicht zulässig.

(5) Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat Personen, die die Aus-
bildung im medizinisch-technischen Fachdienst gemäß MTF-SHD-G erfolgreich 
absolviert haben, auf Antrag die Berechtigung zur Ausübung von Tätigkeiten 
gemäß Abs. 7 Z 1 bis 7 oder Abs. 8 Z 1 und 2 auszustellen. Voraussetzung für 
die Berechtigung ist ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung der kommis-
sionellen Prüfung gemäß Abs. 6 über den entsprechenden Fachbereich. 

(6) bis (10) … (6) bis (10) …
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 42. (1) und (2) … § 42. (1) und (2) …
 (3) Mit 1. Jänner 2014 treten 

 1. § 16 Abs. 3 Z 3, § 19 Abs. 5 und § 23 Abs. 2 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 in Kraft sowie 

 2. § 19 Abs. 4, § 22 Abs. 5, § 36 Abs. 4 und § 38 Abs. 2 letzter Satz, Abs. 4 
letzter Satz und Abs. 5 letzter Satz außer Kraft.

Artikel 4 
Änderung des Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetzes 

Entziehung der Berufsberechtigung als medizinischer Masseur Entziehung der Berufsberechtigung als medizinischer Masseur 
§ 15. (1) bis (3) … § 15. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 kann Berufung an den unabhängi-

gen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

Einschränkung der Berufsberechtigung als medizinischer Masseur Einschränkung der Berufsberechtigung als medizinischer Masseur 
§ 16. (1) und (2) … § 16. (1) und (2) …
(3) § 15 Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. (3) § 15 Abs. 3 ist anzuwenden.

Fortbildung bei Ausbildung im Ausland Fortbildung bei Ausbildung im Ausland 
§ 44. (1) bis (6) … § 44. (1) bis (6) …
(7) Gegen Bescheide des Landeshauptmanns gemäß Abs. 1 und 6 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Freiberufliche Berufsausübung - Berufssitz Freiberufliche Berufsausübung - Berufssitz 

§ 46. (1) und (2) … § 46. (1) und (2) …
(3) Eine Untersagung gemäß Abs. 2 kann durch Berufung unmittelbar beim 

unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden.
 

(4) bis (7) … (4) bis (7) …
Vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen Vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen 

§ 46a. (1) bis (5) … § 46a. (1) bis (5) …
(6) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 4, dass ein wesentlicher Unterschied 

zwischen der Qualifikation des Dienstleistungserbringers und der für die Aus-
übung der entsprechenden Tätigkeiten nach diesem Bundesgesetz erforderlichen 
Qualifikation besteht, der die Gesundheit des Dienstleistungsempfängers gefähr-
den könnte, hat der Landeshauptmann dem Dienstleistungserbringer die Möglich-
keit zu geben, innerhalb eines Monats ab Zustellung der Entscheidung im Rah-
men einer Eignungsprüfung (§ 10 Abs. 7) die fehlenden Kenntnisse und Fertig-
keiten nachzuweisen. Kann der Dienstleistungserbringer die fehlenden Kenntnisse 
und Fertigkeiten im Rahmen der Eignungsprüfung nicht nachweisen, hat der 
Landeshauptmann diesem die vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen 
als Heilmasseur mit Bescheid zu untersagen. Gegen diese Entscheidung ist kein 
ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

(6) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 4, dass ein wesentlicher Unter-
schied zwischen der Qualifikation des Dienstleistungserbringers und der für die 
Ausübung der entsprechenden Tätigkeiten nach diesem Bundesgesetz erforderli-
chen Qualifikation besteht, der die Gesundheit des Dienstleistungsempfängers 
gefährden könnte, hat der Landeshauptmann dem Dienstleistungserbringer die 
Möglichkeit zu geben, innerhalb eines Monats ab Zustellung der Entscheidung 
im Rahmen einer Eignungsprüfung (§ 10 Abs. 7) die fehlenden Kenntnisse und 
Fertigkeiten nachzuweisen. Kann der Dienstleistungserbringer die fehlenden 
Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen der Eignungsprüfung nicht nachweisen, 
hat der Landeshauptmann diesem die vorübergehende Erbringung von Dienst-
leistungen als Heilmasseur mit Bescheid zu untersagen. 

(7) bis (9) … (7) bis (9) …
Entziehung der Berufsberechtigung als Heilmasseur Entziehung der Berufsberechtigung als Heilmasseur 

§ 47. (1) bis (3) … § 47. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 kann Berufung an den unabhängi-

gen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

Einschränkung der Berufsberechtigung als Heilmasseur Einschränkung der Berufsberechtigung als Heilmasseur 
§ 48. (1) und (2) … § 48. (1) und (2) …
(3) § 47 Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. (3) § 47 Abs. 3 ist anzuwenden.

Entziehung der Berechtigung - Spezialqualifikationen Entziehung der Berechtigung - Spezialqualifikationen 
§ 67. (1) bis (3) … § 67. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 kann Berufung an den unabhängi-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.

(5) … (5) … 
Bewilligung der Ausbildung zum medizinischen Masseur Bewilligung der Ausbildung zum medizinischen Masseur 

§ 73. (1) und (2) … § 73. (1) und (2) …
(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmanns gemäß Abs. 1 und 2 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
 

Bewilligung des Aufschulungsmoduls zum Heilmasseur Bewilligung des Aufschulungsmoduls zum Heilmasseur 
§ 74. (1) und (2) … § 74. (1) und (2) …
(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmanns gemäß Abs. 1 und 2 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
(3) … 

Bewilligung von Spezialqualifikationsausbildungen Bewilligung von Spezialqualifikationsausbildungen 
§ 75. (1) und (2) … § 75. (1) und (2) …
(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmanns gemäß Abs. 1 und 2 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
 

Bewilligung der Ausbildung für Lehraufgaben Bewilligung der Ausbildung für Lehraufgaben 
§ 76. (1) und (2) … § 76. (1) und (2) …
(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmanns gemäß Abs. 1 und 2 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
 

Gesamtbewilligung Gesamtbewilligung 
§ 77. (1) und (2) … § 77. (1) und (2) …
(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmanns gemäß Abs. 1 und 2 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
 

Anrechnungen Anrechnungen 
§ 83. (1) bis (3) … § 83. (1) bis (3) …
(4) Gegen Entscheidungen gemäß Abs. 1 ist eine Berufung nicht zulässig.

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 
§ 89. (1) bis (5) … § 89. (1) bis (5) …
 (6) Mit 1. Jänner 2014 treten
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. § 16 Abs. 3 und § 48 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/2013 in Kraft sowie 
 2. § 15 Abs. 4, § 44 Abs. 7, § 46 Abs. 3, § 46a Abs. 6 letzter Satz, § 47 

Abs. 4, § 67 Abs. 4, § 73 Abs. 3, § 74 Abs. 3, § 75 Abs. 3, § 76 Abs. 3, § 
77 Abs. 3 und § 83 Abs. 4 außer Kraft.

Artikel 5 
Änderung des MTD-Gesetzes 

Zulassung zur Berufsausübung - EWR Zulassung zur Berufsausübung - EWR 
§ 6b. (1) und (2) … § 6b. (1) und (2) …
(3) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
(3) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof den 

Status eines (einer) Asylberechtigten gemäß § 3 Asylgesetz 2005, 
BGBl. I Nr. 100, oder den Status eines (einer) subsidiär Schutzberechtig-
ten gemäß § 8 Asylgesetz 2005 oder einen entsprechenden Status nach 
den vor Inkrafttreten des Asylgesetzes 2005 geltenden asylrechtlichen 
Bestimmungen zuerkannt erhalten haben,

 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof oder 
das Bundesverwaltungsgericht den Status eines (einer) Asylberechtigten 
gemäß § 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100, oder den Status eines (ei-
ner) subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Asylgesetz 2005 oder einen 
entsprechenden Status nach den vor Inkrafttreten des Asylgesetzes 2005 
geltenden asylrechtlichen Bestimmungen zuerkannt erhalten haben,

 4. … 4. … 
sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats in Bezug auf die Anwendung 
der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.

sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats in Bezug auf die Anwendung 
der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.

(4) bis (8) … (4) bis (8) …
Freiberufliche Berufsausübung Freiberufliche Berufsausübung 

§ 7a. (1) bis (3) … § 7a. (1) bis (3) …
(4) Gegen eine Untersagung gemäß Abs. 3 kann Berufung an den unabhän-

gigen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

(5) … (5) … 
Vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen Vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen 

§ 8a. (1) bis (5) … § 8a. (1) bis (5) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 4, dass ein wesentlicher Unterschied 

zwischen der Qualifikation des (der) Dienstleistungserbringers(-in) und der für 
die Ausübung der entsprechenden Tätigkeiten nach diesem Bundesgesetz erfor-
derlichen Qualifikation besteht, der die Gesundheit des (der) Dienstleistungsemp-
fängers(-in) gefährden könnte, hat der (die) Landeshauptmann(-frau) dem (der) 
Dienstleistungserbringer(in) die Möglichkeit zu geben, innerhalb eines Monats ab 
Zustellung der Entscheidung im Rahmen einer Eignungsprüfung (§ 6d) die feh-
lenden Kenntnisse und Fertigkeiten nachzuweisen. Kann der (die) Dienstleis-
tungserbringer(in) die fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen der 
Eignungsprüfung nicht nachweisen, hat der (die) Landeshauptmann(-frau) diesem 
(dieser) die vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen im entsprechenden 
gehobenen medizinisch-technischen Dienst mit Bescheid zu untersagen. Gegen 
diese Entscheidung ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

(6) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 4, dass ein wesentlicher Unter-
schied zwischen der Qualifikation des (der) Dienstleistungserbringers(-in) und 
der für die Ausübung der entsprechenden Tätigkeiten nach diesem Bundesgesetz 
erforderlichen Qualifikation besteht, der die Gesundheit des (der) Dienstleis-
tungsempfängers(-in) gefährden könnte, hat der (die) Landeshauptmann(-frau) 
dem (der) Dienstleistungserbringer(in) die Möglichkeit zu geben, innerhalb eines 
Monats ab Zustellung der Entscheidung im Rahmen einer Eignungsprüfung 
(§ 6d) die fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten nachzuweisen. Kann der (die) 
Dienstleistungserbringer(in) die fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten im Rah-
men der Eignungsprüfung nicht nachweisen, hat der (die) Landeshauptmann(-
frau) diesem (dieser) die vorübergehende Erbringung von Dienstleistungen im 
entsprechenden gehobenen medizinisch-technischen Dienst mit Bescheid zu 
untersagen. 

(7) bis (9) … (7) bis (9) …
Fortbildung bei Ausbildung im Ausland Fortbildung bei Ausbildung im Ausland 

§ 9. (1) und (2) … § 9. (1) und (2) …
(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 1 ist eine Beru-

fung nicht zulässig.
 

Entziehung der Berufsberechtigung Entziehung der Berufsberechtigung 
§ 12. (1) bis (3) … § 12. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 kann Berufung an den unabhängi-

gen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

§ 15. (1) bis (3) … § 15. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 1 und 3 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
 

Ausschluß von der Ausbildung Ausschluß von der Ausbildung 
§ 17a. (1) bis (3) … § 17a. (1) bis (3) …
(4) Gegen die Entscheidung über den Ausschluß von der Ausbildung kann 

Berufung an den Landeshauptmann erhoben werden.
 

Anrechnung Anrechnung 
§ 26. (1) bis (4) … § 26. (1) bis (4) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) Gegen die Entscheidung des (der) Direktors(in) gemäß Abs. 1 und 2 kann 

Berufung an den Landeshauptmann erhoben werden.
 

Akademieordnung Akademieordnung 
§ 30. (1) … § 30. (1) … 
(2) Die Akademieordnung ist vor Aufnahme des Akademiebetriebes dem 

Landeshauptmann zur Genehmigung vorzulegen. Wird die Genehmigung inner-
halb eines Zeitraumes von drei Monaten nicht untersagt, gilt sie als erteilt. Eine 
Berufung gegen die Entscheidung des Landeshauptmannes ist unzulässig.

(2) Die Akademieordnung ist vor Aufnahme des Akademiebetriebes dem 
Landeshauptmann zur Genehmigung vorzulegen. Wird die Genehmigung inner-
halb eines Zeitraumes von drei Monaten nicht untersagt, gilt sie als erteilt. 

Fortbildungskurse Fortbildungskurse 
§ 31. (1) … § 31. (1) … 
(2) Lehrkurse gemäß Abs. 1 sind dem Landeshauptmann anzuzeigen. Dieser 

hat die Abhaltung eines Kurses binnen sechs Wochen nach Anzeige zu untersa-
gen, wenn die organisatorischen und fachlichen Voraussetzungen für die Vermitt-
lung einer den jeweiligen Berufserfordernissen entsprechenden Fortbildung nicht 
gewährleistet sind. Eine Berufung gegen die Entscheidung des Landeshauptman-
nes ist unzulässig.

(2) Lehrkurse gemäß Abs. 1 sind dem Landeshauptmann anzuzeigen. Dieser 
hat die Abhaltung eines Kurses binnen sechs Wochen nach Anzeige zu untersa-
gen, wenn die organisatorischen und fachlichen Voraussetzungen für die Ver-
mittlung einer den jeweiligen Berufserfordernissen entsprechenden Fortbildung 
nicht gewährleistet sind. 

(3) und (4) … (3) und (4) …
Sonderausbildung Sonderausbildung 

§ 32. (1) … § 32. (1) … 
(2) Die Kurse gemäß Abs. 1 bedürfen der Bewilligung des Landeshauptman-

nes. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen für die Vermitt-
lung der für die Erfüllung der in Abs. 1 genannten Aufgaben und Tätigkeiten 
gewährleistet sind. Eine Berufung gegen die Entscheidung des Landeshauptman-
nes ist unzulässig.

(2) Die Kurse gemäß Abs. 1 bedürfen der Bewilligung des Landeshaupt-
mannes. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen für die Ver-
mittlung der für die Erfüllung der in Abs. 1 genannten Aufgaben und Tätigkeiten 
gewährleistet sind. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) …
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 36. (1) bis (13) … § 36. (1) bis (13) …
 (14) Mit 1. Jänner 2014 treten

  1. § 6b Abs. 3 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 
in Kraft sowie

 2. § 7a Abs. 4, § 8a Abs. 6 letzter Satz, § 9 Abs. 3, § 15 Abs. 4, § 17a Abs. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
4, § 26 Abs. 5, § 30 Abs. 2 letzter Satz, § 31 Abs. 2 letzter Satz und § 32 
Abs. 2 letzter Satz außer Kraft.

Artikel 6 
Änderung des Sanitätergesetzes 

Entziehung der Berufs- bzw. Tätigkeitsberechtigung Entziehung der Berufs- bzw. Tätigkeitsberechtigung 
§ 25. (1) bis (4) … § 25. (1) bis (4) …
(5) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 kann Berufung an den unabhängi-

gen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

Bewilligung der Module Bewilligung der Module 
§ 45. (1) bis (3) … § 45. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 1 bis 3 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
 

Fortbildung Fortbildung 
§ 50. (1) bis (3) … § 50. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 3 kann Berufung an den unabhängigen 

Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

Personen mit Defibrillationsberechtigung Personen mit Defibrillationsberechtigung 
§ 57. (1) bis (3) … § 57. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 3 ist eine Berufung nicht zulässig.

Personen ohne Defibrillationsberechtigung Personen ohne Defibrillationsberechtigung 
§ 58. (1) bis (4) … § 58. (1) bis (4) …
(5) Gegen Bescheide gemäß Abs. 4 ist eine Berufung nicht zulässig.

Notfallsanitäter Notfallsanitäter 
§ 59. (1) bis (3) … § 59. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 3 ist eine Berufung nicht zulässig.

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 
§ 64. (1) bis (3) … § 64. (1) bis (3) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (4) Mit 1. Jänner 2014 treten § 25 Abs. 5, § 45 Abs. 4, § 50 Abs. 4, § 57 

Abs. 4, § 58 Abs. 5 und § 59 Abs. 4 außer Kraft.

Artikel 7 
Änderung des Zahnärztegesetzes 

Berufsbezeichnungen Berufsbezeichnungen 
§ 5. (1) bis (3) … § 5. (1) bis (3) …
(4) Die Österreichische Zahnärztekammer hat auf Antrag Angehörigen des 

zahnärztlichen Berufs
(4) Die Österreichische Zahnärztekammer hat auf Antrag Angehörigen des 

zahnärztlichen Berufs
 1. die mit der dauernden Leitung eines im Rahmen einer Krankenanstalt 

geführten Instituts oder eines selbständigen Ambulatoriums betraut und
 1. die mit der dauernden Leitung eines im Rahmen einer Krankenanstalt 

geführten Instituts oder eines selbständigen Ambulatoriums betraut und 
 2. denen mindestens fünf zur selbständigen Berufsausübung berechtigte 

hauptberuflich tätige Angehörige des zahnärztlichen Berufs unterstellt
 2. denen mindestens fünf zur selbständigen Berufsausübung berechtigte 

hauptberuflich tätige Angehörige des zahnärztlichen Berufs unterstellt
sind, mit Bescheid die Berechtigung zur Führung des Berufstitels „Prima-
rius“/„Primaria“ zu verleihen. Bei Wegfall der Voraussetzungen oder wenn her-
vorkommt, dass die Voraussetzungen schon ursprünglich nicht gegeben waren, ist 
diese Berechtigung von der Österreichischen Zahnärztekammer mit Bescheid 
abzuerkennen. Gegen Bescheide betreffend die Verleihung und Aberkennung des 
Berufstitels „Primarius“/„Primaria“ steht kein Rechtsmittel offen.

sind, mit Bescheid die Berechtigung zur Führung des Berufstitels „Prima-
rius“/„Primaria“ zu verleihen. Bei Wegfall der Voraussetzungen oder wenn her-
vorkommt, dass die Voraussetzungen schon ursprünglich nicht gegeben waren, 
ist diese Berechtigung von der Österreichischen Zahnärztekammer mit Bescheid 
abzuerkennen. 

(5) … (5) … 
Qualifikationsnachweise – EWR Qualifikationsnachweise – EWR 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 
(2) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
(2) Personen, die nicht Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sind (Drittstaatsangehörige) und
 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof den 

Status eines/einer Asylberechtigten gemäß § 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I 
Nr. 100, oder den Status eines/einer subsidiär Schutzberechtigten gemäß 
§ 8 Asylgesetz 2005 oder einen entsprechenden Status nach den vor In-
krafttreten des Asylgesetzes 2005 geltenden asylrechtlichen Bestimmun-
gen zuerkannt erhalten haben oder

 3. durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylgerichtshof oder 
das Bundesverwaltungsgericht den Status eines/einer Asylberechtigten 
gemäß § 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100, oder den Status eines/einer 
subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Asylgesetz 2005 oder einen ent-
sprechenden Status nach den vor Inkrafttreten des Asylgesetzes 2005 
geltenden asylrechtlichen Bestimmungen zuerkannt erhalten haben oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 4. … 4. … 
sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats oder der Schweizerischen Eid-
genossenschaft in Bezug auf die Anwendung der Richtlinie 2005/36/EG gleichge-
stellt. 

sind Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats oder der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft in Bezug auf die Anwendung der Richtlinie 2005/36/EG 
gleichgestellt. 

(3) … (3) … 
Versagung der Eintragung Versagung der Eintragung 

§ 13. (1) … § 13. (1) … 
(2) Gegen Bescheide der Österreichischen Zahnärztekammer gemäß Abs. 1 

steht die Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat jenes Landes offen, in 
dessen Bereich die Anmeldung in die Zahnärzteliste gemäß § 12 Abs. 1 einge-
bracht wurde.

(2) Gegen Bescheide der Österreichischen Zahnärztekammer gemäß Abs. 1 
steht die Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes offen, in dessen 
Bereich die Anmeldung in die Zahnärzteliste gemäß § 12 Abs. 1 eingebracht 
wurde.

Zulassungsverfahren für Gruppenpraxen im Rahmen der ambulanten öf-
fentlichen Gesundheitsversorgung 

Zulassungsverfahren für Gruppenpraxen im Rahmen der ambulanten öf-
fentlichen Gesundheitsversorgung 

§ 26b. (1) bis (3) … § 26b. (1) bis (3) …
(4) Parteistellung im Sinne des § 8 Allgemeines Verwaltungsverfahrensge-

setz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, und das Recht der Beschwerde gemäß 
Art. 131 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG), BGBl. Nr. 1/1930, haben 
auch 

(4) Parteistellung im Sinne des § 8 Allgemeines Verwaltungsverfahrensge-
setz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, und das Recht der Beschwerde gemäß Art. 132 
Abs. 5 sowie Revision gemäß Art. 133 Abs. 8 Bundes-Verfassungsgesetz (B-
VG), BGBl. Nr. 1/1930, haben auch

 1. die betroffenen Sozialversicherungsträger, 1. die betroffenen Sozialversicherungsträger,
 2. die Österreichische Zahnärztekammer sowie 2. die Österreichische Zahnärztekammer sowie
 3. die gesetzliche Interessenvertretung privater Krankenanstalten. 3. die gesetzliche Interessenvertretung privater Krankenanstalten.

(5) bis (7) … (5) bis (7) …
(8) Gegen Bescheide gemäß 1, 5 und 6 ist eine Berufung nicht zulässig.  

Freier Dienstleistungsverkehr Freier Dienstleistungsverkehr 
§ 31. (1) bis (2c) … § 31. (1) bis (2c) …
(2d) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 2b, dass ein wesentlicher Unter-

schied zwischen der zahnärztlichen Qualifikation des/der Dienstleistungserbrin-
gers/Dienstleistungserbringerin und dem zahnärztlichen Qualifikationsnachweis 
gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 besteht, der die Gesundheit des/der Dienstleistungsempfän-
gers/Dienstleistungsempfängerin gefährden könnte, hat die Österreichische Zahn-
ärztekammer dem/der Dienstleistungserbringer/Dienstleistungserbringerin inner-

(2d) Ergibt die Nachprüfung gemäß Abs. 2b, dass ein wesentlicher Unter-
schied zwischen der zahnärztlichen Qualifikation des/der Dienstleistungserbrin-
gers/Dienstleistungserbringerin und dem zahnärztlichen Qualifikationsnachweis 
gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 besteht, der die Gesundheit des/der Dienstleistungsemp-
fängers/Dienstleistungsempfängerin gefährden könnte, hat die Österreichische 
Zahnärztekammer dem/der Dienstleistungserbringer/Dienstleistungserbringerin 

2166 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

16 von 98

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  17 von 98 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
halb eines Monats ab Zustellung der Entscheidung die Möglichkeit zu geben, im 
Rahmen einer Eignungsprüfung die fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten nach-
zuweisen. Kann der/die Dienstleistungserbringer/Dienstleistungserbringerin die 
fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen der Eignungsprüfung nicht 
nachweisen, hat die Österreichische Zahnärztekammer diesem/dieser die vorüber-
gehende Erbringung von zahnärztlichen Dienstleistungen mit Bescheid zu unter-
sagen. Gegen diese Entscheidung ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

innerhalb eines Monats ab Zustellung der Entscheidung die Möglichkeit zu ge-
ben, im Rahmen einer Eignungsprüfung die fehlenden Kenntnisse und Fertigkei-
ten nachzuweisen. Kann der/die Dienstleistungserbrin-
ger/Dienstleistungserbringerin die fehlenden Kenntnisse und Fertigkeiten im 
Rahmen der Eignungsprüfung nicht nachweisen, hat die Österreichische Zahn-
ärztekammer diesem/dieser die vorübergehende Erbringung von zahnärztlichen 
Dienstleistungen mit Bescheid zu untersagen.

(2e) bis (4) … (2e) bis (4) …
Weiterbildung Weiterbildung 

§ 42. (1) bis (4) … § 42. (1) bis (4) …
(5) Gegen Bescheide gemäß Abs. 4 ist kein Rechtsmittel zulässig.

Berufseinstellung Berufseinstellung 
§ 43. (1) … § 43. (1) … 
(1a) Eine Berufseinstellung liegt auch dann vor, wenn der/die Angehörige 

des zahnärztlichen Berufs 
(1a) Eine Berufseinstellung liegt auch dann vor, wenn der/die Angehörige 

des zahnärztlichen Berufs
 1. die Berufsausübung in Österreich tatsächlich eingestellt hat und 1. die Berufsausübung in Österreich tatsächlich eingestellt hat und
 2. trotz dreimaliger Aufforderung keine entsprechende Mitteilung an die 

Österreichische Zahnärztekammer gemacht hat.
 2. trotz dreimaliger Aufforderung keine entsprechende Mitteilung an die 

Österreichische Zahnärztekammer gemacht hat.
In diesem Fall hat die Österreichische Zahnärztekammer die Berufseinstellung 
mit Bescheid festzustellen. Gegen diesen Bescheid steht die Berufung an den 
unabhängigen Verwaltungssenat jenes Landes offen, in dem der/die Angehörige 
des zahnärztlichen Berufs zuletzt seinen/ihren Berufssitz, Dienstort oder Wohn-
sitz hatte.

In diesem Fall hat die Österreichische Zahnärztekammer die Berufseinstellung 
mit Bescheid festzustellen. Gegen diesen Bescheid steht die Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht des Landes offen, in dem der/die Angehörige des zahnärztli-
chen Berufs zuletzt seinen/ihren Berufssitz, Dienstort oder Wohnsitz hatte. 

(1b) und (2) … (1b) und (2) …
Entziehung der Berufsberechtigung Entziehung der Berufsberechtigung 

§ 45. (1) und (2) … § 45. (1) und (2) …
(3) Gegen einen Bescheid der Österreichischen Zahnärztekammer gemäß 

Abs. 1 steht die Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat des Landes 
offen. 

 

(4) … (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorläufige Untersagung der Berufsausübung Vorläufige Untersagung der Berufsausübung 

§ 46. (1) bis (5) … § 46. (1) bis (5) …
(6) Gegen eine Untersagung gemäß Abs. 1 oder 2 steht dem/der Betroffenen 

sowie der Österreichischen Zahnärztekammer die Berufung an den unabhängigen 
Verwaltungssenat des Landes offen. Die Berufung hat keine aufschiebende Wir-
kung. 

(6) Gegen eine Untersagung gemäß Abs. 1 oder 2 steht dem/der Betroffenen 
sowie der Österreichischen Zahnärztekammer die Beschwerde an das Verwal-
tungsgericht des Landes offen. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir-
kung.

Einschränkung der Berufsausübung Einschränkung der Berufsausübung 
§ 48. (1) und (2) … § 48. (1) und (2) …
(3) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 ist kein Rechtsmittel zulässig.

Bescheinigung gemäß Artikel 37 der Richtlinie 2005/36/EG Bescheinigung gemäß Artikel 37 der Richtlinie 2005/36/EG 
§ 55. (1) bis (3) … § 55. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide der Österreichischen Zahnärztekammer gemäß Abs. 3 

steht die Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat jenes Landes offen, in 
dessen Bereich

(4) Gegen Bescheide der Österreichischen Zahnärztekammer gemäß Abs. 3 
steht die Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes offen, in dessen 
Bereich

 1. der Hauptwohnsitz, 1. der Hauptwohnsitz,
 2. wenn ein Hauptwohnsitz in Österreich nicht besteht, der zuletzt in Öster-

reich innegehabte Hauptwohnsitz oder
 2. wenn ein Hauptwohnsitz in Österreich nicht besteht, der zuletzt in Öster-

reich innegehabte Hauptwohnsitz oder
 3. sofern ein solcher nicht bestanden hat, der letzte Wohnsitz oder Aufent-

halt in Österreich 
 3. sofern ein solcher nicht bestanden hat, der letzte Wohnsitz oder Aufent-

halt in Österreich
des/der Facharztes/Fachärztin für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde gelegen ist. des/der Facharztes/Fachärztin für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde gelegen ist. 

 
Entziehung der Berufsberechtigung Entziehung der Berufsberechtigung 

§ 79. (1) bis (3) … § 79. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 3 kann Berufung an den unabhängi-

gen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden, in desssen Bereich der 
Hauptwohnsitz des/der Betroffenen gelegen ist.

 

(5) Dem Bundesministerium für Gesundheit sind Bescheide gemäß Abs. 1 
und 3 sowie Berufungsbescheide gemäß Abs. 4, dem/der Dienstge-
ber/Dienstgeberin des/der Betroffenen sind Bescheide gemäß Abs. 1 und Beru-
fungsbescheide gemäß Abs. 4 nachrichtlich zur Kenntnis zu bringen.

(5) Dem Bundesministerium für Gesundheit sind Bescheide gemäß Abs. 1 
und 3, dem/der Dienstgeber/Dienstgeberin des/der Betroffenen sind Bescheide 
gemäß Abs. 1 nachrichtlich zur Kenntnis zu bringen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Lehrgänge für Zahnärztliche Assistenz Lehrgänge für Zahnärztliche Assistenz 

§ 82. (1) bis (3) … § 82. (1) bis (3) …
(4) Gegen Bescheide des/der Landeshauptmanns/Landeshauptfrau gemäß 

Abs. 2 und 3 ist eine Berufung nicht zulässig.
 

Weiterbildung Prophylaxeassistenz Weiterbildung Prophylaxeassistenz 
§ 85. (1) bis (4) … § 85. (1) bis (4) …
(5) Gegen Bescheide des/der Landeshauptmanns/Landeshauptfrau gemäß 

Abs. 3 und 4 ist eine Berufung nicht zulässig.
 

Zahnärztliche Assistenz Zahnärztliche Assistenz 
§ 87. (1) bis (4) … § 87. (1) bis (4) …
(5) Unbeschadet Abs. 4 haben die Träger der Fachkurse gemäß Abs. 1 und 

Lehrgänge gemäß Abs. 3, die im Jahr 2012 eine Ausbildung in der Zahnärztlichen 
Assistenz abgehalten haben und beabsichtigen, weitere Ausbildungen durchzu-
führen, für eine Anerkennung als Lehrgänge für Zahnärztliche Assistenz nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes dem/der Landeshaupt-
mann/Landeshauptfrau 
 1. bis 31. März 2013 dies anzuzeigen und zu melden, ab wann die Ausbil-

dung als Lehrgang für Zahnärztliche Assistenz nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes durchgeführt werden wird, sowie 

 2. bis spätestens sechs Monate vor Beginn des Lehrgangs für Zahnärztliche 
Assistenz die erforderlichen Unterlagen für die Prüfung der Vorausset-
zungen vorzulegen. 

Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat anlässlich der Meldung und der 
Vorlage der Unterlagen gemäß Z 1 und 2 die Voraussetzungen für die Abhaltung 
eines Lehrgangs für Zahnärztliche Assistenz gemäß § 82 zu prüfen. Die Abhal-
tung des Lehrgangs ist zu versagen, sofern die Voraussetzungen gemäß § 82 nicht 
nachgewiesen werden; gegen diesen Bescheid ist eine Berufung nicht zulässig.

(5) Unbeschadet Abs. 4 haben die Träger der Fachkurse gemäß Abs. 1 und 
Lehrgänge gemäß Abs. 3, die im Jahr 2012 eine Ausbildung in der Zahnärztli-
chen Assistenz abgehalten haben und beabsichtigen, weitere Ausbildungen 
durchzuführen, für eine Anerkennung als Lehrgänge für Zahnärztliche Assistenz 
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes dem/der Landeshaupt-
mann/Landeshauptfrau 
 1. bis 31. März 2013 dies anzuzeigen und zu melden, ab wann die Ausbil-

dung als Lehrgang für Zahnärztliche Assistenz nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes durchgeführt werden wird, sowie 

 2. bis spätestens sechs Monate vor Beginn des Lehrgangs für Zahnärztliche 
Assistenz die erforderlichen Unterlagen für die Prüfung der Vorausset-
zungen vorzulegen. 

Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat anlässlich der Meldung und der 
Vorlage der Unterlagen gemäß Z 1 und 2 die Voraussetzungen für die Abhaltung 
eines Lehrgangs für Zahnärztliche Assistenz gemäß § 82 zu prüfen. Die Abhal-
tung des Lehrgangs ist zu versagen, sofern die Voraussetzungen gemäß § 82 
nicht nachgewiesen werden.

Prophylaxeassistenz Prophylaxeassistenz 
§ 88. (1) bis (4) … § 88. (1) bis (4) …
(5) Unbeschadet Abs. 4 haben die Träger von Zusatzausbildungen gemäß 

Abs. 1, die im Jahr 2012 diese Zusatzausbildung abgehalten haben und beabsich-
tigen, weitere Zusatzausbildungen durchzuführen, für eine Anerkennung als Wei-

(5) Unbeschadet Abs. 4 haben die Träger von Zusatzausbildungen gemäß 
Abs. 1, die im Jahr 2012 diese Zusatzausbildung abgehalten haben und beabsich-
tigen, weitere Zusatzausbildungen durchzuführen, für eine Anerkennung als 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
terbildungen in der Prophylaxeassistenz nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes dem/der Landeshauptmann/Landeshauptfrau 
 1. bis 31. März 2013 dies anzuzeigen und zu melden, ab wann die Zusatz-

ausbildung als Weiterbildung in der Prophylaxeassistenz nach den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes durchgeführt werden wird, sowie 

 2. bis spätestens sechs Monate vor Beginn dieser Weiterbildung die erfor-
derlichen Unterlagen für die Prüfung der Voraussetzungen vorzulegen. 

Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat anlässlich der Meldung und der 
Vorlage der Unterlagen gemäß Z 1 und 2 die Voraussetzungen für die Abhaltung 
einer Weiterbildung in der Prophylaxeassistenz gemäß § 85 zu prüfen. Die Abhal-
tung der Weiterbildung ist zu versagen, sofern die Voraussetzungen gemäß § 85 
nicht nachgewiesen werden; gegen diesen Bescheid ist eine Berufung nicht zuläs-
sig. 

Weiterbildungen in der Prophylaxeassistenz nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes dem/der Landeshauptmann/Landeshauptfrau 
 1. bis 31. März 2013 dies anzuzeigen und zu melden, ab wann die Zusatz-

ausbildung als Weiterbildung in der Prophylaxeassistenz nach den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes durchgeführt werden wird, sowie 

 2. bis spätestens sechs Monate vor Beginn dieser Weiterbildung die erfor-
derlichen Unterlagen für die Prüfung der Voraussetzungen vorzulegen. 

Der/Die Landeshauptmann/Landeshauptfrau hat anlässlich der Meldung und der 
Vorlage der Unterlagen gemäß Z 1 und 2 die Voraussetzungen für die Abhaltung 
einer Weiterbildung in der Prophylaxeassistenz gemäß § 85 zu prüfen. Die Ab-
haltung der Weiterbildung ist zu versagen, sofern die Voraussetzungen gemäß 
§ 85 nicht nachgewiesen werden. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 90. (1) bis (6) … § 90. (1) bis (6) …
 (7) Mit 1. Jänner 2014 treten

  1. § 13 Abs. 2, § 26b Abs. 4, § 43 Abs. 1a, § 46 Abs. 6, § 55 Abs. 4, § 79 
Abs. 5, § 87 Abs. 5 und § 88 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2013 in Kraft sowie

  2. § 5 Abs. 4, § 26b Abs. 8, § 31 Abs. 2d letzter Satz, § 42 Abs. 5, § 45 
Abs. 3, § 48 Abs. 3, § 79 Abs. 4, § 82 Abs. 4 und § 85 Abs. 5 außer 
Kraft. 

Artikel 8 
Änderung des Zahnärztekammergesetzes 

Außerordentliche Kammermitglieder Außerordentliche Kammermitglieder 
§ 13. (1) bis (4) … § 13. (1) bis (4) …
(5) Die Österreichische Zahnärztekammer kann außerordentliche Kammer-

mitglieder bei standeswidrigem Verhalten aus der Kammer ausschließen. Gegen 
einen Ausschluss steht kein Rechtsmittel offen.

(5) Die Österreichische Zahnärztekammer kann außerordentliche Kammer-
mitglieder bei standeswidrigem Verhalten aus der Kammer ausschließen. 

(6) … (6) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Aufgabenbereich Aufgabenbereich 

§ 35. (1) und (2) … § 35. (1) und (2) …
(3) Weiters zählt zu den Aufgaben gemäß Abs. 1 die Bestellung der nach den 

Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998 festgelegten zahnärztlichen Vertre-
ter/Vertreterinnen

(3) Weiters zählt zu den Aufgaben gemäß Abs. 1 die Bestellung der nach 
den Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998 festgelegten zahnärztlichen Vertre-
ter/Vertreterinnen

 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. in den Überprüfungsausschuss und den Beschwerdeausschuss der Ärzte-

kammer des jeweiligen Bundeslandes aus dem Kreis der der jeweiligen 
Landeszahnärztekammer zugeordneten Kammermitglieder.

 3. in den Überprüfungsausschuss der Ärztekammer des jeweiligen Bundes-
landes aus dem Kreis der der jeweiligen Landeszahnärztekammer zu-
geordneten Kammermitglieder.

(4) … (4) … 
Patientenschlichtungsverfahren Patientenschlichtungsverfahren 

§ 53. (1) Zur außergerichtlichen Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Pa-
tienten/Patientinnen und Kammermitgliedern sind Patientenschlichtungsstellen 
für das jeweilige Bundesland sowie eine Bundespatientenschlichtungsstelle als 
Berufungsbehörde einzurichten. 

§ 53. (1) Zur außergerichtlichen Schlichtung von Streitigkeiten zwischen 
Patienten/Patientinnen und Kammermitgliedern sind Patientenschlichtungsstellen 
für das jeweilige Bundesland sowie eine Bundespatientenschlichtungsstelle ein-
zurichten. 

(2) und (3) … (2) und (3) …
Einstweilige Maßnahme Einstweilige Maßnahme 

§ 57. (1) bis (4) … § 57. (1) bis (4) …
(5) Beschwerden gegen einstweilige Maßnahmen haben keine aufschiebende 

Wirkung. 
(5) Gegen einstweilige Maßnahmen steht das Recht der Beschwerde an das 

Verwaltungsgericht des Landes zu. Die Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung.

(6) … (6) … 
Disziplinarorgane erster Instanz Disziplinarorgane 

§ 61. (1) Disziplinarorgane erster Instanz sind 
 1. der Disziplinarrat, 
 2. der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz und 
 3. die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerinnen. 

(2) Eine Person, über die rechtskräftig 
 1 von einem in- oder ausländischen Gericht wegen einer oder mehrerer 

vorsätzlich begangener strafbarer Handlungen eine Freiheitsstrafe oder 

§ 61. (1) Disziplinarorgane sind 
 1. der Disziplinarrat, 
 2. der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin und 
 3. die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerinnen. 

(2) Eine Person, über die rechtskräftig 
 1 von einem in- oder ausländischen Gericht wegen einer oder mehrerer 

vorsätzlich begangener strafbarer Handlungen eine Freiheitsstrafe oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eine Geldstrafe von zumindest 360 Tagessätzen oder mehr als 40 000 Eu-
ro oder 

 2. von einer Disziplinarbehörde eine Disziplinarstrafe verhängt worden ist, 
kann vor deren Tilgung nicht zum Mitglied des Disziplinarrats oder 
zum/zur Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz bestellt 
werden. 

(3) Die Mitglieder des Disziplinarrats und der/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz sowie deren Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen haben Anspruch auf Vergütung ihrer Fahrt- und sonstigen 
Barauslagen und auf eine dem Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende Bearbei-
tungs- oder Sitzungsgebühr, die vom Bundesausschuss der Österreichischen 
Zahnärztekammer festzusetzen ist. 

(4) Die Amtsdauer der Mitglieder des Disziplinarrats, des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin in erster Instanz und der Untersuchungsfüh-
rer/Untersuchungsführerinnen ist gleich jener des Bundesausschusses der Öster-
reichischen Zahnärztekammer. 

eine Geldstrafe von zumindest 360 Tagessätzen oder mehr als 40 000 
Euro oder 

 2. von einer Disziplinarbehörde eine Disziplinarstrafe verhängt worden ist, 
kann vor deren Tilgung nicht zum Mitglied des Disziplinarrats oder 
zum/zur Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin bestellt werden. 

 
(3) Die Mitglieder des Disziplinarrats und der/die Disziplinaran-

walt/Disziplinaranwältin sowie deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen haben 
Anspruch auf Vergütung ihrer Fahrt- und sonstigen Barauslagen und auf eine 
dem Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende Bearbeitungs- oder Sitzungsge-
bühr, die vom Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer festzu-
setzen ist. 

(4) Die Amtsdauer der Mitglieder des Disziplinarrats, des/der Disziplinar-
anwalts/Disziplinaranwältin und der Untersuchungsfüh-
rer/Untersuchungsführerinnen ist gleich jener des Bundesausschusses der Öster-
reichischen Zahnärztekammer. 

Disziplinarrat Disziplinarrat 
§ 62. (1) Über Disziplinarvergehen erkennt in erster Instanz der Disziplinar-

rat der Österreichischen Zahnärztekammer.
§ 62. (1) Über Disziplinarvergehen erkennt der Disziplinarrat der Österrei-

chischen Zahnärztekammer.
(2) bis (5) … (2) bis (5) .. 

Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin 
§ 63. (1) Die Vertretung der Anzeigen beim Disziplinarrat der Österreichi-

schen Zahnärztekammer obliegt dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in 
erster Instanz. 

§ 63. (1) Die Vertretung der Anzeigen beim Disziplinarrat der Österreichi-
schen Zahnärztekammer sowie beim Verwaltungsgericht des Landes obliegt 
dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin, der/die in diesen Verfahren Par-
teistellung im Sinne des § 8 AVG sowie das Recht der Revision gemäß Art.  133 
Abs. 8 B-VG hat.

(2) Der Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer hat den/die 
Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz und einen/eine Stellvertre-
ter/Stellvertreterin, die rechtskundig sein müssen, zu bestellen.

(2) Der Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer hat 
den/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin und einen/eine Stellvertre-
ter/Stellvertreterin, die rechtskundig sein müssen, zu bestellen.

(3) Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz ist auf 
Weisung des/der Bundesministers/Bundesministerin für Gesundheit oder des/der 
Präsidenten/Präsidentin der Österreichischen Zahnärztekammer zur Disziplinar-
verfolgung und zur Ergreifung von Rechtsmitteln verpflichtet.

(3) Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin ist auf Weisung des/der 
Bundesministers/Bundesministerin für Gesundheit oder des/der Präsiden-
ten/Präsidentin der Österreichischen Zahnärztekammer zur Disziplinarverfolgung 
und zur Ergreifung einer Beschwerde bzw. Revision verpflichtet.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Disziplinarorgane zweiter Instanz  

§ 65. (1) Disziplinarorgane zweiter Instanz sind
 1. der Disziplinarsenat und 
 2. der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz.

(2) Eine Person, über die rechtskräftig
 1. eine gerichtliche Strafe oder 
 2. eine Disziplinarstrafe nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz
verhängt worden ist, kann vor deren Tilgung nicht zum Mitglied des Disziplinar-
senats oder zum/zur Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz 
bestellt werden.

 

(3) Die Mitglieder des Disziplinarsenats und der/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz sowie deren Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen haben Anspruch auf Vergütung ihrer Fahrt- und sonstigen 
Barauslagen und auf eine dem Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende Bearbei-
tungs- oder Sitzungsgebühr, die vom Bundesausschuss der Österreichischen 
Zahnärztekammer festzusetzen ist. 

 

(4) Die Funktionsdauer der Mitglieder des Disziplinarsenats und des/der 
Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz sowie deren Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen beträgt vier Jahre.

 

Disziplinarsenat  
§ 66. (1) Der Disziplinarsenat der Österreichischen Zahnärztekammer beim 

Bundesministerium für Gesundheit besteht aus
 

 1. einem/einer Richter/Richterin als Vorsitzendem/Vorsitzende,
 2. zwei Bediensteten des Bundesministeriums für Gesundheit, von denen 

der/die eine rechtskundig und der/die andere fachkundig sein muss, sowie
 

 3. zwei weiteren Beisitzern/Beisitzerinnen, die vom Bundesausschuss der 
Österreichischen Zahnärztekammer aus dem Kreis der Kammermitglie-
der bestellt werden. 

 

Für den/die Vorsitzenden/Vorsitzende und die Beisitzer/Beisitzerinnen sind Stell-
vertreter/Stellvertreterinnen zu bestellen.

 

(2) Die Mitglieder des Disziplinarsenats gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 und deren 
Stellvertreter/Stellvertreterinnen werden vom/von der Bundesminis-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ter/Bundesministerin für Gesundheit bestellt. Bei der Bestellung des/der Vorsit-
zenden und seines/seiner bzw. ihres/ihrer Stellvertreters/Stellvertreterin hat 
der/die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit das Einvernehmen mit 
dem/der Bundesminister/Bundesministerin für Justiz herzustellen.

(3) Die Mitglieder des Disziplinarsenats sind in der Ausübung ihres Amtes 
an keine Weisungen gebunden. Die Entscheidungen des Disziplinarsenats unter-
liegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg.

 

(4) Die Mitglieder des Disziplinarsenats haben ihr Amt unparteiisch auszu-
üben. Die zahnärztlichen Beisitzer/Beisitzerinnen haben vor Antritt ihrer Tätigkeit 
dem/der Vorsitzenden die gewissenhafte und unparteiische Erfüllung ihrer Pflich-
ten zu geloben.

 

(5) Der Disziplinarsenat übt seine Tätigkeit in den Räumlichkeiten der Öster-
reichischen Zahnärztekammer an ihrem Sitz in Wien aus.

 

Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz  
§ 67. (1) Die Vertretung der Disziplinaranzeige vor dem Disziplinarsenat der 

Österreichischen Zahnärztekammer obliegt dem/der Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz.

 

(2) Der/Die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit hat nach An-
hörung der Österreichischen Zahnärztekammer den/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz und einen/eine Stellvertre-
ter/Stellvertreterin, die rechtskundig sein müssen, zu bestellen.

 

Kanzleigeschäfte des Disziplinarrats und des Disziplinarsenats Kanzleigeschäfte des Disziplinarrats 
§ 68. (1) Die Kanzleigeschäfte des Disziplinarrats und des Disziplinarsenats 

sind von der Österreichischen Zahnärztekammer zu führen. Die Kosten für diese 
Tätigkeit sind, sofern in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, von der 
Österreichischen Zahnärztekammer zu tragen.

§ 68. (1) Die Kanzleigeschäfte des Disziplinarrats sind von der Österreichi-
schen Zahnärztekammer zu führen. Die Kosten für diese Tätigkeit sind, sofern in 
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, von der Österreichischen Zahn-
ärztekammer zu tragen.

(2) Die Österreichische Zahnärztekammer hat die entscheidungswesentlichen 
Inhalte der rechtskräftigen Erkenntnisse des Disziplinarrats und des Disziplinar-
senats in Rechtssatzform regelmäßig im offiziellen Publikationsorgan der Stan-
desvertretung zu veröffentlichen. 

(2) Die Österreichische Zahnärztekammer hat die entscheidungswesentli-
chen Inhalte der rechtskräftigen Erkenntnisse des Disziplinarrats und des Verwal-
tungsgerichts des Landes in Rechtssatzform regelmäßig im offiziellen Publika-
tionsorgan der Standesvertretung zu veröffentlichen.

Verfahren vor dem Disziplinarrat Verfahren vor dem Disziplinarrat 
§ 69. (1) Der Disziplinarrat schreitet von Amts wegen ein, sobald er von dem § 69. (1) Der Disziplinarrat schreitet von Amts wegen ein, sobald er von 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Disziplinarvergehen eines Kammermitglieds Kenntnis erhält. Er fällt seine Ent-
scheidungen nach Anhörung des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in 
erster Instanz.

dem Disziplinarvergehen eines Kammermitglieds Kenntnis erhält. Er fällt seine 
Entscheidungen nach Anhörung des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin. 

(2) Der Disziplinarrat und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in 
erster Instanz haben die zur Belastung und die zur Verteidigung des/der Beschul-
digten dienenden Umstände mit gleicher Sorgfalt zu berücksichtigen.

(2) Der Disziplinarrat und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin ha-
ben die zur Belastung und die zur Verteidigung des/der Beschuldigten dienenden 
Umstände mit gleicher Sorgfalt zu berücksichtigen.

(3) und (4) … (3) und (4) …
(5) Ist wegen eines dem angelasteten Disziplinarvergehen zugrunde liegen-

den Sachverhalts ein Verfahren nach der StPO anhängig, so kann bis zu dessen 
rechtskräftigem Abschluss das Verfahren vor dem Disziplinarrat unterbrochen 
werden. Gegen die Abweisung des Antrags auf Unterbrechung des Verfahrens ist 
kein Rechtsmittel zulässig. 

(5) Ist wegen eines dem angelasteten Disziplinarvergehen zugrunde liegen-
den Sachverhalts ein Verfahren nach der StPO anhängig, so kann bis zu dessen 
rechtskräftigem Abschluss das Verfahren vor dem Disziplinarrat unterbrochen 
werden. 

(6) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden sind verpflichtet, dem Diszipli-
narrat und dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz über 
Ersuchen Akten zur Einsichtnahme zu übersenden.

(6) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden sind verpflichtet, dem Diszipli-
narrat und dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin über Ersuchen Akten 
zur Einsichtnahme zu übersenden.

Ausschluss und Befangenheit Ausschluss und Befangenheit 
§ 70. (1) … § 70. (1) … 
(2) Mitglieder des Disziplinarrats und deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen 

sowie der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz und sein/ihr 
Stellvertreter/Stellvertreterin, gegen die 

(2) Mitglieder des Disziplinarrats und deren Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen sowie der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin und 
sein/ihr Stellvertreter/Stellvertreterin, gegen die

 1. ein Verfahren nach der StPO wegen einer oder mehrerer vorsätzlich be-
gangener strafbarer Handlungen, die mit Freiheitsstrafe oder mit Geld-
strafe von zumindest 360 Tagessätzen bedroht sind, oder 

 1. ein Verfahren nach der StPO wegen einer oder mehrerer vorsätzlich 
begangener strafbarer Handlungen, die mit Freiheitsstrafe oder mit 
Geldstrafe von zumindest 360 Tagessätzen bedroht sind, oder 

 2. ein Disziplinarverfahren nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz 2. ein Disziplinarverfahren nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz 
eingeleitet worden ist, dürfen bis zur Beendigung des Verfahrens ihr Amt nicht 
ausüben. Der Disziplinarrat kann jedoch nach Anhörung des/der Betroffenen und, 
sofern ein Mitglied des Disziplinarrats betroffen ist, auch des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin, unter Bedachtnahme auf Art und Gewicht des Ver-
dachts beschließen, dass der/die Betroffene sein/ihr Amt weiter ausüben darf, 
sofern keine Suspendierung nach § 146 Abs. 1 Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 
305/1961, verfügt oder in einem gegen den/die Betroffenen/Betroffene anhängi-
gen Disziplinarverfahren kein Einleitungsbeschluss gefasst worden ist. Gegen 
einen solchen Beschluss ist ein Rechtsmittel nicht zulässig.

eingeleitet worden ist, dürfen bis zur Beendigung des Verfahrens ihr Amt nicht 
ausüben. Der Disziplinarrat kann jedoch nach Anhörung des/der Betroffenen 
und, sofern ein Mitglied des Disziplinarrats betroffen ist, auch des/der Diszipli-
naranwalts/Disziplinaranwältin, unter Bedachtnahme auf Art und Gewicht des 
Verdachts beschließen, dass der/die Betroffene sein/ihr Amt weiter ausüben darf, 
sofern keine Suspendierung nach § 146 Abs. 1 Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 
305/1961, verfügt oder in einem gegen den/die Betroffenen/Betroffene anhängi-
gen Disziplinarverfahren kein Einleitungsbeschluss gefasst worden ist. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Der/Die Beschuldigte und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin 

in erster Instanz sind darüber hinaus berechtigt, einzelne Mitglieder des Diszipli-
narrats wegen Befangenheit abzulehnen, wenn sie Gründe anzugeben vermögen, 
die geeignet sind, die volle Unbefangenheit des/der Abzulehnenden in Zweifel zu 
setzen (§ 44 Abs. 3 erster Satz StPO). 

(3) Der/Die Beschuldigte und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin 
sind darüber hinaus berechtigt, einzelne Mitglieder des Disziplinarrats wegen 
Befangenheit abzulehnen, wenn sie Gründe anzugeben vermögen, die geeignet 
sind, die volle Unbefangenheit des/der Abzulehnenden in Zweifel zu setzen (§ 44 
Abs. 3 erster Satz StPO).

(4) Die Mitglieder des Disziplinarrats und der/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz haben sie betreffende Ausschließungs- 
oder Befangenheitsgründe dem/der Vorsitzenden des Disziplinarrats unverzüglich 
bekanntzugeben.

(4) Die Mitglieder des Disziplinarrats und der/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin haben sie betreffende Ausschließungs- oder Befangen-
heitsgründe dem/der Vorsitzenden des Disziplinarrats unverzüglich bekanntzu-
geben.

(5) Über das Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen 
entscheidet der/die Vorsitzende des Disziplinarrats. Ist hievon der/die Vorsitzende 
des Disziplinarrats selbst betroffen, so entscheidet der/die Vorsitzende des Diszip-
linarsenats. Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. Nach 
Beginn der mündlichen Verhandlung entscheidet der Disziplinarrat durch Be-
schluss, gegen den ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig ist. 

(5) Über das Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen 
entscheidet der/die Vorsitzende des Disziplinarrats. Ist hievon der/die Vorsitzen-
de des Disziplinarrats selbst betroffen, so entscheiden die übrigen Mitglieder des 
Disziplinarrats mit einfacher Stimmenmehrheit. Gegen diese Entscheidung ist ein 
Rechtsmittel nicht zulässig. Nach Beginn der mündlichen Verhandlung entschei-
det der Disziplinarrat durch Beschluss, gegen den ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht zulässig ist. 

Entscheidung über die Verfolgung Entscheidung über die Verfolgung 
§ 71. (1) Alle beim Disziplinarrat, bei der Österreichischen Zahnärztekam-

mer oder bei den Landeszahnärztekammern einlangenden Anzeigen wegen eines 
Disziplinarvergehens sind zunächst dem/der Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz zuzuleiten. 

(2) Ist der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz der 
Ansicht, dass 
 1. weder eine Beeinträchtigung des Standesansehens noch eine Berufs-

pflichtverletzung vorliegt oder 
 2. eine Verfolgung wegen Verjährung, mangelnder Strafwürdigkeit oder aus 

anderen Gründen ausgeschlossen ist, 
so hat er/sie die Anzeige zurückzulegen und hievon den/die Bundesminis-
ter/Bundesministerin für Gesundheit sowie den/die Präsidenten/Präsidentin der 
Österreichischen Zahnärztekammer zu verständigen. 

(3) Ist der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz der 
Ansicht, dass die Voraussetzungen für eine Disziplinarverfolgung vorliegen oder 
wird ihm/ihr diese vom/von der Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit 

§ 71. (1) Alle beim Disziplinarrat, bei der Österreichischen Zahnärztekam-
mer oder bei den Landeszahnärztekammern einlangenden Anzeigen wegen eines 
Disziplinarvergehens sind zunächst dem/der Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin zuzuleiten. 

(2) Ist der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin der Ansicht, dass 
 
 1. weder eine Beeinträchtigung des Standesansehens noch eine Berufs-

pflichtverletzung vorliegt oder 
 2. eine Verfolgung wegen Verjährung, mangelnder Strafwürdigkeit oder 

aus anderen Gründen ausgeschlossen ist, 
so hat er/sie die Anzeige zurückzulegen und hievon den/die Bundesminis-
ter/Bundesministerin für Gesundheit sowie den/die Präsidenten/Präsidentin der 
Österreichischen Zahnärztekammer zu verständigen. 

(3) Ist der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin der Ansicht, dass die 
Voraussetzungen für eine Disziplinarverfolgung vorliegen oder wird ihm/ihr 
diese vom/von der Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
oder vom/von der Präsidenten/Präsidentin der Österreichischen Zahnärztekammer 
aufgetragen, so hat er/sie unter Vorlage der Akten beim/bei der Vorsitzenden des 
Disziplinarrats die Durchführung von Erhebungen oder, wenn solche nicht erfor-
derlich sind, die Einleitung des Verfahrens zu beantragen. 

(4) Sofern der Inhalt der Anzeige oder die bekanntgewordenen Verdachts-
gründe keine ausreichende Beurteilung zulassen, kann der/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz vorweg eine ergänzende Äußerung 
des/der Anzeigers/Anzeigerin sowie eine Äußerung des/der Angezeigten einholen 
und Akten beischaffen. 

(5) Solange der/die Angezeigte keine Äußerung erstattet hat, kann der/die 
Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz unabhängig davon, ob die 
Voraussetzungen für eine Wiederaufnahme vorliegen, auch nach Zurücklegung 
der Anzeige einen Antrag auf Durchführung von Erhebungen oder, wenn solche 
nicht erforderlich sind, auf Einleitung des Verfahrens stellen.

vom/von der Präsidenten/Präsidentin der Österreichischen Zahnärztekammer 
aufgetragen, so hat er/sie unter Vorlage der Akten beim/bei der Vorsitzenden des 
Disziplinarrats die Durchführung von Erhebungen oder, wenn solche nicht erfor-
derlich sind, die Einleitung des Verfahrens zu beantragen. 

(4) Sofern der Inhalt der Anzeige oder die bekanntgewordenen Verdachts-
gründe keine ausreichende Beurteilung zulassen, kann der/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin vorweg eine ergänzende Äußerung des/der Anzei-
gers/Anzeigerin sowie eine Äußerung des/der Angezeigten einholen und Akten 
beischaffen. 

(5) Solange der/die Angezeigte keine Äußerung erstattet hat, kann der/die 
Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin unabhängig davon, ob die Voraussetzun-
gen für eine Wiederaufnahme vorliegen, auch nach Zurücklegung der Anzeige 
einen Antrag auf Durchführung von Erhebungen oder, wenn solche nicht erfor-
derlich sind, auf Einleitung des Verfahrens stellen.

§ 72. (1) Tritt der/die Vorsitzende des Disziplinarrats dem Antrag des/der 
Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in erster Instanz auf Durchführung von 
Erhebungen bei, so hat er/sie den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin 
mit der Durchführung der von ihm/ihr für erforderlich erachteten Erhebungen zu 
beauftragen. An den Inhalt der Erhebungsanträge des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin in erster Instanz ist der/die Vorsitzende hiebei nicht 
gebunden.

§ 72. (1) Tritt der/die Vorsitzende des Disziplinarrats dem Antrag des/der 
Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin auf Durchführung von Erhebungen bei, 
so hat er/sie den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin mit der Durch-
führung der von ihm/ihr für erforderlich erachteten Erhebungen zu beauftragen. 
An den Inhalt der Erhebungsanträge des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin ist der/die Vorsitzende hiebei nicht gebunden. 

(2) … (2) … 
(3) Von dem Rücklegungsbeschluss sind 

 1. der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz, der/die 
dagegen innerhalb von vier Wochen Beschwerde an den Disziplinarsenat 
erheben kann, 

 2. die Österreichische Zahnärztekammer, 
 3. die für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zustän-

dige Landeszahnärztekammer sowie 
 4. der/die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit 
zu verständigen.

(3) Von dem Rücklegungsbeschluss sind 
 1. der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin, der/die dagegen innerhalb 

von vier Wochen Beschwerde an den Disziplinarsenat erheben kann, 
 
 2. die Österreichische Zahnärztekammer, 
 3. die für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zustän-

dige Landeszahnärztekammer sowie 
 4. der/die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit 
zu verständigen. 

Vorverfahren Vorverfahren 
§ 73. (1) Beschließt der Disziplinarrat die Durchführung von Erhebungen, § 73. (1) Beschließt der Disziplinarrat die Durchführung von Erhebungen, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
hat der/die Vorsitzende 
 1. den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin mit der Durchfüh-

rung der von ihm erforderlich erachteten Erhebungen zu beauftragen und 
 2. hievon den/die Beschuldigten/Beschuldigte unter Bekanntgabe des Na-

mens des/der Untersuchungsführers/Untersuchungsführerin und der we-
sentlichen Verdachtsgründe sowie den/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz 

zu verständigen.

hat der/die Vorsitzende
 1. den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin mit der Durchfüh-

rung der von ihm erforderlich erachteten Erhebungen zu beauftragen und 
 2. hievon den/die Beschuldigten/Beschuldigte unter Bekanntgabe des Na-

mens des/der Untersuchungsführers/Untersuchungsführerin und der we-
sentlichen Verdachtsgründe sowie den/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin 

zu verständigen. 
(2) … (2) … 
(3) Der/Die Beschuldigte und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin 

in erster Instanz können den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin 
wegen Befangenheit ablehnen, wenn sie Gründe anzugeben vermögen, die geeig-
net sind, seine/ihre volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen (§ 44 Abs. 3 erster 
Satz StPO). Die Ausschließungsgründe des § 70 Abs. 1 und 2 sind auf Untersu-
chungsführer/Untersuchungsführerinnen anzuwenden. Über das Vorliegen von 
Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der/die Vorsitzende des 
Disziplinarrats. Gegen diese Entscheidung steht dem/der Beschuldigten oder 
dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz kein abgesonder-
tes Rechtsmittel zu.

(3) Der/Die Beschuldigte und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin 
können den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin wegen Befangen-
heit ablehnen, wenn sie Gründe anzugeben vermögen, die geeignet sind, sei-
ne/ihre volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen (§ 44 Abs. 3 erster Satz StPO). 
Die Ausschließungsgründe des § 70 Abs. 1 und 2 sind auf Untersuchungsfüh-
rer/Untersuchungsführerinnen anzuwenden. Über das Vorliegen von Ausschlie-
ßungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der/die Vorsitzende des Diszipli-
narrats. 

§ 74. (1) und (2) .. § 74. (1) und (2) …
(3) Der/Die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin kann um die Vor-

nahme von Vernehmungen oder anderen Erhebungen auch die jeweils für Rechts-
hilfe in Strafsachen zuständige Staatsanwaltschaft ersuchen. Diese hat hiebei nach 
den Bestimmungen der Strafprozessordnung vorzugehen. Die Kosten für die 
Erhebungen sind vorläufig von der Österreichischen Zahnärztekammer zu tragen. 
Zu Vernehmungen, Befundaufnahmen und zur Vornahme eines Augenscheins 
sind der/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin, der/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz, der/die Beschuldigte und dessen/deren 
Verteidiger/Verteidigerin (§ 69 Abs. 3) zu laden. Diesen Personen steht das Fra-
gerecht nach der Strafprozessordnung zu. 

(4) Dem/Der Beschuldigten, seinem/ihrem bzw. seiner/ihrer Verteidi-
ger/Verteidigerin sowie dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster 
Instanz steht das Recht der Akteneinsicht zu. Ausgenommen von der Aktenein-
sicht sind Beratungsprotokolle. Der/Die Untersuchungsfüh-

(3) Der/Die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin kann um die Vor-
nahme von Vernehmungen oder anderen Erhebungen auch die jeweils für 
Rechtshilfe in Strafsachen zuständige Staatsanwaltschaft ersuchen. Diese hat 
hiebei nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung vorzugehen. Die Kosten 
für die Erhebungen sind vorläufig von der Österreichischen Zahnärztekammer zu 
tragen. Zu Vernehmungen, Befundaufnahmen und zur Vornahme eines Augen-
scheins sind der/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin, der/die Diszip-
linaranwalt/Disziplinaranwältin, der/die Beschuldigte und dessen/deren Verteidi-
ger/Verteidigerin (§ 69 Abs. 3) zu laden. Diesen Personen steht das Fragerecht 
nach der Strafprozessordnung zu. 

(4) Dem/Der Beschuldigten, seinem/ihrem bzw. seiner/ihrer Verteidi-
ger/Verteidigerin sowie dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin steht das 
Recht der Akteneinsicht zu. Ausgenommen von der Akteneinsicht sind Bera-
tungsprotokolle. Der/Die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin kann 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
rer/Untersuchungsführerin kann jedoch bis zur Fassung eines Einleitungsbe-
schlusses einzelne Aktenstücke von der Einsichtnahme durch den/die Beschuldig-
ten/Beschuldigte und dessen/deren Verteidiger/Verteidigerin ausschließen, wenn 
besondere Umstände die Befürchtung rechtfertigen, dass durch eine sofortige 
Kenntnisnahme von diesen Aktenstücken der Zweck der Untersuchung gefährdet 
wäre. 

jedoch bis zur Fassung eines Einleitungsbeschlusses einzelne Aktenstücke von 
der Einsichtnahme durch den/die Beschuldigten/Beschuldigte und dessen/deren 
Verteidiger/Verteidigerin ausschließen, wenn besondere Umstände die Befürch-
tung rechtfertigen, dass durch eine sofortige Kenntnisnahme von diesen Akten-
stücken der Zweck der Untersuchung gefährdet wäre. 

Abschluss des Vorverfahrens Abschluss des Vorverfahrens 
§ 75. (1) Nach Abschluss der Untersuchung hat der/die Untersuchungsfüh-

rer/Untersuchungsführerin die Akten dem/der Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz zur Stellung weiterer Anträge zuzulei-
ten. 

§ 75. (1) Nach Abschluss der Untersuchung hat der/die Untersuchungsfüh-
rer/Untersuchungsführerin die Akten dem/der Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin zur Stellung weiterer Anträge zuzuleiten. 

(2) Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz kann so-
dann beim/bei der Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin weitere Erhebun-
gen beantragen oder beim/bei der Vorsitzenden des Disziplinarrats entweder die 
Fassung eines Einstellungsbeschlusses oder die Einleitung des Verfahrens bean-
tragen. Über einen solchen Antrag des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin 
in erster Instanz hat der Disziplinarrat durch Beschluss zu erkennen, ob Grund zu 
einer Disziplinarbehandlung des/der Beschuldigten in mündlicher Verhandlung 
vorliegt. 

(2) Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin kann sodann beim/bei 
der Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin weitere Erhebungen beantragen 
oder beim/bei der Vorsitzenden des Disziplinarrats entweder die Fassung eines 
Einstellungsbeschlusses oder die Einleitung des Verfahrens beantragen. Über 
einen solchen Antrag des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in erster 
Instanz hat der Disziplinarrat durch Beschluss zu erkennen, ob Grund zu einer 
Disziplinarbehandlung des/der Beschuldigten in mündlicher Verhandlung vor-
liegt.

(3) Der Beschluss, dass Grund zur Disziplinarbehandlung in mündlicher 
Verhandlung vorliegt (Einleitungsbeschluss), hat die Beschuldigungspunkte be-
stimmt zu bezeichnen. Gegen diesen Beschluss ist ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht zulässig. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist dem/der Beschuldigten, 
seinem/ihrem bzw. seiner/ihrer Verteidiger/Verteidigerin, dem/der Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz sowie der Österreichischen Zahnärzte-
kammer und der für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte 
zuständigen Landeszahnärztekammer zuzustellen.

(3) Der Beschluss, dass Grund zur Disziplinarbehandlung in mündlicher 
Verhandlung vorliegt (Einleitungsbeschluss), hat die Beschuldigungspunkte 
bestimmt zu bezeichnen. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist dem/der Be-
schuldigten, seinem/ihrem bzw. seiner/ihrer Verteidiger/Verteidigerin, dem/der 
Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin sowie der Österreichischen Zahnärzte-
kammer und der für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte 
zuständigen Landeszahnärztekammer zuzustellen. 

(4) Der Beschluss, dass kein Grund zur Disziplinarbehandlung vorliegt (Ein-
stellungsbeschluss), ist dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster 
Instanz zuzustellen, der/die dagegen innerhalb von vier Wochen Beschwerde an 
den Disziplinarsenat erheben kann. Gleichzeitig sind von dem Einstellungsbe-
schluss die Österreichische Zahnärztekammer, die für den/die Disziplinarbeschul-
digten/Disziplinarbeschuldigte zuständige Landeszahnärztekammer sowie der/die 
Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit zu verständigen

(4) Der Beschluss, dass kein Grund zur Disziplinarbehandlung vorliegt 
(Einstellungsbeschluss), ist dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin zuzu-
stellen, der/die dagegen Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes er-
heben kann. Gleichzeitig sind von dem Einstellungsbeschluss die Österreichische 
Zahnärztekammer, die für den/die Disziplinarbeschuldig-
ten/Disziplinarbeschuldigte zuständige Landeszahnärztekammer sowie der/die 
Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit zu verständigen.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Mündliche Verhandlung Mündliche Verhandlung 

§ 76. (1) Wurde ein Einleitungsbeschluss (§ 75 Abs. 3) gefasst, so hat der/die 
Vorsitzende des Disziplinarrats die zur Durchführung der mündlichen Verhand-
lung erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Insbesondere hat er Ort, Tag und 
Stunde der mündlichen Verhandlung zu bestimmen, den/die Beschuldig-
ten/Beschuldigte, seinen/ihren bzw. seine/ihre Verteidiger/Verteidigerin und die 
Zeugen/Zeuginnen zu laden sowie den/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin 
in erster Instanz zu verständigen. Dem/Der Beschuldigten sind mit der Ladung 
zur Disziplinarverhandlung die Namen der Mitglieder des Disziplinarrats mitzu-
teilen. Dem/Der Beschuldigten sind mindestens 14 Tage Zeit zur Vorbereitung 
seiner/ihrer Verteidigung zu gewähren. 

(2) Der/Die Vorsitzende kann auch noch von Amts wegen oder auf Antrag 
des/der Beschuldigten, seines/ihres bzw. seiner/ihrer Verteidigers/Verteidigerin 
oder des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in erster Instanz Ergänzun-
gen der Erhebungen durch den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin 
veranlassen. 

(3) Dem/Der Beschuldigten, seinem/ihrem bzw. seiner/ihrer Verteidi-
ger/Verteidigerin sowie dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster 
Instanz ist vor der mündlichen Verhandlung die Einsichtnahme in die Akten ge-
stattet. Ausgenommen von der Akteneinsicht sind neben den in § 74 Abs. 4 ge-
nannten Aktenteilen Entwürfe des/der Vorsitzenden für die Berichterstattung im 
Disziplinarrat. Gegen die Verweigerung der Akteneinsicht ist ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht zulässig. 

§ 76. (1) Wurde ein Einleitungsbeschluss (§ 75 Abs. 3) gefasst, so hat 
der/die Vorsitzende des Disziplinarrats die zur Durchführung der mündlichen 
Verhandlung erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Insbesondere hat er Ort, 
Tag und Stunde der mündlichen Verhandlung zu bestimmen, den/die Beschuldig-
ten/Beschuldigte, seinen/ihren bzw. seine/ihre Verteidiger/Verteidigerin und die 
Zeugen/Zeuginnen zu laden sowie den/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin 
zu verständigen. Dem/Der Beschuldigten sind mit der Ladung zur Disziplinar-
verhandlung die Namen der Mitglieder des Disziplinarrats mitzuteilen. Dem/Der 
Beschuldigten sind mindestens 14 Tage Zeit zur Vorbereitung seiner/ihrer Ver-
teidigung zu gewähren. 

(2) Der/Die Vorsitzende kann auch noch von Amts wegen oder auf Antrag 
des/der Beschuldigten, seines/ihres bzw. seiner/ihrer Verteidigers/Verteidigerin 
oder des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin Ergänzungen der Erhebun-
gen durch den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin veranlassen. 
 

(3) Dem/Der Beschuldigten, seinem/ihrem bzw. seiner/ihrer Verteidi-
ger/Verteidigerin sowie dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin ist vor 
der mündlichen Verhandlung die Einsichtnahme in die Akten gestattet. Ausge-
nommen von der Akteneinsicht sind neben den in § 74 Abs. 4 genannten Akten-
teilen Entwürfe des/der Vorsitzenden für die Berichterstattung im Disziplinarrat. 
Gegen die Verweigerung der Akteneinsicht ist ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht zulässig. 

§ 77. (1) und (2) … § 77. (1) und (2) …
(3) Zu Beginn der mündlichen Verhandlung trägt der/die Vorsitzende des 

Disziplinarrats den Einleitungsbeschluss vor und begründet ihn, soweit dies zum 
Verständnis erforderlich ist. Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in 
erster Instanz und der/die Beschuldigte oder sein/ihr bzw. seine/ihre Vertre-
ter/Vertreterin haben das Recht, hierauf mit einer Gegenäußerung zu erwidern. 
Sodann werden die erforderlichen Beweise aufgenommen. 

(4) Mit Zustimmung des/der Beschuldigten und des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin in erster Instanz kann die Verhandlung auch auf Tat-
handlungen, die vom Einleitungsbeschluss nicht erfasst sind, ausgedehnt werden.

(3) Zu Beginn der mündlichen Verhandlung trägt der/die Vorsitzende des 
Disziplinarrats den Einleitungsbeschluss vor und begründet ihn, soweit dies zum 
Verständnis erforderlich ist. Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin und 
der/die Beschuldigte oder sein/ihr bzw. seine/ihre Vertreter/Vertreterin haben das 
Recht, hierauf mit einer Gegenäußerung zu erwidern. Sodann werden die erfor-
derlichen Beweise aufgenommen. 

(4) Mit Zustimmung des/der Beschuldigten und des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin kann die Verhandlung auch auf Tathandlungen, die 
vom Einleitungsbeschluss nicht erfasst sind, ausgedehnt werden.

(5) … (5) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) Nach Abschluss des Beweisverfahrens folgen die Schlussvorträge des/der 

Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in erster Instanz, des/der Verteidi-
gers/Verteidigerin des/der Beschuldigten sowie des/der Beschuldigten. Das 
Schlusswort gebührt jedenfalls dem/der Beschuldigten.

(6) Nach Abschluss des Beweisverfahrens folgen die Schlussvorträge 
des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin, des/der Verteidi-
gers/Verteidigerin des/der Beschuldigten sowie des/der Beschuldigten. Das 
Schlusswort gebührt jedenfalls dem/der Beschuldigten.

§ 79. (1) … § 79. (1) … 
(2) Zustellungen können jedoch mit Rechtswirksamkeit für den/die Beschul-

digten/Beschuldigte solange an ein vom Disziplinarrat von Amts wegen zu bestel-
lendes Kammermitglied, das jener Landeszahnärztekammer zugeordnet ist, die 
für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zuständig ist, vorge-
nommen werden, bis dieser/diese seinen/ihren Aufenthalt im Inland bekannt gibt 
oder einen/eine Verteidiger/Verteidigerin bestellt. Mitglieder des Disziplinarrats, 
des Disziplinarsenats sowie der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in 
erster oder zweiter Instanz und deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen dürfen mit 
dieser Aufgabe nicht betraut werden. 

(2) Zustellungen können jedoch mit Rechtswirksamkeit für den/die Be-
schuldigten/Beschuldigte solange an ein vom Disziplinarrat von Amts wegen zu 
bestellendes Kammermitglied, das jener Landeszahnärztekammer zugeordnet ist, 
die für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zuständig ist, 
vorgenommen werden, bis dieser/diese seinen/ihren Aufenthalt im Inland be-
kannt gibt oder einen/eine Verteidiger/Verteidigerin bestellt. Mitglieder des Dis-
ziplinarrats sowie der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin und deren Stell-
vertreter/Stellvertreterinnen dürfen mit dieser Aufgabe nicht betraut werden. 

(3) … (3) … 
 Ordnungsstrafen 

 § 79a. (1) Der/Die Vorsitzende des Disziplinarrats hat für die Aufrechterhal-
tung der Ordnung und für die Wahrung des Anstands im Disziplinarverfahren zu 
sorgen.

 (2) Personen, die die Disziplinarverhandlung stören oder durch ungezie-
mendes Benehmen den Anstand verletzen, sind vom/von der Vorsitzenden zu 
ermahnen. Bleibt die Ermahnung erfolglos, so kann ihnen nach vorausgegange-
ner Androhung durch den/die Vorsitzenden/Vorsitzende des Disziplinarrats das 
Wort entzogen und ihre Entfernung verfügt oder gegen sie eine Ordnungsstrafe 
bis zur Höhe von 1 500 Euro verhängt werden.

 (3) Entspricht der/die Verteidiger/Verteidigerin des/der Beschuldigten der 
Ermahnung des/der Vorsitzenden, die Ordnung nicht zu stören oder den Anstand 
nicht durch ungeziemendes Verhalten zu verletzen, nicht, so kann dem/der Be-
schuldigten aufgetragen werden, einen/eine anderen/andere Verteidi-
ger/Verteidigerin zu bestellen.

 (4) Die gleichen Ordnungsstrafen können gegen Personen verhängt werden, 
die sich in schriftlichen Eingaben einer beleidigenden Schreibweise bedienen 
sowie gegen Zeugen/Zeuginnen, die sich ihrer Verpflichtung zum Erscheinen (§ 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
74 Abs. 2) entziehen.

 (5) Vor der Verhängung der Ordnungsstrafe ist dem/der Betroffenen gemäß 
§ 45 Abs. 3 AVG Gelegenheit zu geben, sich schriftlich oder mündlich zu recht-
fertigen.

 (6) Gegen öffentliche Organe und gegen berufsmäßige Parteienvertre-
ter/Parteienvertreterinnen ist, wenn sie einem Disziplinarrecht unterstehen, keine 
Ordnungsstrafe zu verhängen, sondern lediglich Anzeige an die Disziplinarbe-
hörde zu erstatten.

 (7) Die Verhängung einer Ordnungsstrafe schließt die strafgerichtliche Ver-
folgung wegen derselben Handlung nicht aus.

 (8) Gegen die Verhängung einer Ordnungsstrafe durch den Disziplinarrat 
kann der/die Betroffene binnen vier Wochen Beschwerde an das Verwaltungsge-
richt des Landes erheben. Der Vollzug der Ordnungsstrafe ist bis zur Entschei-
dung des Verwaltungsgerichts des Landes auszusetzen.

 (9) Die nach Abs. 2 verhängten Strafgelder fließen der Österreichischen 
Zahnärztekammer zu.

Beschlussfassung Beschlussfassung 
§ 80. (1) Die Beratungen und Abstimmungen des Disziplinarrats erfolgen in 

geheimer Sitzung. Bei der Beratung und Abstimmung dürfen der/die Disziplinar-
anwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz, der/die Beschuldigte, sein/ihr bzw. 
seine/ihre Verteidiger/Verteidigerin und die Vertrauenspersonen nicht anwesend 
sein. 

§ 80. (1) Die Beratungen und Abstimmungen des Disziplinarrats erfolgen in 
geheimer Sitzung. Bei der Beratung und Abstimmung dürfen der/die Disziplinar-
anwalt/Disziplinaranwältin, der/die Beschuldigte, sein/ihr bzw. seine/ihre Vertei-
diger/Verteidigerin und die Vertrauenspersonen nicht anwesend sein. 

(2) und (3) … (2) und (3) …
Erkenntnis Erkenntnis 

§ 81. (1) und (2) … § 81. (1) und (2) …
(3) Das Erkenntnis ist samt dessen wesentlichen Gründen sogleich zu ver-

künden. Je eine Ausfertigung samt Entscheidungsgründen sowie je eine Abschrift 
des Verhandlungsprotokolls sind ehestens dem/der Beschuldigten, dem/der Dis-
ziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz, der Österreichische Zahnärz-
tekammer, der für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zu-
ständigen Landeszahnärztekammer und dem/der Bundesminis-
ter/Bundesministerin für Gesundheit zuzustellen.

(3) Das Erkenntnis ist samt dessen wesentlichen Gründen sogleich zu ver-
künden. Je eine Ausfertigung samt Entscheidungsgründen sowie je eine Ab-
schrift des Verhandlungsprotokolls sind ehestens dem/der Beschuldigten, 
dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin, der Österreichische Zahnärzte-
kammer, der für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zu-
ständigen Landeszahnärztekammer und dem/der Bundesminis-
ter/Bundesministerin für Gesundheit zuzustellen.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Niederschrift Niederschrift 

§ 83. Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift aufzunehmen, 
der 
 1. die Namen der Mitglieder des Disziplinarrats, des/der Schriftfüh-

rers/Schriftführerin, des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in 
erster Instanz, des/der Beschuldigten, seines/ihres bzw. seiner/ihrer Ver-
teidigers/Verteidigerin und seiner/ihrer Vertrauenspersonen sowie 

 2. der wesentliche Verlauf der Verhandlung 
zu entnehmen sind. Die Verwendung von Schallträgern ist zulässig. Die Nieder-
schrift ist vom/von der Vorsitzenden und vom/von der Schriftfüh-
rer/Schriftführerin zu unterzeichnen. 

§ 83. Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift aufzunehmen, 
der 
 1. die Namen der Mitglieder des Disziplinarrats, des/der Schriftfüh-

rers/Schriftführerin, des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin, 
des/der Beschuldigten, seines/ihres bzw. seiner/ihrer Verteidi-
gers/Verteidigerin und seiner/ihrer Vertrauenspersonen sowie 

 2. der wesentliche Verlauf der Verhandlung 
zu entnehmen sind. Die Verwendung von Schallträgern ist zulässig. Die Nieder-
schrift ist vom/von der Vorsitzenden und vom/von der Schriftfüh-
rer/Schriftführerin zu unterzeichnen.

 Anwendung von anderen gesetzlichen Bestimmungen 
§ 85a. (1) Für die Berechnung von Fristen, die Beratung und Abstimmung 

sowie die Wiederaufnahme des Verfahrens gelten die Bestimmungen der Straf-
prozessordnung, soweit sich aus den Bestimmungen dieses Hauptstücks nicht 
anderes ergibt. 

(2) Für die Wiedereinsetzung gelten die Bestimmungen der Strafprozess-
ordnung mit der Maßgabe, dass die Wiedereinsetzung gegen die Versäumung 
aller Fristen zulässig ist und dass sie durch einen minderen Grad des Versehens 
nicht verhindert wird. Über einen Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet die 
Disziplinarrat. 

(3) Im Übrigen sind die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 2 
bis 4, 12, 42 Abs. 1 und 2, 51, 57, 63 Abs. 1 und 5 erster und zweiter Satz zwei-
ter Halbsatz, 64 Abs. 2, 64a, 68 Abs. 2 und 3 und 75 bis 80, sowie die Bestim-
mungen des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982, insoweit sinngemäß anzuwen-
den, als sich aus den Bestimmungen dieses Hauptstückes nichts anderes ergibt. 

5. Abschnitt 
Rechtsmittelverfahren 

5. Abschnitt 
Beschwerdeverfahren 

Rechtsmittel Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes 
§ 86. (1) Erkenntnisse des Disziplinarrats können mit dem Rechtsmittel der 

Berufung, Beschlüsse mit dem Rechtsmittel der Beschwerde angefochten werden. 
Gegen verfahrensleitende Verfügungen ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht 

§ 86. (1) Gegen Erkenntnisse des Disziplinarrats kann der/die Beschuldigte 
sowie der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin Beschwerde an das Verwal-
tungsgericht des Landes erheben.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zulässig. Zur Entscheidung über die Rechtsmittel ist in oberster Instanz der Dis-
ziplinarsenat der Österreichischen Zahnärztekammer beim Bundesministerium für 
Gesundheit und Frauen (§ 66) berufen. 

(2) Die Rechtsmittel der Berufung und der Beschwerde können vom/von der 
Beschuldigten und vom/von der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster 
Instanz ergriffen werden. Sie sind binnen vier Wochen nach Zustellung der Ent-
scheidung beim Disziplinarrat schriftlich in zweifacher Ausfertigung einzubrin-
gen. 

(2) Die Vertretung der Disziplinaranzeigen beim Verwaltungsgericht des 
Landes obliegt dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin. 

(3) Die Berufung muss eine Erklärung enthalten, in welchen Punkten und 
aus welchen Gründen das Erkenntnis angefochten wird. Das Vorbringen neuer 
Tatsachen und die Geltendmachung neuer Beweismittel ist zulässig. Eine Anfech-
tung des Ausspruchs über die Schuld gilt auch als Anfechtung des Strafaus-
spruchs. 

 

(4) Die rechtzeitige Einbringung der Berufung hat, soweit in diesem Bun-
desgesetz nicht anderes bestimmt ist, aufschiebende Wirkung.

 

(5) Eine verspätete oder unzulässige Berufung oder eine Berufung, die keine 
Erklärung im Sinne des Abs. 3 enthält, ist ohne mündliche Verhandlung mit Be-
schluss zurückzuweisen. 

 

(6) Eine Ausfertigung des Rechtsmittels ist dem/der anderen zur Erhebung 
eines Rechtsmittels Berechtigten zuzustellen, der hiezu binnen vier Wochen eine 
schriftliche Äußerung abgeben kann. Nach Einlangen der Äußerung oder nach 
Fristablauf sind die Akten dem Disziplinarsenat vorzulegen.

 

(7) Für die Akteneinsicht der im Abs. 2 Genannten gilt § 76 Abs. 3.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ausschluss und Befangenheit 

§ 87. (1) Auf die Mitglieder des Disziplinarsenats sind die Ausschließungs-
gründe des § 70 Abs. 1 und 2 anzuwenden. Ausgeschlossen ist ferner, wer an der 
angefochtenen Entscheidung teilgenommen oder am vorangegangenen Verfahren 
als Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin, Verteidiger/Verteidigerin des/der Be-
schuldigten oder Vertreter/Vertreterin eines/einer sonst Beteiligten mitgewirkt 
hat. 

(2) Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz und 
der/die Beschuldigte sind darüber hinaus berechtigt, einzelne Mitglieder des Dis-
ziplinarsenats wegen Befangenheit abzulehnen, wenn sie Gründe anzugeben ver-
mögen, die geeignet sind, die volle Unbefangenheit des/der Abzulehnenden in 
Zweifel zu setzen (§ 44 Abs. 3 erster Satz StPO). 

(3) Die Mitglieder des Disziplinarsenats haben sie betreffende Ausschlie-
ßungs- oder Befangenheitsgründe dem/der Vorsitzenden des Disziplinarsenats 
unverzüglich bekanntzugeben. 

(4) Über das Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen 
entscheidet der Disziplinarsenat, wobei Mitglieder, die Ausschließungs- oder 
Befangenheitsgründe bekanntgegeben haben, durch Ersatzmitglieder, auf die dies 
nicht zutrifft, zu ersetzen sind. 

Beschluss 
§ 88. Über Beschwerden entscheidet der Disziplinarsenat ohne mündliche 

Verhandlung mit Beschluss. 
Berufungsverfahren 

§ 89. (1) Nach dem Einlangen der Berufungsakten hat der/die Vorsitzende 
des Disziplinarsenats die Berufungsakten zu prüfen. 

(2) Hält der/die Vorsitzende des Disziplinarsenats die Berufung für unzuläs-
sig oder verspätet, so hat er/sie sie vor den Disziplinarsenat zu bringen, ohne dass 
zunächst eine mündliche Verhandlung anberaumt wird. Ist keiner dieser Fälle 
gegeben, so ist die Verhandlung anzuberaumen. Dem/Der Beschuldigten sind 
mindestens 14 Tage Zeit zur Vorbereitung zu gewähren. 

(3) Sind zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung Erhebungen not-
wendig, so hat der/die Vorsitzende die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Er/Sie kann solche Erhebungen von einem beauftragten Senatsmitglied, vom 
Disziplinarrat durch ein von deren Vorsitzenden zu bestimmendes Mitglied oder 
von einer ersuchten Staatsanwaltschaft durchführen lassen. 

(4) Für die Beiziehung eines/einer Verteidigers/Verteidigerin gilt § 69 Abs. 3 
erster Satz. Die Bestellung eines/einer Berufskollegen/Berufskollegin des/der 
Beschuldigten ist jedoch unzulässig. 

(5) Hinsichtlich der Übersendung von Akten durch die Gerichte und Verwal-
tungsbehörden gilt § 68 Abs. 6 auch im Verfahren zweiter Instanz. 

Mündliche Verhandlung 
§ 90. (1) Zur mündlichen Verhandlung sind der/die Disziplinaran-

walt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz, der/die Beschuldigte und sein/ihr 
bzw. seine/ihre Verteidiger/Verteidigerin zu laden. 

(2) Die mündliche Verhandlung ist auf Antrag des/der Beschuldigten öffent-
lich. Die Öffentlichkeit kann jedoch aus den Gründen des § 229 StPO ausge-
schlossen werden. Ist die Verhandlung nicht öffentlich, so kann der/die Beschul-
digte drei Personen seines Vertrauens beiziehen. Zeugen/Zeuginnen sind als Ver-
trauenspersonen ausgeschlossen. § 103 Abs. 1 gilt auch für die vom/von der Be-
schuldigten beigezogenen Vertrauenspersonen. 

(3) Die Verhandlung beginnt mit der Darstellung des Sachverhalts durch 
den/die Vorsitzenden/Vorsitzende. 

(4) Hierauf trägt der/die Berufungswerber/Berufungswerberin die Berufung 
vor. Die anderen in Abs. 1 Genannten haben ebenfalls das Recht auf Anhörung. 
Die Reihenfolge bestimmt der/die Vorsitzende. Das Schlusswort gebührt jeden-
falls dem/der Beschuldigten. 

(5) Sind der/die Beschuldigte und sein/ihr bzw. seine/ihre Verteidi-
ger/Verteidigerin nicht erschienen, so wird hiedurch die Durchführung der Ver-
handlung nicht gehindert. Dies ist dem/der Disziplinarbeschuldigten in der Vorla-
dung zur mündlichen Berufungsverhandlung mit dem Bemerken mitzuteilen, dass 
auch im Falle seines/ihres Ausbleibens über die Berufung unter Berücksichtigung 
des in der Berufungsausführung und in der Gegenausführung sowie in sonstigen 
Schriftsätzen Vorgebrachten dem Gesetz gemäß erkannt werden würde. 

(6) Der Disziplinarsenat kann in der mündlichen Verhandlung selbst Bewei-
se aufnehmen und die notwendigen Verfahrensergänzungen vornehmen. Perso-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nen, die als Zeugen/Zeuginnen vorgeladen werden, sind zum Erscheinen ver-
pflichtet. Die Beeidigung von Zeugen/Zeuginnen und Sachverständigen durch 
den/die Vorsitzenden/Vorsitzende des Disziplinarsenats ist zulässig. Der Diszipli-
narsenat kann die Beweisaufnahmen und Verfahrensergänzungen auch von einem 
beauftragten Senatsmitglied, vom Disziplinarrat durch ein vom/von der Vorsit-
zenden des Disziplinarsenats zu bestimmendes Mitglied oder von einem ersuchten 
Gericht durchführen lassen. 

(7) Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift im Sinne des § 83 
aufzunehmen. 

Entscheidung 
§ 91. (1) Ist die Erhebung des Sachverhalts oder das Verfahren erster Instanz 

mangelhaft, sodass es ganz oder zum Teil wiederholt oder ergänzt werden muss, 
und nimmt der Disziplinarsenat die Beweisaufnahme und die Verfahrensergän-
zungen weder selbst vor noch lässt er sie vornehmen (§ 90 Abs. 6), so hat er ohne 
Anberaumung einer mündlichen Verhandlung das Erkenntnis des Disziplinarrats 
ganz oder zum Teil aufzuheben und die Sache zur neuerlichen Verhandlung und 
Entscheidung im Umfang der Aufhebung an den Disziplinarrat zurückzuverwei-
sen. 

(2) In allen anderen Fällen hat der Disziplinarsenat in der mündlichen Beru-
fungsverhandlung in der Sache selbst zu entscheiden. Zeigt sich erst in dieser, 
dass ein im Abs. 1 erwähnter Mangel vorliegt, so kann der Disziplinarsenat das 
Erkenntnis des Disziplinarrats ganz oder zum Teil aufheben und die Sache zur 
neuerlichen Verhandlung und Entscheidung im Umfang der Aufhebung an den 
Disziplinarrat zurückverweisen. Entscheidet der Disziplinarsenat in der Sache 
selbst, ist er berechtigt, das Erkenntnis in jeder Richtung zu ändern, zum Nachteil 
des/der Beschuldigten jedoch nur im Umfang der Anfechtung. 

(3) Ist die Berufung lediglich zu Gunsten des/der Beschuldigten ergriffen 
worden, so darf weder der Disziplinarsenat noch im Fall einer Zurückverweisung 
der Disziplinarrat eine strengere Strafe als in dem angefochtenen Erkenntnis ver-
hängen. 

Erkenntnis 
§ 92. (1) Erkenntnisse, die auf Grund einer mündlichen Verhandlung gefällt 

werden, sind samt den wesentlichen Gründen sogleich zu verkünden. 
(2) Ausfertigungen des Erkenntnisses samt Gründen sind ehestens dem Dis-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ziplinarrat, dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster und zweiter 
Instanz, dem/der Beschuldigten, im Fall der Bestellung eines/einer Verteidi-
gers/Verteidigerin aber diesem/dieser, und weiters der Österreichischen Zahnärz-
tekammer und der für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte 
zuständigen Landeszahnärztekammer zuzustellen. 

Außerordentliche Rechtsmittel 
§ 93. Entscheidungen des Disziplinarsenats haben, wenn dem Standpunkt 

des/der Disziplinarbeschuldigten nicht vollinhaltlich Rechnung getragen wird, auf 
die Möglichkeit einer Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof, auf die bei der 
Einbringung einer solchen Beschwerde einzuhaltende Frist sowie auf das Formal-
erfordernis der Unterschrift eines/einer Rechtsanwalts/Rechtsanwältin hinzuwei-
sen. 

Kosten 
§ 94. (1) Hinsichtlich der Kosten des Verfahrens im Falle eines Schuld-

spruchs ist § 82 anzuwenden. Dem/Der verurteilten Disziplinarbeschuldigten 
fallen auch die Kosten des Rechtsmittelverfahrens zur Last, sofern sie nicht durch 
ein gänzlich erfolglos gebliebenes Rechtsmittel des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin verursacht worden sind. 

(2) Wird der/die Disziplinarbeschuldigte im Rechtsmittelverfahren teilweise 
freigesprochen, so sind die auf den Freispruch entfallenden Kosten, soweit es 
tunlich ist, vom Ersatz auszuscheiden. 

(3) Wird einer bloß wegen des Strafausspruchs erhobenen Berufung des/der 
Disziplinarbeschuldigten auch nur teilweise Folge gegeben und die Strafe zu 
seinen Gunsten abgeändert, so sind die Kosten des Berufungsverfahrens dem/der 
Berufungswerber/Berufungswerberin nicht aufzuerlegen.

Geldstrafen und Verfahrenskosten Geldstrafen und Verfahrenskosten 
§ 96. (1) und (2) … § 96. (1) und (2) …
(3) Wenn die unverzügliche Zahlung einer Geldstrafe oder der Verfahrens-

kosten den/die Zahlungspflichtigen/Zahlungspflichtige unbillig hart träfe, hat der 
Disziplinarrat bzw. der Disziplinarsenat auf Antrag durch Bescheid einen ange-
messenen Aufschub zu gewähren. Der Aufschub darf

(3) Wenn die unverzügliche Zahlung einer Geldstrafe oder der Verfahrens-
kosten den/die Zahlungspflichtigen/Zahlungspflichtige unbillig hart träfe, hat der 
Disziplinarrat auf Antrag durch Bescheid einen angemessenen Aufschub zu ge-
währen. Der Aufschub darf

 1. bei Geldstrafen (einschließlich der Verfahrenskosten) bis zu 15 000 Euro 
bei Bezahlung der ganzen Schuld oder bei Entrichtung von Teilbeträgen 

 1. bei Geldstrafen (einschließlich der Verfahrenskosten) bis zu 15 000 Euro 
bei Bezahlung der ganzen Schuld oder bei Entrichtung von Teilbeträgen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
insgesamt nicht mehr als ein Jahr, insgesamt nicht mehr als ein Jahr,

 2. bei Geldstrafen (einschließlich der Verfahrenskosten) über 15 000 Euro 
insgesamt nicht mehr als zwei Jahre

 2. bei Geldstrafen (einschließlich der Verfahrenskosten) über 15 000 Euro 
insgesamt nicht mehr als zwei Jahre

betragen. betragen.
(4) … (4)… 
(5) Gegen den Bescheid gemäß Abs. 3 steht kein Rechtsmittel zu. (5) Gegen den Bescheid gemäß Abs. 3 steht die Beschwerde an das Verwal-

tungsgericht des Landes offen.
Strafmilderung Strafmilderung 

§ 97. (1) … § 97. (1) … 
(2) Gegen einen Beschluss nach Abs. 1 steht dem/der Disziplinaran-

walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz und dem/der Disziplinarbeschuldigten 
die binnen vier Wochen einzubringende Beschwerde an den Disziplinarsenat der 
Österreichischen Zahnärztekammer zu. 

(2) Gegen einen Beschluss nach Abs. 1 steht dem/der Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin und dem/der Disziplinarbeschuldigten die binnen vier 
Wochen einzubringende Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes zu. 

Streichung aus der Zahnärzteliste Streichung aus der Zahnärzteliste 
§ 98. (1) Ist über ein Kammermitglied rechtskräftig die Disziplinarstrafe der 

Streichung aus der Zahnärzteliste verhängt worden und erklärt es innerhalb von 
drei Tagen nach der Verkündung des Disziplinarerkenntnisses durch den Diszip-
linarsenat schriftlich gegenüber der Österreichischen Zahnärztekammer, dass es 
dagegen Beschwerde nach Art. 144 Abs. 1 B-VG, verbunden mit einem Antrag 
auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung, erheben werde, so darf, wenn es 
in der Folge die rechtzeitige Erhebung der Beschwerde durch Übersendung einer 
Gleichschrift nachweist, das Erkenntnis erst vollzogen werden, wenn der Verfas-
sungsgerichtshof die aufschiebende Wirkung nicht zuerkennt oder das Beschwer-
deverfahren beendet ist. 

§ 98. (1) Ist über ein Kammermitglied rechtskräftig die Disziplinarstrafe der 
Streichung aus der Zahnärzteliste verhängt worden und erklärt es innerhalb von 
drei Tagen nach der Verkündung des Disziplinarerkenntnisses durch das Verwal-
tungsgericht des Landes schriftlich gegenüber der Österreichischen Zahnärzte-
kammer, dass es dagegen Beschwerde nach Art. 144 Abs. 1 B-VG oder Revision 
gemäß Art. 133 Abs. 1 Z 1 B-VG, verbunden mit einem Antrag auf Zuerkennung 
der aufschiebenden Wirkung, erheben werde, so darf, wenn es in der Folge die 
rechtzeitige Erhebung der Beschwerde durch Übersendung einer Gleichschrift 
nachweist, das Erkenntnis erst vollzogen werden, wenn der Verfassungsgerichts-
hof die aufschiebende Wirkung nicht zuerkennt oder das Beschwerdeverfahren 
beendet ist. 

(2) Der/Die Vorsitzende des Disziplinarsenats hat die Österreichische Zahn-
ärztekammer sowie die für den/die Disziplinarbeschuldig-
ten/Disziplinarbeschuldigte zuständige Landeszahnärztekammer unverzüglich 
nach Zustellung der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs über die aufschie-
bende Wirkung oder über die Beendigung des Beschwerdeverfahrens zu verstän-
digen. 

(2) Der/Die Vorsitzende des Verwaltungsgerichts des Landes hat die Öster-
reichische Zahnärztekammer sowie die für den/die Disziplinarbeschuldig-
ten/Disziplinarbeschuldigte zuständige Landeszahnärztekammer unverzüglich 
nach Zustellung der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs über die auf-
schiebende Wirkung oder über die Beendigung des Beschwerdeverfahrens zu 
verständigen. 

 Mitteilungen an die Öffentlichkeit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 98a. (1) Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den Verlauf und die Er-

gebnisse eines Disziplinarverfahrens, über den Inhalt der Disziplinarakten sowie 
über den Inhalt einer mündlichen Verhandlung und der Disziplinarentscheidun-
gen sind, soweit das Verfahren nicht öffentlich ist und außer im Falle des § 58 
Abs. 8, untersagt. 

(2) Das Kammermitglied, auf das sich das Disziplinarverfahren bezogen hat, 
darf jedoch über den Ausgang des Disziplinarverfahrens soweit berichten, als es 
damit nicht seine berufliche Verschwiegenheitspflicht verletzt.

Tilgung Tilgung 
§ 100. (1) und (2) … § 100. (1) und (2) …
(3) Der/Die Bestrafte kann die Feststellung beantragen, dass seine/ihre Dis-

ziplinarstrafe getilgt ist. Dieser Antrag ist beim Disziplinarrat einzubringen, der 
darüber mit Beschluss zu entscheiden hat. Gegen den Beschluss des Disziplinar-
rats kann der/die Betroffene binnen vier Wochen beim Disziplinarsenat Be-
schwerde erheben. § 86 Abs. 3 ist anzuwenden.

(3) Der/Die Bestrafte kann die Feststellung beantragen, dass seine/ihre Dis-
ziplinarstrafe getilgt ist. Dieser Antrag ist beim Disziplinarrat einzubringen, der 
darüber mit Beschluss zu entscheiden hat. Gegen den Beschluss des Disziplinar-
rats kann der/die Betroffene binnen vier Wochen beim Verwaltungsgericht des 
Landes Beschwerde erheben.

(4) … (4) … 

2166 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

40 von 98

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  41 von 98 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

8. Abschnitt 
Ordnungsstrafen 

§ 101. (1) Die Vorsitzenden des Disziplinarrats und des Disziplinarsenats 
haben für die Aufrechterhaltung der Ordnung und für die Wahrung des Anstands 
im Disziplinarverfahren zu sorgen. 

(2) Personen, die die Disziplinarverhandlung stören oder durch ungeziemen-
des Benehmen den Anstand verletzen, sind vom/von der Vorsitzenden zu ermah-
nen. Bleibt die Ermahnung erfolglos, so kann ihnen nach vorausgegangener An-
drohung durch den/die Vorsitzenden/Vorsitzende des Disziplinarrats bzw. des 
Disziplinarsenats das Wort entzogen und ihre Entfernung verfügt oder gegen sie 
eine Ordnungsstrafe bis zur Höhe von 1 500 Euro verhängt werden. 

(3) Entspricht der/die Verteidiger/Verteidigerin des/der Beschuldigten der 
Ermahnung des/der Vorsitzenden, die Ordnung nicht zu stören oder den Anstand 
nicht durch ungeziemendes Verhalten zu verletzen, nicht, so kann dem/der Be-
schuldigten aufgetragen werden, einen/eine anderen/andere Verteidi-
ger/Verteidigerin zu bestellen. 

(4) Die gleichen Ordnungsstrafen können gegen Personen verhängt werden, 
die sich in schriftlichen Eingaben einer beleidigenden Schreibweise bedienen 
sowie gegen Zeugen/Zeuginnen, die sich ihrer Verpflichtung zum Erscheinen (§§ 
74 Abs. 2, 90 Abs. 6) entziehen. 

(5) Vor der Verhängung der Ordnungsstrafe ist dem/der Betroffenen gemäß 
§ 45 Abs. 3 AVG Gelegenheit zu geben, sich schriftlich oder mündlich zu recht-
fertigen. 

(6) Gegen öffentliche Organe und gegen berufsmäßige Parteienvertre-
ter/Parteienvertreterinnen ist, wenn sie einem Disziplinarrecht unterstehen, keine 
Ordnungsstrafe zu verhängen, sondern lediglich Anzeige an die Disziplinarbehör-
de zu erstatten. 

(7) Die Verhängung einer Ordnungsstrafe schließt die strafgerichtliche Ver-
folgung wegen derselben Handlung nicht aus. 

(8) Gegen die Verhängung einer Ordnungsstrafe durch den Disziplinarrat 
kann der/die Betroffene beim Disziplinarsenat binnen vier Wochen Berufung 
erheben. Der Disziplinarsenat entscheidet endgültig. Der Vollzug der Ordnungs-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
strafe ist bis zur Entscheidung des Disziplinarsenats auszusetzen. Gegen den 
Beschluss auf Verhängung einer Ordnungsstrafe durch den Disziplinarsenat ist 
kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

(9) Die nach Abs. 2 verhängten Strafgelder fließen der Österreichischen 
Zahnärztekammer zu. 

Anwendung von anderen gesetzlichen Bestimmungen 
§ 102. (1) Für die Berechnung von Fristen, die Beratung und Abstimmung 

sowie die Wiederaufnahme des Verfahrens gelten die Bestimmungen der Straf-
prozessordnung, soweit sich aus den Bestimmungen dieses Hauptstücks nicht 
anderes ergibt. 

(2) Für die Wiedereinsetzung gelten die Bestimmungen der Strafprozessord-
nung mit der Maßgabe, dass die Wiedereinsetzung gegen die Versäumung aller 
Fristen zulässig ist und dass sie durch einen minderen Grad des Versehens nicht 
verhindert wird. Über einen Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet die Diszip-
linarbehörde, bei der die versäumte Prozesshandlung vorzunehmen war. Gegen 
die Verweigerung der Wiedereinsetzung ist kein Rechtsmittel zulässig. 

(3) Im übrigen sind 
 1. im Verfahren vor dem Disziplinarrat die Bestimmungen des AVG mit 

Ausnahme der §§ 2 bis 4, 12, 42 Abs. 1 und 2, 51, 51a, 57, 63 Abs. 1 und 
5 erster und zweiter Satz zweiter Halbsatz, 64 Abs. 2, 64a, 67a bis 67h, 
68 Abs. 2 und 3 und 75 bis 80, 

 2. im Verfahren vor dem Disziplinarsenat die Bestimmungen der Strafpro-
zessordnung über Rechtsmittel gegen Urteile der Bezirksgerichte und 

 3. im Verfahren vor dem Disziplinarrat und dem Disziplinarsenat die Be-
stimmungen des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982, 

insoweit anzuwenden, als sich aus den Bestimmungen dieses Hauptstücks nichts 
anderes ergibt und die Anwendung der Bestimmungen der Strafprozessordnung 
mit den Grundsätzen und Eigenheiten des Disziplinarverfahrens vereinbar ist. 

Mitteilungen an die Öffentlichkeit 
§ 103. (1) Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den Verlauf und die Er-

gebnisse eines Disziplinarverfahrens, über den Inhalt der Disziplinarakten sowie 
über den Inhalt einer mündlichen Verhandlung und der Disziplinarentscheidungen 
sind, soweit das Verfahren nicht öffentlich ist (§ 90 Abs. 2) und außer im Falle 
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des § 58 Abs. 8, untersagt. 

(2) Das Kammermitglied, auf das sich das Disziplinarverfahren bezogen hat, 
darf jedoch über den Ausgang des Disziplinarverfahrens soweit berichten, als es 
damit nicht seine berufliche Verschwiegenheitspflicht verletzt.

Kammerbeiträge Kammerbeiträge 
§ 105. (1) bis (4) … § 105. (1) bis (4) …
(5) Erste Instanz für Verfahren über Kammerbeiträge ist der/die Präsi-

dent/Präsidentin der Österreichischen Zahnärztekammer. Gegen Beschlüsse 
des/der Präsidenten/Präsidentin steht das Recht der Beschwerde an den Bundes-
ausschuss zu. Für diese Verfahren ist das AVG anzuwenden.

(5) Die Entscheidung in Verfahren über Kammerbeiträge obliegt dem/der 
Präsidenten/Präsidentin der Österreichischen Zahnärztekammer. 

(6) Rückständige Kammerbeiträge können durch politische Exekution einge-
trieben werden. 

(6) Rückständige Kammerbeiträge können nach Ausstellung eines Rück-
standsausweises durch den/die Präsidenten/Präsidentin der Österreichischen 
Zahnärztekammer nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 
53, eingebracht werden.

(7) Nähere Bestimmungen über die Festsetzung und Einhebung der Kam-
merbeiträge sind von der Österreichischen Zahnärztekammer in der Beitragsord-
nung festzulegen.

(7) Nähere Bestimmungen über das System und die Art der Vorschreibung 
sowie die Festsetzung und Einhebung der Kammerbeiträge sind von der Öster-
reichischen Zahnärztekammer in der Beitragsordnung festzulegen.

 
Rechtsakte im eigenen Wirkungsbereich Rechtsakte im eigenen Wirkungsbereich 

§ 109. (1) bis (5) … § 109. (1) bis (5) …
(6) Die Bestellung (6) Die Bestellung

 1. der beiden zahnärztlichen Beisitzer/Beisitzerinnen des Disziplinarrats 
und deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen (§ 62), 

 1. der beiden zahnärztlichen Beisitzer/Beisitzerinnen des Disziplinarrats 
und deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen (§ 62) und 

 2. des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in erster Instanz und des-
sen/deren Stellvertreter/Stellvertreterin (§ 63) und 

 2. des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin und dessen/deren Stell-
vertreters/Stellvertreterin (§ 63) 

 3. der beiden weiteren zahnärztlichen Beisitzer/Beisitzerinnen beim Diszip-
linarsenat und deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen (§ 66)

 

bedarf der Genehmigung des/der Bundesministers/Bundesministerin für Gesund-
heit. Diese ist zu erteilen, wenn die Bestellung diesem Bundesgesetz nicht wider-
spricht. 

bedarf der Genehmigung des/der Bundesministers/Bundesministerin für Gesund-
heit. Diese ist zu erteilen, wenn die Bestellung diesem Bundesgesetz nicht wider-
spricht. 

(7) … (7) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 126. (1) bis (7) … § 126. (1) bis (7) …
 (8) Mit 1. Jänner 2014 treten 

 1. das Inhaltsverzeichnis, § 35 Abs. 3, § 53 Abs. 1, § 57 Abs. 5, § 61 samt 
Überschrift, § 62 Abs. 1, § 63 samt Überschrift, § 68 samt Überschrift, 
§§ 69 bis 77, § 79 Abs. 2, § 79a samt Überschrift, § 80, § 81, § 83, 85a 
samt Überschrift, die Überschrift des 5. Abschnitts des 5. Hauptstücks, 
§ 86 samt Überschrift, § 96 Abs. 3 und 5, § 97 Abs. 2, § 98, § 98a samt 
Überschrift, § 100 Abs. 3, § 105 Abs. 5 bis 7 und § 109 Abs. 6 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 in Kraft sowie 

 2. § 13 Abs. 5 zweiter Satz, §§ 65 bis 67 samt Überschriften, §§ 87 bis 94 
samt Überschriften und der 8. Abschnitt der 5. Hauptstücks außer Kraft. 

Artikel 9 
Änderung des Ärztegesetzes 1998 

Rechtsmittelverfahren  
§ 13a. Bescheide der Österreichischen Ärztekammer in den Angelegenheiten 

der §§ 9, 10, 11, und 13 können durch Berufung unmittelbar beim unabhängigen 
Verwaltungssenat des Landes, in dessen Bereich die Anerkennung der Ausbil-
dungseinrichtung beabsichtigt ist, angefochten werden.

 

Rechtsmittelverfahren  
§ 35a. Bescheide der Österreichischen Ärztekammer in den Angelegenheiten 

der §§ 32, 33 und 35 können durch Berufung unmittelbar an den unabhängigen 
Verwaltungssenat des Landes, in dessen Bereich die Ausübung der ärztlichen 
Tätigkeit beabsichtigt ist, angefochten werden.

 

Freier Dienstleistungsverkehr Freier Dienstleistungsverkehr 
§ 37. (1) bis (6) … § 37. (1) bis (6) …
(7) Wenn die Nachprüfung ergibt, dass ein wesentlicher Unterschied zwi-

schen der ärztlichen Qualifikation des Dienstleistungserbringers und der entspre-
chenden österreichischen ärztlichen Ausbildung besteht und mit einer Gefährdung 
der Gesundheit des Dienstleistungsempfängers einhergeht, hat die Österreichische 

(7) Wenn die Nachprüfung ergibt, dass ein wesentlicher Unterschied zwi-
schen der ärztlichen Qualifikation des Dienstleistungserbringers und der entspre-
chenden österreichischen ärztlichen Ausbildung besteht und mit einer Gefähr-
dung der Gesundheit des Dienstleistungsempfängers einhergeht, hat die Österrei-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ärztekammer dem Dienstleistungserbringer innerhalb eines Monats ab Zustellung 
der Entscheidung die Möglichkeit zu geben, im Rahmen einer Eignungsprüfung 
nachzuweisen, dass er die fehlenden Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 
erworben hat. Wenn der Dienstleistungserbringer diesen Nachweis nicht erbrin-
gen kann, hat der Präsident der Österreichischen Ärztekammer ihm die Erbrin-
gung von Dienstleistungen mit Bescheid zu untersagen. Gegen diese Entschei-
dung ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

chische Ärztekammer dem Dienstleistungserbringer innerhalb eines Monats ab 
Zustellung der Entscheidung die Möglichkeit zu geben, im Rahmen einer Eig-
nungsprüfung nachzuweisen, dass er die fehlenden Kenntnisse, Erfahrungen und 
Fertigkeiten erworben hat. Wenn der Dienstleistungserbringer diesen Nachweis 
nicht erbringen kann, hat der Präsident der Österreichischen Ärztekammer ihm 
die Erbringung von Dienstleistungen mit Bescheid zu untersagen. 

(8) und (9) … (8) und (9) …
(10) Der Dienstleistungserbringer oder sein Dienstgeber haben erforderli-

chenfalls der Österreichischen Ärztekammer die Unterlagen vorzulegen, die für 
die Beurteilung, ob die vom Dienstleistungserbringer ausgeübte Tätigkeit den 
Anforderungen an die Erbringung einer Dienstleistung gemäß Abs. 1 entspricht. 
Wenn die Beurteilung ergibt, dass die Tätigkeit nicht nur vorübergehend und 
gelegentlich erfolgt, ist dieses Ergebnis dem Dienstleistungserbringer mitzuteilen 
und, sofern die Fortsetzung der ärztlichen Tätigkeit im selben Ausmaß angestrebt 
wird, auf das Erfordernis der Eintragung in die Ärzteliste im Rahmen der Nieder-
lassung hinzuweisen. Wenn der Dienstleistungserbringer die Tätigkeit nicht auf 
das Ausmaß einer Dienstleistungserbringung gemäß Abs. 1 reduziert und zugleich 
die Eintragung in die Ärzteliste gemäß § 27 beantragt, hat die Österreichische 
Ärztekammer einen Feststellungsbescheid erlassen, wonach unter den gegebenen 
Bedingungen die Ausübung einer weiteren ärztlichen Tätigkeit in Österreich 
durch den Dienstleistungserbringer nicht zulässig ist. Ein ordentliches Rechtsmit-
tel ist nicht zulässig.

(10) Der Dienstleistungserbringer oder sein Dienstgeber haben erforderli-
chenfalls der Österreichischen Ärztekammer die Unterlagen vorzulegen, die für 
die Beurteilung, ob die vom Dienstleistungserbringer ausgeübte Tätigkeit den 
Anforderungen an die Erbringung einer Dienstleistung gemäß Abs. 1 entspricht. 
Wenn die Beurteilung ergibt, dass die Tätigkeit nicht nur vorübergehend und 
gelegentlich erfolgt, ist dieses Ergebnis dem Dienstleistungserbringer mitzuteilen 
und, sofern die Fortsetzung der ärztlichen Tätigkeit im selben Ausmaß angestrebt 
wird, auf das Erfordernis der Eintragung in die Ärzteliste im Rahmen der Nieder-
lassung hinzuweisen. Wenn der Dienstleistungserbringer die Tätigkeit nicht auf 
das Ausmaß einer Dienstleistungserbringung gemäß Abs. 1 reduziert und zu-
gleich die Eintragung in die Ärzteliste gemäß § 27 beantragt, hat die Österreichi-
sche Ärztekammer einen Feststellungsbescheid zu erlassen, wonach unter den 
gegebenen Bedingungen die Ausübung einer weiteren ärztlichen Tätigkeit in 
Österreich durch den Dienstleistungserbringer nicht zulässig ist. 

(11) … (11) … 
Zulassungsverfahren für Gruppenpraxen im Rahmen der ambulanten öf-

fentlichen Gesundheitsversorgung 
Zulassungsverfahren für Gruppenpraxen im Rahmen der ambulanten öf-

fentlichen Gesundheitsversorgung 
§ 52c. (1) bis (3) … § 52c. (1) bis (3) …
(4) Parteistellung im Sinne des § 8 AVG und das Recht der Beschwerde ge-

mäß Art. 131 Abs. 2 B-VG haben auch 
 1. die betroffenen Sozialversicherungsträger, 
 2. die örtlich zuständige Landesärztekammer sowie 
 3. die gesetzliche Interessenvertretung privater Krankenanstalten. 

(4) Parteistellung im Sinne des § 8 AVG und das Recht der Beschwerde 
gemäß Art. 132 Abs. 5 B-VG sowie Revision gemäß Art. 133 Abs. 8 B-VG ha-
ben auch 
 1. die betroffenen Sozialversicherungsträger, 
 2. die örtlich zuständige Landesärztekammer sowie 

3. die gesetzliche Interessenvertretung privater Krankenanstalten

2166 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

45 von 98

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  46 von 98 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1, 6 und 7 ist eine Berufung unzulässig.
(6) Wesentliche Änderungen des Leistungsangebots (Abs. 1) bedürfen der 

Zulassung durch den Landeshauptmann unter Anwendung der Abs. 1 bis 5.
(5) Wesentliche Änderungen des Leistungsangebots (Abs. 1) bedürfen der 

Zulassung durch den Landeshauptmann unter Anwendung der Abs. 1 bis 4.
(7) Der Landeshauptmann hat unter größtmöglicher Schonung wohl erwor-

bener Rechte Bescheide zurückzunehmen oder abzuändern, wenn sich 
 1. die für die Zulassung maßgeblicher Umstände geändert haben oder 
 2. nachträglich hervorkommt, dass eine erforderliche Voraussetzung schon 

ursprünglich nicht bestanden hat oder 
 3. die Auflagen des Zulassungsbescheids nach erfolglosem Verstreichen 

einer zur Einhaltung der Auflagen gesetzten Frist nicht eingehalten wer-
den. 

Die Nichteinhaltung von Auflagen gemäß Z 3 stellt eine Berufspflichtverletzung 
gemäß § 49 Abs. 1 dar. 

(6) Der Landeshauptmann hat unter größtmöglicher Schonung wohl erwor-
bener Rechte Bescheide zurückzunehmen oder abzuändern, wenn sich 
 1. die für die Zulassung maßgeblicher Umstände geändert haben oder 
 2. nachträglich hervorkommt, dass eine erforderliche Voraussetzung schon 

ursprünglich nicht bestanden hat oder 
 3. die Auflagen des Zulassungsbescheids nach erfolglosem Verstreichen 

einer zur Einhaltung der Auflagen gesetzten Frist nicht eingehalten wer-
den. 

Die Nichteinhaltung von Auflagen gemäß Z 3 stellt eine Berufspflichtverletzung 
gemäß § 49 Abs. 1 dar.

(8) Der Landeshauptmann hat der Österreichischen Ärztekammer die Zu-
rücknahme eines Bescheids gemäß Abs. 7 unverzüglich mitzuteilen. Die Österrei-
chische Ärztekammer hat umgehend die Streichung der Gruppenpraxis aus der 
Ärzteliste durchzuführen. 

(7) Der Landeshauptmann hat der Österreichischen Ärztekammer die Zu-
rücknahme eines Bescheids gemäß Abs. 6 unverzüglich mitzuteilen. Die Öster-
reichische Ärztekammer hat umgehend die Streichung der Gruppenpraxis aus der 
Ärzteliste durchzuführen.

Vorläufige Untersagung der Berufsausübung Vorläufige Untersagung der Berufsausübung 
§ 62. (1) bis (4) … § 62. (1) bis (4) …
(5) Vor der Untersagung nach den Abs. 1 oder 2 ist die Österreichische Ärz-

tekammer, bei Ärzten, die ihren Beruf im Rahmen eines Dienstverhältnisses bei 
einer Gebietskörperschaft oder einer anderen Körperschaft öffentlichen Rechts 
ausüben, auch die vorgesetzte Dienstelle zu hören. Die Untersagung ist ihr in 
jedem Falle mitzuteilen. Gegen die Untersagung nach Abs. 2 hat die Österreichi-
sche Ärztekammer das Recht der Berufung.

(5) Vor der Untersagung nach den Abs. 1 oder 2 ist die Österreichische Ärz-
tekammer, bei Ärzten, die ihren Beruf im Rahmen eines Dienstverhältnisses bei 
einer Gebietskörperschaft oder einer anderen Körperschaft öffentlichen Rechts 
ausüben, auch die vorgesetzte Dienstelle zu hören. Die Untersagung ist ihr in 
jedem Falle mitzuteilen. Gegen die Untersagung nach Abs. 2 hat die Österreichi-
sche Ärztekammer das Recht der Beschwerde.

Verfahrensrecht und Datenschutz Verfahrensrecht und Datenschutz 
§ 66b. (1) Die Ärztekammern haben bei der Wahrnehmung behördlicher 

Aufgaben das Allgemeine Verwaltungsverfahrensge-
setz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, anzuwenden.

 

(2) Die Ärztekammern sind im Sinne des Datenschutzgeset-
zes 2000 (DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999, zur

§ 66b. (1) Die Ärztekammern sind im Sinne des Datenschutzgeset-
zes 2000 (DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999, zur
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. Ermittlung und Verarbeitung von persönlichen und persönlichen berufs-

bezogenen Daten der Ärzte und von persönlichen Daten allfälliger An-
spruchsberechtigter oder Begünstigter aus dem Wohlfahrtsfonds sowie

 1. Ermittlung und Verarbeitung von persönlichen und persönlichen berufs-
bezogenen Daten der Ärzte und von persönlichen Daten allfälliger An-
spruchsberechtigter oder Begünstigter aus dem Wohlfahrtsfonds sowie 

 2. Übermittlung von öffentlichen Daten aus der Ärzteliste und von Ärzten 
zur Veröffentlichung bekannt gegebenen Daten

 2. Übermittlung von öffentlichen Daten aus der Ärzteliste und von Ärzten 
zur Veröffentlichung bekannt gegebenen Daten

ermächtigt. ermächtigt. 
(3) Unbeschadet des Abs. 2 sind die Ärztekammern berechtigt, Daten im 

Sinne des DSG 2000 in folgendem Umfang zu übermitteln:
(2) Unbeschadet des Abs. 2 sind die Ärztekammern berechtigt, Daten im 

Sinne des DSG 2000 in folgendem Umfang zu übermitteln:
 1. an Sozialversicherungsträger, Krankenfürsorgeanstalten und Dienstgeber 

von angestellten Ärzten die für die Durchführung der Einbehalte der 
Wohlfahrtsfondsbeiträge und Kammerumlagen vom Monatsbezug not-
wendigen Daten, 

 1. an Sozialversicherungsträger, Krankenfürsorgeanstalten und Dienstgeber 
von angestellten Ärzten die für die Durchführung der Einbehalte der 
Wohlfahrtsfondsbeiträge und Kammerumlagen vom Monatsbezug not-
wendigen Daten,

 2. an die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft die in der 
Ärzteliste aufscheinenden Daten der Ärzte einschließlich der Änderungen 
und relevanten Angaben über Tätigkeiten und Einkünfte zur Durchfüh-
rung der Sozialversicherung. 

 2. an die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft die in der 
Ärzteliste aufscheinenden Daten der Ärzte einschließlich der Änderun-
gen und relevanten Angaben über Tätigkeiten und Einkünfte zur Durch-
führung der Sozialversicherung.

(4) Die Weitergabe von Daten durch Empfänger gemäß Abs. 3 ist untersagt. (3) Die Weitergabe von Daten durch Empfänger gemäß Abs. 3 ist untersagt. 
(5) Die Ärztekammern dürfen ihren Kammerangehörigen Informationen 

auch im Wege elektronischer Post übermitteln. Massensendungen an ihre Kam-
merangehörigen, die der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Ärztekammern 
dienen, bedürfen keiner Einwilligung der Empfänger gemäß § 107 Telekommuni-
kationsgesetz 2003 (TKG 2003), BGBl. I Nr. 70/2003.

(4) Die Ärztekammern dürfen ihren Kammerangehörigen Informationen 
auch im Wege elektronischer Post übermitteln. Massensendungen an ihre Kam-
merangehörigen, die der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Ärztekammern 
dienen, bedürfen keiner Einwilligung der Empfänger gemäß § 107 Telekommu-
nikationsgesetz 2003 (TKG 2003), BGBl. I Nr. 70/2003.

Organe der Ärztekammern Organe der Ärztekammern 
§ 73. (1) Organe der Ärztekammern sind: 

 1. die Vollversammlung (§§  74 bis 80), 
 2. der Kammervorstand (§ 81), 
 3. der Präsident und die Vizepräsidenten (§ 83), 
 4. die Kurienversammlung (§ 84), 
 5. die Kurienobmänner und ihre Stellvertreter (§ 85), 
 6. das Präsidium (§ 86), 
 7. die Erweiterte Vollversammlung (§§ 80a und 80b), 
 8. der Verwaltungsausschuss des Wohlfahrtsfonds (§ 113),

§ 73. (1) Organe der Ärztekammern sind: 
 1. die Vollversammlung (§§ 74 bis 80), 
 2. der Kammervorstand (§ 81), 
 3. der Präsident und die Vizepräsidenten (§ 83), 
 4. die Kurienversammlung (§ 84), 
 5. die Kurienobmänner und ihre Stellvertreter (§ 85), 
 6. das Präsidium (§ 86), 
 7. die Erweiterte Vollversammlung (§§ 80a und 80b) sowie 

8. der Verwaltungsausschuss des Wohlfahrtsfonds (§ 113).
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 9. der Beschwerdeausschuss des Wohlfahrtsfonds (§ 113).

(2) … (2) … 
Aufgaben der Vollversammlung Aufgaben der Vollversammlung 

§ 80. Der Vollversammlung obliegt 
 1. die Anordnung der Wahl in die Vollversammlung und die Festsetzung 

der Zahl der Kammerräte, 
 2. die Wahl des Präsidenten und eines zusätzlichen Vizepräsidenten, sofern 

ein solcher in der Satzung vorgesehen ist (§ 73 Abs. 2), 
 3. die Festsetzung der Zahl der weiteren Vorstandsmitglieder (§ 81 Abs. 1), 
 4. die Wahl der übrigen ärztlichen Mitglieder des Verwaltungsausschusses 

(§ 113 Abs. 2 Z 2) und des Beschwerdeausschusses (§ 113 Abs. 5 vor-
letzter Satz) sowie der beiden ärztlichen Rechnungsprüfer des Überprü-
fungsausschusses des Wohlfahrtsfonds (§ 114 Abs. 1 Z 2), 

 5. die Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag und den Rechnungsab-
schluss, 

 6. die Erlassung einer Umlagenordnung, 
 7. die Erlassung einer Diäten- und Reisegebührenordnung (Tage- und Näch-

tigungsgelder, Fahrtkostenersatz) einschließlich Gebühren (insbesondere 
feste Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgelder, Bearbeitungsgebühren) 
für Funktionäre, Referenten und sonstige Beauftragte der Ärztekammern 
mit Ausnahme jener Referenten, die von den Kurienversammlungen be-
stellt werden, 

 8. die Erlassung der Satzung, 
 9. die Erlassung der Geschäftsordnung sowie 
 10. die Erlassung der Dienstordnung für das Personal der Ärztekammer.

§ 80. Der Vollversammlung obliegt 
 1. die Anordnung der Wahl in die Vollversammlung und die Festsetzung 

der Zahl der Kammerräte, 
 2. die Wahl des Präsidenten und eines zusätzlichen Vizepräsidenten, sofern 

ein solcher in der Satzung vorgesehen ist (§ 73 Abs. 2), 
 3. die Festsetzung der Zahl der weiteren Vorstandsmitglieder (§ 81 Abs. 1), 
 4. die Wahl der übrigen ärztlichen Mitglieder des Verwaltungsausschusses 

(§ 113 Abs. 2 Z 2) und der beiden ärztlichen Rechnungsprüfer des Über-
prüfungsausschusses des Wohlfahrtsfonds (§ 114 Abs. 1 Z 2), 

 5. die Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag und den Rechnungs-
abschluss, 

 6. die Erlassung einer Umlagenordnung, 
 7. die Erlassung einer Diäten- und Reisegebührenordnung (Tage- und 

Nächtigungsgelder, Fahrtkostenersatz) einschließlich Gebühren (insbe-
sondere feste Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgelder, Bearbeitungs-
gebühren) für Funktionäre, Referenten und sonstige Beauftragte der Ärz-
tekammern mit Ausnahme jener Referenten, die von den Kurienver-
sammlungen bestellt werden, 

 8. die Erlassung der Satzung, 
 9. die Erlassung der Geschäftsordnung sowie 
 10. die Erlassung der Dienstordnung für das Personal der Ärztekammer. 

Aufgaben der Erweiterten Vollversammlung Aufgaben der Erweiterten Vollversammlung 
§ 80b. Der Erweiterten Vollversammlung obliegen im eigenen Wirkungsbe-

reich 
 1. die Erlassung einer Satzung des Wohlfahrtsfonds, deren Beschlussfas-

sung und deren Änderung der Zweidrittelmehrheit bei Anwesenheit von 
mindestens zwei Drittel ihrer Mitglieder bedarf, 

 2. die Erlassung einer Wohlfahrtsfondsbeitragsordnung,

§ 80b. Der Erweiterten Vollversammlung obliegen im eigenen Wirkungsbe-
reich 
 1. die Erlassung einer Satzung des Wohlfahrtsfonds, deren Beschlussfas-

sung und deren Änderung der Zweidrittelmehrheit bei Anwesenheit von 
mindestens zwei Drittel ihrer Mitglieder bedarf, 

2. die Erlassung einer Wohlfahrtsfondsbeitragsordnung,
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 3. die Festlegung der Anzahl der weiteren Mitglieder des Verwaltungsaus-

schusses und die Wahl des Vorsitzenden des Beschwerdeausschusses 
sowie 

 4. die Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag und den Rechnungsab-
schluss des Wohlfahrtsfonds. 

 3. die Festlegung der Anzahl der weiteren Mitglieder des Verwaltungsaus-
schusses sowie 

 4. die Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag und den Rechnungs-
abschluss des Wohlfahrtsfonds. 

§ 91. (1) bis (6) … § 91. (1) bis (6) …
(7) Erste Instanz für das Verfahren über die Kammerumlage gemäß Abs. 1 

ist der Präsident. Gegen Beschlüsse des Präsidenten steht den Betroffenen das 
Recht der Beschwerde an den Vorstand zu.

(7) Die Entscheidung in Verfahren über die Kammerumlage gemäß Abs. 1 
obliegt dem Präsidenten. 

(8) Erste Instanz für das Verfahren über die Kurienumlage gemäß Abs. 2 ist 
der Kurienobmann. Gegen Beschlüsse des Kurienobmannes steht den Betroffenen 
das Recht der Beschwerde an die Kurienversammlung zu.

(8) Die Entscheidung in Verfahren über die Kurienumlage gemäß Abs. 2 
obliegt dem Kurienobmann. 

(9) Für Verfahren gemäß Abs. 7 und 8 ist das Allgemeine Verwaltungsver-
fahrensgesetz 1991, BGBl. Nr. 51, anzuwenden.

 

(10) Die mit dem Betrieb von wirtschaftlichen Einrichtungen verbundenen 
Verwaltungskosten sind aus deren Mitteln aufzubringen.

(9) Die mit dem Betrieb von wirtschaftlichen Einrichtungen verbundenen 
Verwaltungskosten sind aus deren Mitteln aufzubringen.

Verwaltung des Wohlfahrtsfonds Verwaltung des Wohlfahrtsfonds 
§ 113. (1) bis (3) … § 113. (1) bis (3) …
(4) Die Beschlüsse des Verwaltungsausschusses werden mit einfacher Mehr-

heit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Gegen Beschlüsse des Verwal-
tungsausschusses steht den Betroffenen das Recht der Beschwerde an einen von 
der Erweiterten Vollversammlung bestellten Beschwerdeausschuss zu.

(4) Die Beschlüsse des Verwaltungsausschusses werden mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. 

(5) Der Beschwerdeausschuss besteht aus einem Vorsitzenden und vier wei-
teren Mitgliedern. Wenn zum Vorsitzenden ein Kammerangehöriger bestellt wird, 
ist den Sitzungen des Beschwerdeausschusses eine rechtskundige Person beizu-
ziehen. Ein Mitglied und dessen Stellvertreter ist von der zuständigen Landes-
zahnärztekammer nach den Bestimmungen des ZÄKG zu bestellen. Von der 
Erweiterten Vollversammlung sind für die Dauer ihrer Funktionsperiode der Vor-
sitzende und sein Stellvertreter, die nicht Kammerangehörige sein müssen, mit 
absoluter Stimmenmehrheit zu bestellen oder in getrennten Wahlgängen aus dem 
Kreis der Kammerangehörigen zu wählen. Wird bei der ersten Wahl des Vorsit-
zenden oder seines Stellvertreters keine absolute Mehrheit der gültigen Stimmen 
erzielt, so findet eine engere Wahl statt. In diese kommen jene beiden Personen, 

 

2166 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

49 von 98

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  50 von 98 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
die bei der ersten Wahl die meisten Stimmen erhalten haben. Soweit bei der ers-
ten Wahl mehrere Personen gleich viele Stimmen erhalten haben, entscheidet das 
Los, wer von ihnen in die engere Wahl kommt. Ergibt sich auch bei der engeren 
Wahl Stimmengleichheit, so hat ebenfalls das Los zu entscheiden. Die weiteren 
Mitglieder und deren Stellvertreter – mit Ausnahme der von der Landeszahnärz-
tekammer bestellten – sind von der Vollversammlung in je einem Wahlgang nach 
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes jeweils aus dem Kreis der Kammer-
angehörigen der Ärztekammer zu wählen. Die Mitglieder des Beschwerdeaus-
schusses dürfen dem Kammervorstand der Ärztekammer oder der jeweiligen 
Landeszahnärztekammer, dem Verwaltungsausschuss und dem Überprüfungsaus-
schuss nicht angehören. 

(6) Der Beschwerdeausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen. Für die Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit von 
zumindest drei Mitgliedern erforderlich. Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig, 
der Vorsitzende stimmt zuletzt ab. Die Entscheidungen des Beschwerdeausschus-
ses sind endgültig und können durch ein ordentliches Rechtsmittel nicht ange-
fochten werden.

 

(7) Für das Verfahren vor dem Verwaltungsausschuß und dem Beschwerde-
ausschuß ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 anzuwenden.

 

§ 114. (1) … § 114. (1) …
(2) Die Rechnungsprüfer und ihre Stellvertreter dürfen dem Verwaltungsaus-

schuss und dem Beschwerdeausschuss nicht angehören.
(2) Die Rechnungsprüfer und ihre Stellvertreter dürfen dem Verwaltungs-

ausschuss nicht angehören.
§ 116. In der Satzung und auf Grund der §§ 96 bis 115 nähere Vorschriften 

über die Verwaltung der Fondsmittel, die Zusammensetzung des Verwaltungsaus-
schusses, des Beschwerdeausschusses, die Tätigkeit des Überprüfungsausschusses 
und schließlich über die Höhe, die Festlegung der Voraussetzungen und das Ver-
fahren für die Gewährung der vorgesehenen Versorgungs- und Unterstützungs-
leistungen zu treffen. Nähere Vorschriften über die Aufbringung der Wohlfahrts-
fondsbeiträge sind in der Beitragsordnung für den Wohlfahrtsfonds zu treffen.

§ 116. In der Satzung und auf Grund der §§ 96 bis 115 nähere Vorschriften 
über die Verwaltung der Fondsmittel, die Zusammensetzung des Verwaltungs-
ausschusses, die Tätigkeit des Überprüfungsausschusses und schließlich über die 
Höhe, die Festlegung der Voraussetzungen und das Verfahren für die Gewährung 
der vorgesehenen Versorgungs- und Unterstützungsleistungen zu treffen. Nähere 
Vorschriften über die Aufbringung der Wohlfahrtsfondsbeiträge sind in der Bei-
tragsordnung für den Wohlfahrtsfonds zu treffen.

Verfahrensrecht und Datenschutz Verfahrensrecht und Datenschutz 
§ 117d. (1) Die Österreichische Ärztekammer hat bei der Wahrnehmung be-

hördlicher Aufgaben das AVG anzuwenden.
 

(2) Die Österreichische Ärztekammer ist im Sinne des DSG 2000 zur § 117d. (1) Die Österreichische Ärztekammer ist im Sinne des DSG 2000 
zur
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 1. Ermittlung und Verarbeitung von persönlichen und persönlichen berufs-

bezogenen Daten der Ärzte und von persönlichen Daten allfälliger An-
spruchsberechtigter oder Begünstigter aus dem Wohlfahrtsfonds sowie

 1. Ermittlung und Verarbeitung von persönlichen und persönlichen berufs-
bezogenen Daten der Ärzte und von persönlichen Daten allfälliger An-
spruchsberechtigter oder Begünstigter aus dem Wohlfahrtsfonds sowie 

 2. Übermittlung von öffentlichen Daten aus der Ärzteliste und von Ärzten 
zur Veröffentlichung bekannt gegebenen Daten 

 2. Übermittlung von öffentlichen Daten aus der Ärzteliste und von Ärzten 
zur Veröffentlichung bekannt gegebenen Daten 

ermächtigt. ermächtigt. 
(3) Unbeschadet des Abs. 2 ist die Österreichische Ärztekammer berechtigt, 

Daten im Sinne des DSG 2000 in folgendem Umfang zu übermitteln:
(2) Unbeschadet des Abs. 2 ist die Österreichische Ärztekammer berechtigt, 

Daten im Sinne des DSG 2000 in folgendem Umfang zu übermitteln:
 1. an Sozialversicherungsträger, Krankenfürsorgeanstalten und Dienstgeber 

von angestellten Ärzten die für die Durchführung der Einbehalte der 
Wohlfahrtsfondsbeiträge und Kammerumlagen vom Monatsbezug not-
wendigen Daten, 

 1. an Sozialversicherungsträger, Krankenfürsorgeanstalten und Dienstgeber 
von angestellten Ärzten die für die Durchführung der Einbehalte der 
Wohlfahrtsfondsbeiträge und Kammerumlagen vom Monatsbezug not-
wendigen Daten,

 2. an die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft die in der 
Ärzteliste aufscheinenden Daten der Ärzte einschließlich der Änderungen 
und relevanten Angaben über Tätigkeiten und Einkünfte zur Durchfüh-
rung der Sozialversicherung. 

 2. an die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft die in der 
Ärzteliste aufscheinenden Daten der Ärzte einschließlich der Änderun-
gen und relevanten Angaben über Tätigkeiten und Einkünfte zur Durch-
führung der Sozialversicherung. 

(4) Die Weitergabe von Daten durch Empfänger gemäß Abs. 3 ist untersagt. (3) Die Weitergabe von Daten durch Empfänger gemäß Abs. 3 ist untersagt. 
(5) Die Österreichische Ärztekammer darf ihren Kammerangehörigen und 

den Kammerangehörigen der Ärztekammern in den Bundesländern Informationen 
auch im Wege elektronischer Post übermitteln. Massensendungen an diesen Per-
sonenkreis, die der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Österreichischen 
Ärztekammer dienen, bedürfen keiner Einwilligung der Empfänger gemäß 
§ 107 TKG 2003.

(4) Die Österreichische Ärztekammer darf ihren Kammerangehörigen und 
den Kammerangehörigen der Ärztekammern in den Bundesländern Informatio-
nen auch im Wege elektronischer Post übermitteln. Massensendungen an diesen 
Personenkreis, die der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Österreichischen 
Ärztekammer dienen, bedürfen keiner Einwilligung der Empfänger gemäß 
§ 107 TKG 2003.

Organe Organe 
§ 120. Organe der Österreichischen Ärztekammer sind 

 1. die Vollversammlung (§§ 121 und 122), 
 2. der Vorstand (§ 123), 
 3. der Präsident und drei Vizepräsidenten (§ 125), 
 4. die Bundeskurien (§ 126), 
 5. die Bundeskurienobmänner und ihre Stellvertreter (§ 127), 
 6. das Präsidium (§ 128), 
 6a. die Ausbildungskommission (§ 128a),

§ 120. Organe der Österreichischen Ärztekammer sind 
 1. die Vollversammlung (§§ 121 und 122), 
 2. der Vorstand (§ 123), 
 3. der Präsident und drei Vizepräsidenten (§ 125), 
 4. die Bundeskurien (§ 126), 
 5. die Bundeskurienobmänner und ihre Stellvertreter (§ 127), 
 6. das Präsidium (§ 128), 

7. die Ausbildungskommission (§ 128a),
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 7. der Verwaltungsausschuß und der Berufungsausschuß eines gemeinsa-

men Wohlfahrtsfonds (§ 134), 
 8. der Disziplinarrat (§ 140). 

 8. der Verwaltungsausschuß eines gemeinsamen Wohlfahrtsfonds (§ 134), 
 9. der Disziplinarrat (§ 140). 

§ 132. (1) und (2) … § 132. (1) und (2) …
(3) Erste Instanz für Verfahren über Umlagen gemäß Abs. 1 ist der Präsi-

dent. Gegen Beschlüsse des Präsidenten steht das Recht der Beschwerde an den 
Vorstand zu.

(3) Die Entscheidung in Verfahren über Umlagen gemäß Abs. 1 obliegt dem 
Präsidenten. 

(4) Erste Instanz für Verfahren über die Kammerumlage gemäß Abs. 2 ist 
der Bundeskurienobmann. Gegen Beschlüsse des Bundeskurienobmannes steht 
das Recht der Beschwerde an die Bundeskurie zu.

(4) Die Entscheidung in Verfahren über die Kammerumlage gemäß Abs. 2 
obliegt dem Bundeskurienobmann. 

(5) Für Verfahren gemäß Abs. 3 und 4 ist das Allgemeine Verwaltungsver-
fahrensgesetz 1991 anzuwenden. Rückständige Kammerumlagen können nach 
Ausstellung eines Rückstandsausweises durch den Präsidenten nach dem Verwal-
tungsvollstreckungsgesetz 1991 eingebracht werden. Für rückständige Kammer-
umlagen kann die Umlagenordnung die Einhebung von Verzugszinsen vorsehen. 
Die Verzugszinsen können bis zu 8 vH p.a. betragen.

(5) Rückständige Kammerumlagen können nach Ausstellung eines Rück-
standsausweises durch den Präsidenten nach dem Verwaltungsvollstreckungsge-
setz 1991 eingebracht werden. Für rückständige Kammerumlagen kann die 
Umlagenordnung die Einhebung von Verzugszinsen vorsehen. Die Verzugszin-
sen können bis zu 8 vH p.a. betragen. 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 
Wohlfahrtsfonds Wohlfahrtsfonds 

§ 134. (1) und (2) … § 134. (1) und (2) …
(3) Gegen Beschlüsse des Verwaltungsausschusses steht dem davon Betrof-

fenen die Beschwerde an einen Berufungsausschuss zu. Der Berufungsausschuss 
wird von den an der Einrichtung beteiligten Kammern gebildet. Er besteht aus 
einem Obmann, einem Stellvertreter und weiteren Mitgliedern. Der Obmann und 
sein Stellvertreter werden vom Berufungsausschuss in getrennten Wahlgängen 
mit absoluter Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen aus seiner Mitte ge-
wählt. Wird bei der ersten Wahl des Obmannes oder seines Stellvertreters keine 
absolute Mehrheit der gültigen Stimmen erzielt, so findet eine engere Wahl statt. 
In diese kommen jene beiden Personen, die bei der ersten Wahl die meisten 
Stimmen erhalten haben. Soweit bei der ersten Wahl mehrere Personen gleich 
viele Stimmen erhalten haben, entscheidet das Los, wer von ihnen in die engere 
Wahl kommt. Ergibt sich auch bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, so hat 
ebenfalls das Los zu entscheiden. 

 

(4) Die Österreichische Ärztekammer kann die Geschäftsführung des Wohl- (3) Die Österreichische Ärztekammer kann die Geschäftsführung des Wohl-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
fahrtsfonds einer der beteiligten Kammern übertragen. fahrtsfonds einer der beteiligten Kammern übertragen.

(5) Sofern für Beschlüsse in den §§ 96 bis 116 die Genehmigung der Landes-
regierung vorgesehen ist, tritt an deren Stelle der Bundesminister für Gesundheit. 

(4) Sofern für Beschlüsse in den §§ 96 bis 116 die Genehmigung der Lan-
desregierung vorgesehen ist, tritt an deren Stelle der Bundesminister für Gesund-
heit.

2. Abschnitt 2. Abschnitt 
Disziplinarvergehen Disziplinarvergehen 

§ 136. (1) bis (5) … § 136. (1) bis (5) …
(6) Die disziplinäre Verfolgung ist jedoch ausgeschlossen, soweit der Arzt 

oder außerordentliche Kammerangehörige bereits von einem anderen für ihn 
zuständigen Träger der Disziplinargewalt hinsichtlich derselben Tat disziplinär 
bestraft worden ist. Bis zur Erledigung eines vor diesem anhängig gemachten 
Verfahrens ist das Verfahren vor dem Disziplinarrat oder Disziplinarsenat zu 
unterbrechen.

(6) Die disziplinäre Verfolgung ist jedoch ausgeschlossen, soweit der Arzt 
oder außerordentliche Kammerangehörige bereits von einem anderen für ihn 
zuständigen Träger der Disziplinargewalt hinsichtlich derselben Tat disziplinär 
bestraft worden ist. Bis zur Erledigung eines vor diesem anhängig gemachten 
Verfahrens ist das Verfahren vor dem Disziplinarrat zu unterbrechen. 

(7) und (8) … (7) und (8) …
5. Abschnitt 5. Abschnitt 

Disziplinarrat und Disziplinaranwalt in erster Instanz Disziplinarrat und Disziplinaranwalt 
§ 140. (1) Über Disziplinarvergehen erkennt in erster Instanz der Disziplinar-

rat der Österreichischen Ärztekammer. 
§ 140. (1) Über Disziplinarvergehen erkennt der Disziplinarrat der Österrei-

chischen Ärztekammer.
(2) bis (5) … (2) bis (5) …
§ 141. Die Vertretung der Anzeigen beim Disziplinarrat der Österreichischen 

Ärztekammer obliegt dem Disziplinaranwalt, der rechtskundig sein muß. Auf 
Weisung des Bundesministers für Arbeit, Gesundheit und Soziales oder des Prä-
sidenten der Österreichischen Ärztekammer ist der Disziplinaranwalt zur Diszip-
linarverfolgung und zur Ergreifung von Rechtsmitteln verpflichtet. Der Diszipli-
naranwalt und ein Stellvertreter für jede Disziplinarkommission sind vom Vor-
stand der Österreichischen Ärztekammer zu bestellen. 

§ 141. Die Vertretung der Anzeigen beim Disziplinarrat der Österreichi-
schen Ärztekammer sowie beim Verwaltungsgericht des Landes obliegt dem 
Disziplinaranwalt, der in diesen Verfahren Parteistellung im Sinne des § 8 AVG 
sowie das Recht der Revision gemäß Art.  133 Abs. 8 B-VG hat. Auf Weisung 
des Bundesministers für Gesundheit oder des Präsidenten der Österreichischen 
Ärztekammer ist der Disziplinaranwalt zur Disziplinarverfolgung und zur Ergrei-
fung von Rechtsmitteln verpflichtet. Der Disziplinaranwalt und ein Stellvertreter 
für jede Disziplinarkommission sind vom Vorstand der Österreichischen Ärzte-
kammer zu bestellen und müssen rechtskundig sein.

§ 146. (1) … § 146. (1) …
(2) Mitglieder des Disziplinarrates und deren Stellvertreter sowie der Diszip-

linaranwalt und seine Stellvertreter, gegen die ein Verfahren nach der stopp we-
gen einer oder mehrerer Vorsatzstraftaten, die mit Freiheitsstrafe oder mit Geld-

(2) Mitglieder des Disziplinarrates und deren Stellvertreter sowie der Dis-
ziplinaranwalt und seine Stellvertreter, gegen die ein Verfahren nach der stopp 
wegen einer oder mehrerer Vorsatzstraftaten, die mit Freiheitsstrafe oder mit 
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strafe von zumindest 360 Tagessätzen oder einer Geldstrafe von mehr als 36 340 
Euro bedroht sind, oder ein Disziplinarverfahren nach diesem oder einem anderen 
Bundesgesetz eingeleitet worden ist, dürfen bis zur Beendigung des Verfahrens 
ihr Amt nicht ausüben. Der Disziplinarrat kann jedoch nach Anhörung des Betrof-
fenen und, sofern ein Mitglied des Disziplinarrates betroffen ist, auch des Diszip-
linaranwaltes, unter Bedachtnahme auf Art und Gewicht des Verdachts beschlie-
ßen, dass der Betroffene sein Amt weiter ausüben kann, sofern keine Suspendie-
rung nach § 146 Abs. 1 des Richterdienstgesetzes verfügt oder in einem gegen 
den Betroffenen anhängigen Disziplinarverfahren kein Einleitungsbeschluss ge-
fasst worden ist. Gegen einen solchen Beschluss ist ein Rechtsmittel nicht zuläs-
sig. 

Geldstrafe von zumindest 360 Tagessätzen oder einer Geldstrafe von mehr als 
36 340 Euro bedroht sind, oder ein Disziplinarverfahren nach diesem oder einem 
anderen Bundesgesetz eingeleitet worden ist, dürfen bis zur Beendigung des 
Verfahrens ihr Amt nicht ausüben. Der Disziplinarrat kann jedoch nach Anhö-
rung des Betroffenen und, sofern ein Mitglied des Disziplinarrates betroffen ist, 
auch des Disziplinaranwaltes, unter Bedachtnahme auf Art und Gewicht des 
Verdachts beschließen, dass der Betroffene sein Amt weiter ausüben kann, sofern 
keine Suspendierung nach § 146 Abs. 1 des Richterdienstgesetzes verfügt oder in 
einem gegen den Betroffenen anhängigen Disziplinarverfahren kein Einleitungs-
beschluss gefasst worden ist. 

(3) und (4) … (3) und (4) …
(5) Über das Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen 

entscheidet der Vorsitzende der Disziplinarkommission. Ist hievon der Vorsitzen-
de der Disziplinarkommission selbst betroffen, so entscheidet der Vorsitzende des 
Disziplinarsenates. Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 
Nach Beginn der mündlichen Verhandlung entscheidet die Disziplinarkommissi-
on durch Beschluß, gegen den ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig ist.

(5) Über das Vorliegen von Ausschließungs-oder Befangenheitsgründen 
entscheidet der Vorsitzende der Disziplinarkommission. Ist hievon der Vorsit-
zende der Disziplinarkommission selbst betroffen, so entscheidet der an Lebens-
jahren älteste Vorsitzende aller anderen Disziplinarkommissionen. Nach Beginn 
der mündlichen Verhandlung entscheidet die Disziplinarkommission durch Be-
schluss.

(6) … (6) … 
§ 147. (1) Die Durchführung des Disziplinarverfahrens kann wegen Befan-

genheit der Mitglieder der Disziplinarkommission oder aus anderen wichtigen 
Gründen, insbesondere aus Gründen der Verfahrensökonomie, auf Antrag des 
Beschuldigten oder des Disziplinaranwaltes – nach Anhörung der jeweils anderen 
Partei – oder der Disziplinarkommission selbst nach Anhörung des Beschuldigten 
und des Disziplinaranwaltes einer anderen Disziplinarkommission übertragen 
werden. Über den Antrag entscheidet der Disziplinarsenat ohne mündliche Ver-
handlung.

§ 147. (1) Die Durchführung des Disziplinarverfahrens kann wegen Befan-
genheit der Mitglieder der Disziplinarkommission oder aus anderen wichtigen 
Gründen, insbesondere aus Gründen der Verfahrensökonomie, auf Antrag des 
Beschuldigten oder des Disziplinaranwaltes – nach Anhörung der jeweils ande-
ren Partei – oder der Disziplinarkommission selbst nach Anhörung des Beschul-
digten und des Disziplinaranwaltes einer anderen Disziplinarkommission über-
tragen werden. Über den Antrag entscheidet der an Lebensjahren älteste Vorsit-
zende aller anderen Disziplinarkommissionen ohne mündliche Verhandlung.

(2) … (2) … 
(3) Hat der Disziplinarsenat einen solchen Antrag abgelehnt, so ist ein neuer 

Antrag unzulässig, es sei denn, es wird im Antrag glaubhaft gemacht, dass die 
Tatsachen, auf die der Antrag gestützt wird, erst nach der Entscheidung eingetre-
ten oder dem Antragsteller bekannt geworden sind. Auch in diesem Fall ist der 
Antrag innerhalb von zwei Wochen ab Bekanntwerden einzubringen und der 
Zeitpunkt des Bekanntwerdens im Antrag glaubhaft zu machen.

(3) Hat der an Lebensjahren älteste Vorsitzende aller anderen Disziplinar-
kommissionen einen solchen Antrag abgelehnt, so ist ein neuer Antrag unzuläs-
sig, es sei denn, es wird im Antrag glaubhaft gemacht, dass die Tatsachen, auf 
die der Antrag gestützt wird, erst nach der Entscheidung eingetreten oder dem 
Antragsteller bekannt geworden sind. Auch in diesem Fall ist der Antrag inner-
halb von zwei Wochen ab Bekanntwerden einzubringen und der Zeitpunkt des 
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Bekanntwerdens im Antrag glaubhaft zu machen.

(4) Verspätete oder unzulässige Anträge nach Abs. 2 und 3 sind von der Dis-
ziplinarkommission zurückzuweisen. Gegen einen solchen Beschluß ist ein abge-
sondertes Rechtsmittel nicht zulässig. 

(4) Verspätete oder unzulässige Anträge nach Abs. 2 und 3 sind von der 
Disziplinarkommission zurückzuweisen. 

§ 148. (1) … § 148. (1) …
(2) Ist wegen eines dem angelasteten Disziplinarvergehen zugrunde liegen-

den Sachverhalts ein Verfahren nach der StPO anhängig, so kann bis zu dessen 
rechtskräftigem Abschluß das Verfahren vor dem Disziplinarrat unterbrochen 
werden. Gegen die Abweisung des Antrages auf Unterbrechung des Verfahrens 
ist kein Rechtsmittel zulässig. 

(2) Ist wegen eines dem angelasteten Disziplinarvergehen zugrunde liegen-
den Sachverhalts ein Verfahren nach der StPO anhängig, so kann bis zu dessen 
rechtskräftigem Abschluß das Verfahren vor dem Disziplinarrat unterbrochen 
werden. 

§ 151. (1) und (2) … § 151. (1) und (2) …
(3) Von dem Rücklegungsbeschluss ist der Disziplinaranwalt zu verständi-

gen, der dagegen innerhalb von vier Wochen Beschwerde an den Disziplinarsenat 
erheben kann. Zugleich sind von dem Rücklegungsbeschluss die für den Diszipli-
narbeschuldigten zuständige Ärztekammer und die Österreichische Ärztekammer 
sowie der Bundesminister für Gesundheit zu verständigen.

(3) Von dem Rücklegungsbeschluss ist der Disziplinaranwalt zu verständi-
gen, der dagegen Beschwerde erheben kann. Zugleich sind von dem Rückle-
gungsbeschluss die für den Disziplinarbeschuldigten zuständige Ärztekammer 
und die Österreichische Ärztekammer sowie der Bundesminister für Gesundheit 
zu verständigen. 

(4) und (5) … (4) und (5) …
§ 152. Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können den Untersu-

chungsführer wegen Befangenheit ablehnen, wenn sie Gründe anzugeben vermö-
gen, die geeignet sind, seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen (§ 44 
Abs. 3 1. Satz StPO). Die Ausschließungsgründe des § 146 Abs. 1 und 2 sind auf 
Untersuchungsführer sinngemäß anzuwenden. Über das Vorliegen von Aus-
schließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der Vorsitzende der Diszip-
linarkommission. Gegen diese Entscheidung steht dem Beschuldigten oder dem 
Disziplinaranwalt kein abgesondertes Rechtsmittel zu.

§ 152. Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können den Untersu-
chungsführer wegen Befangenheit ablehnen, wenn sie Gründe anzugeben vermö-
gen, die geeignet sind, seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen (§ 44 
Abs. 3 1. Satz StPO). Die Ausschließungsgründe des § 146 Abs. 1 und 2 sind auf 
Untersuchungsführer sinngemäß anzuwenden. Über das Vorliegen von Aus-
schließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der Vorsitzende der Diszip-
linarkommission. 

§ 154. (1) … § 154. (1) …
(2) Der Beschluß, daß Grund zur Disziplinarbehandlung in mündlicher Ver-

handlung vorliegt (Einleitungsbeschluß), hat die Beschuldigungspunkte bestimmt 
zu bezeichnen. Gegen diesen Beschluß ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht 
zulässig. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist dem Beschuldigten, seinem Ver-
teidiger, dem Disziplinaranwalt sowie der für den Disziplinarbeschuldigten zu-
ständigen Ärztekammer und der Österreichischen Ärztekammer zuzustellen.

(2) Der Beschluß, daß Grund zur Disziplinarbehandlung in mündlicher Ver-
handlung vorliegt (Einleitungsbeschluß), hat die Beschuldigungspunkte bestimmt 
zu bezeichnen. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist dem Beschuldigten, sei-
nem Verteidiger, dem Disziplinaranwalt sowie der für den Disziplinarbeschuldig-
ten zuständigen Ärztekammer und der Österreichischen Ärztekammer zuzustel-
len.

(3) Der Beschluss, dass kein Grund zur Disziplinarbehandlung vorliegt (Ein- (3) Der Beschluss, dass kein Grund zur Disziplinarbehandlung vorliegt 
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stellungsbeschluss), ist dem Disziplinaranwalt zuzustellen, der dagegen innerhalb 
von vier Wochen Beschwerde an den Disziplinarsenat erheben kann. Zugleich 
sind von dem Einstellungsbeschluss die für den Disziplinarbeschuldigten zustän-
dige Ärztekammer, die Österreichische Ärztekammer sowie der Bundesminister 
für Gesundheit zu verständigen. 

(Einstellungsbeschluss), ist dem Disziplinaranwalt zuzustellen, der dagegen 
Beschwerde erheben kann. Zugleich sind von dem Einstellungsbeschluss die für 
den Disziplinarbeschuldigten zuständige Ärztekammer, die Österreichische Ärz-
tekammer sowie der Bundesminister für Gesundheit zu verständigen. 

§ 155. (1) und (2) … § 155. (1) und (2) …
(3) Dem Beschuldigten, seinem Verteidiger sowie dem Disziplinaranwalt ist 

vor der mündlichen Verhandlung die Einsichtnahme in die Akten gestattet. Aus-
genommen von der Akteneinsicht sind neben den im § 153 Abs. 4 genannten 
Aktenteilen Entwürfe des Vorsitzenden für die Berichterstattung in der Diszipli-
narkommission. Gegen die Verweigerung der Akteneinsicht ist ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht zulässig. 

(3) Dem Beschuldigten, seinem Verteidiger sowie dem Disziplinaranwalt ist 
vor der mündlichen Verhandlung die Einsichtnahme in die Akten gestattet. Aus-
genommen von der Akteneinsicht sind neben den im § 153 Abs. 4 genannten 
Aktenteilen Entwürfe des Vorsitzenden für die Berichterstattung in der Diszipli-
narkommission. 

§ 167. (1) Ist der Aufenthalt des Beschuldigten unbekannt oder hält er sich 
nicht bloß vorübergehend im Ausland auf und hat er keinen Verteidiger bestellt, 
so sind, soweit nicht die Bestimmungen über die Durchführung der Verhandlung 
und Fällung des Disziplinarerkenntnisses in Abwesenheit des Beschuldigten 
(§ 157) anzuwenden sind, die Bestimmungen des § 197 StPO sinngemäß anzu-
wenden. Zustellungen können jedoch mit Rechtswirksamkeit für den Beschuldig-
ten solange an einen von der Disziplinarkommission von Amts wegen zu bestel-
lenden Angehörigen jener Ärztekammer, welcher der Disziplinarbeschuldigte 
angehört, vorgenommen werden, bis dieser seinen Aufenthalt im Inland bekannt 
gibt oder einen Verteidiger bestellt. Mitglieder des Disziplinarrates, des Diszipli-
narsenates sowie der Disziplinaranwalt und dessen Stellvertreter dürfen mit dieser 
Aufgabe nicht betraut werden. 

§ 167. (1) Ist der Aufenthalt des Beschuldigten unbekannt oder hält er sich 
nicht bloß vorübergehend im Ausland auf und hat er keinen Verteidiger bestellt, 
so sind, soweit nicht die Bestimmungen über die Durchführung der Verhandlung 
und Fällung des Disziplinarerkenntnisses in Abwesenheit des Beschuldigten 
(§ 157) anzuwenden sind, die Bestimmungen des § 197 StPO sinngemäß anzu-
wenden. Zustellungen können jedoch mit Rechtswirksamkeit für den Beschuldig-
ten solange an einen von der Disziplinarkommission von Amts wegen zu bestel-
lenden Angehörigen jener Ärztekammer, welcher der Disziplinarbeschuldigte 
angehört, vorgenommen werden, bis dieser seinen Aufenthalt im Inland bekannt 
gibt oder einen Verteidiger bestellt. Mitglieder des Disziplinarrates sowie der 
Disziplinaranwalt und dessen Stellvertreter dürfen mit dieser Aufgabe nicht be-
traut werden. 

(2) … (2) … 
 Kanzleigeschäfte des Disziplinarrates 
 § 167a. Die Kanzleigeschäfte des Disziplinarrates sind von der Österreichi-

schen Ärztekammer zu führen. Die Kosten für diese Tätigkeit sind, sofern in 
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, von der Österreichischen Ärz-
tekammer zu tragen.

 Ordnungsstrafen 
 § 167b. (1) Die Vorsitzenden der Disziplinarkommissionen haben für die 

Aufrechterhaltung der Ordnung und für die Wahrung des Anstandes im Diszipli-
narverfahren zu sorgen. Personen, die die Disziplinarverhandlung stören oder 

2166 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

56 von 98

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  57 von 98 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
durch ungeziemendes Benehmen den Anstand verletzen, sind vom Vorsitzenden 
zu ermahnen. Bleibt die Ermahnung erfolglos, so kann ihnen nach vorausgegan-
gener Androhung durch den Vorsitzenden der Disziplinarkommission das Wort 
entzogen und ihre Entfernung verfügt oder gegen sie eine Ordnungsstrafe bis zur 
Höhe von 1 450 Euro verhängt werden.

 (2) Entspricht der Verteidiger des Beschuldigten in Ermahnung des Vorsit-
zenden, die Ordnung nicht zu stören oder den Anstand nicht durch ungeziemen-
des Verhalten zu verletzen, nicht, so kann dem Beschuldigten aufgetragen wer-
den, einen anderen Verteidiger zu bestellen.

 (3) Die gleichen Ordnungsstrafen können gegen Personen verhängt werden, 
die sich in schriftlichen Eingaben einer beleidigenden Schreibweise bedienen 
sowie gegen Zeugen, die sich ihrer Verpflichtung zum Erscheinen (§ 153 Abs. 2) 
entziehen. 

 (4) Vor der Verhängung der Ordnungsstrafe ist dem Betroffenen gemäß 
§ 45 Abs. 3 AVG Gelegenheit zu geben, sich schriftlich oder mündlich zu recht-
fertigen.

 (5) Gegen öffentliche Organe und gegen berufsmäßige Parteienvertreter ist, 
wenn sie einem Disziplinarrecht unterstehen, keine Ordnungsstrafe zu verhän-
gen, sondern lediglich Anzeige an die Disziplinarbehörde zu erstatten.

 (6) Die Verhängung einer Ordnungsstrafe schließt die strafgerichtliche Ver-
folgung wegen derselben Handlung nicht aus.

 (7) Sofern der Betroffene gegen die Verhängung einer Ordnungsstrafe durch 
eine Disziplinarkommission Beschwerde erhoben hat, ist der Vollzug der Ord-
nungsstrafe bis zur Entscheidung des Verwaltungsgerichtes des Landes auszuset-
zen

 (8) Die nach Abs. 1 verhängten Strafgelder fließen der Österreichischen 
Ärztekammer zu. 

 Geldstrafen, Verfahrenskosten und Strafmilderung 
 § 167c. (1) Die verhängten Geldstrafen sowie die vom Bestraften zu tragen-

den Kosten des Disziplinarverfahrens fließen der Österreichischen Ärztekammer 
zu und können von dieser nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 
eingebracht werden.

 (2) Wenn der Disziplinarbeschuldigte eine über ihn verhängte Geldstrafe 

2166 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

57 von 98

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  58 von 98 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und die Verfahrenskosten nicht unverzüglich nach Eintritt der Rechtskraft erlegt, 
ist er schriftlich aufzufordern, die Strafe und die Kosten binnen vierzehn Tagen 
zu zahlen, widrigenfalls sie zwangsweise eingetrieben werden.

 (3) Wenn die unverzügliche Zahlung einer Geldstrafe oder der Verfahrens-
kosten den Zahlungspflichtigen unbillig hart träfe, hat die Disziplinarkommission 
auf Antrag durch Bescheid einen angemessenen Aufschub zu gewähren. Der 
Aufschub darf bei Geldstrafen (einschließlich der Verfahrenskosten) bis zu 
14 530 Euro bei Bezahlung der ganzen Schuld oder bei Entrichtung von Teilbe-
trägen insgesamt nicht mehr als ein Jahr, bei Geldstrafen (einschließlich der 
Verfahrenskosten) über 14 350 Euro insgesamt nicht mehr als zwei Jahre betra-
gen.

 (4) § 409a Abs. 3 und 4 StPO sind sinngemäß anzuwenden.
 (5) Wenn nach eingetretener Rechtskraft eines Disziplinarerkenntnisses ge-

wichtige Milderungsgründe hervorkommen, die zur Zeit der Fällung des Er-
kenntnisses noch nicht vorhanden oder doch nicht bekannt waren und die offen-
bar eine mildere Bemessung der Strafe herbeigeführt hätten, so hat die Diszipli-
narkommission sobald sie sich vom Vorhandensein dieser Milderungsgründe 
überzeugt hat, von Amts wegen oder auf Antrag mit Beschluss über die Strafmil-
derung zu entscheiden.

 Sinngemäße Anwendung von anderen gesetzlichen Bestimmungen 
 § 167d. (1) Für die Berechnung von Fristen, die Beratung und Abstimmung 

sowie die Wiederaufnahme des Verfahrens gelten sinngemäß die Bestimmungen 
der Strafprozessordnung, soweit sich aus den Bestimmungen des dritten Haupt-
stückes dieses Bundesgesetz nicht anderes ergibt.

 (2) Für die Wiedereinsetzung gelten sinngemäß die Bestimmungen der 
Strafprozessordnung mit der Maßgabe, dass die Wiedereinsetzung gegen die 
Versäumung aller Fristen zulässig ist und dass sie durch einen minderen Grad 
des Versehens nicht verhindert wird. Über einen Antrag auf Wiedereinsetzung 
entscheidet der Disziplinarrat.

 (3) Im Übrigen sind die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 2 
bis 4, 12, 42 Abs. 1 und 2, 51, 57, 63 Abs. 1 und 5 erster und zweiter Satz zwei-
ter Halbsatz, 64 Abs. 2, 64a, 68 Abs. 2 und 3 und 75 bis 80, sowie die Bestim-
mungen des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982, insoweit sinngemäß anzuwen-
den, als sich aus den Bestimmungen des dritten Hauptstückes dieses Bundesge-
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setzes nichts anderes ergibt.

7. Abschnitt  
Rechtsmittelverfahren  

  
§ 168. (1) Erkenntnisse des Disziplinarrates können mit dem Rechtsmittel 

der Berufung, Beschlüsse mit dem Rechtsmittel der Beschwerde angefochten 
werden. Gegen verfahrenseinleitende Verfügungen ist ein abgesondertes Rechts-
mittel nicht zulässig. Zur Entscheidung über die Rechtsmittel ist in oberster In-
stanz der Disziplinarsenat der Österreichischen Ärztekammer beim Bundesminis-
terium für Gesundheit (§ 180) berufen. 

 

(2) Die Rechtsmittel der Berufung und der Beschwerde können vom Be-
schuldigten und vom Disziplinaranwalt ergriffen werden.

 

§ 169. (1) Die Berufung muß eine Erklärung enthalten, in welchen Punkten 
und aus welchen Gründen das Erkenntnis angefochten wird. Das Vorbringen 
neuer Tatsachen und die Geltendmachung neuer Beweismittel ist zulässig. Eine 
Anfechtung des Ausspruchs über die Schuld gilt auch als Anfechtung des Straf-
ausspruchs.

 

(2) Die Berufung oder die Beschwerde ist binnen vier Wochen nach Zustel-
lung der Entscheidung bei der Disziplinarkommission, die sie gefällt hat, schrift-
lich in zweifacher Ausfertigung einzubringen.

 

(3) Die rechtzeitige Einbringung der Berufung hat, soweit in diesem Bun-
desgesetz nicht anderes bestimmt ist, aufschiebende Wirkung.

 

(4) Eine verspätete oder unzulässige Berufung oder eine Berufung, die eine 
Erklärung im Sinne des Abs. 1 enthält, ist ohne mündliche Verhandlung mit Be-
schluß zurückzuweisen. 

 

(5) Eine Ausfertigung des Rechtsmittels ist dem anderen zur Erhebung eines 
Rechtsmittels Berechtigten zuzustellen, der hierzu binnen vier Wochen eine 
schriftliche Äußerung abgeben kann. Nach Einlangen der Äußerung oder nach 
Fristablauf sind die Akten dem Disziplinarsenat vorzulegen.

 

(6) Für die Akteneinsicht der im § 168 Abs. 2 Genannten gilt § 155 Abs. 3 
sinngemäß.

 

§ 170. (1) Auf die Mitglieder des Disziplinarsenates sind die Ausschlie-
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ßungsgründe des § 146 sinngemäß anzuwenden. Ausgeschlossen ist ferner, wer 
an der angefochtenen Entscheidung teilgenommen oder am vorangegangenen 
Verfahren als Disziplinaranwalt, Verteidiger des Beschuldigten oder Vertreter 
eines sonst Beteiligten mitgewirkt hat. 

(2) Der Disziplinaranwalt und der Beschuldigte sind darüber hinaus berech-
tigt, einzelne Mitglieder des Disziplinarsenates wegen Befangenheit abzulehnen, 
wenn sie Gründe anzugeben vermögen, die geeignet sind, die volle Unbefangen-
heit des Abzulehnenden in Zweifel zu setzen (§ 146 Abs. 3 1. Satz StPO).

 

(3) Die Mitglieder des Disziplinarsenates haben sie betreffende Ausschlie-
ßungs- oder Befangenheitsgründe dem Vorsitzenden des Disziplinarsenates un-
verzüglich bekanntzugeben. 

 

(4) Über das Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen 
entscheidet der Disziplinarsenat, wobei die Mitglieder die Ausschließungs- oder 
Befangenheitsgründe bekanntgegeben haben, durch Ersatzmitglieder, auf die dies 
nicht zutrifft, zu ersetzen sind. 

 

§ 171. (1) Nach dem Einlangen der Berufungsakten hat der Vorsitzende des 
Disziplinarsenates die Berufungsakten zu prüfen.

 

(2) Hält der Vorsitzende des Disziplinarsenates die Berufung für unzulässig 
oder verspätet, so hat er sie vor den Disziplinarsenat zu bringen, ohne daß zu-
nächst eine mündliche Verhandlung anberaumt wird. Ist keiner dieser Fälle gege-
ben, so ist die Verhandlung anzuberaumen. Dem Beschuldigten sind 14 Tage Zeit 
zur Vorbereitung zu gewähren. 

 

(3) Sind zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung Erhebungen not-
wendig, so hat der Vorsitzende das Erforderliche vorzukehren. Er kann solche 
Erhebungen von einem beauftragten Senatsmitglied, von der Disziplinarkommis-
sion durch ein von deren Vorsitzenden zu bestimmendes Mitglied oder von einer 
ersuchten Staatsanwaltschaft durchführen lassen.

 

(4) Zur mündlichen Verhandlung sind der Disziplinaranwalt, der Beschuldig-
te und sein Verteidiger zu lagen. 

 

(5) Für die Beiziehung eines Verteidigers gilt § 156 erster Satz. Die Bestel-
lung eines Berufskollegen des Beschuldigten ist jedoch unzulässig.

 

(6) Hinsichtlich der Übersendung von Akten durch die Gerichte und Verwal-
tungsbehörden gilt § 149 im Verfahren zweiter Instanz sinngemäß.
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§ 172. (1) Die mündliche Verhandlung ist auf Antrag des Beschuldigten öf-

fentlich. Die Öffentlichkeit kann jedoch aus den Gründen des § 229 StPO ausge-
schlossen werden. Ist die Verhandlung nicht öffentlich, so kann der Beschuldigte 
drei Personen seines Vertrauens beiziehen. Zeugen sind als Vertrauenspersonen 
ausgeschlossen. § 194 erster Satz gilt auch für die vom Beschuldigten beigezoge-
nen Vertrauenspersonen. 

 

(2) Die Verhandlung beginnt mit der Darstellung des Sachverhalts durch den 
Vorsitzenden.

 

(3) Hierauf trägt der Berufungswerber die Berufung vor. Die anderen im § 
171 Abs. 4 Genannten haben ebenfalls das Recht auf Anhörung. Die Reihenfolge 
bestimmt der Vorsitzende. Das Schlusswort gebührt jedenfalls dem Beschuldig-
ten. 

 

(4) Sind die im § 171 Abs. 4 Genannten nicht erschienen, so wird hiedurch 
die Durchführung der Verhandlung nicht gehindert; dies ist dem Disziplinarbe-
schuldigten in der Vorladung zur mündlichen Berufungsverhandlung mit dem 
Bemerken mitzuteilen, daß auch im Falle seines Ausbleibens über die Berufung 
unter Berücksichtigung des in der Berufungsausführung und in der Gegenausfüh-
rung sowie in sonstigen Schriftsätzen Vorgebrachten dem Gesetz gemäß erkannt 
werden würde.

 

§ 173. Der Disziplinarsenat kann in der mündlichen Verhandlung selbst Be-
weise aufnehmen und die notwendigen Verfahrensergänzungen vornehmen. Per-
sonen, die als Zeugen vorgeladen werden, sind zum Erscheinen verpflichtet. Die 
Beeidigung von Zeugen und Sachverständigen durch den Vorsitzenden des Dis-
ziplinarsenates ist zulässig. Der Disziplinarsenat kann die Beweisaufnahmen und 
Verfahrensergänzungen auch von einem beauftragten Senatsmitglied, vom Dis-
ziplinarrat durch ein vom Vorsitzenden des Disziplinarsenates zu bestimmendes 
Mitglied oder von einem ersuchten Gericht durchführen lassen.

 

§ 174. (1) Ist die Erhebung des Sachverhalts oder das Verfahren erster In-
stanz mangelhaft, sodaß es ganz oder zum Teil wiederholt oder ergänzt werden 
muß, und nimmt der Disziplinarsenat die Beweisaufnahme und die Verfahrenser-
gänzungen weder selbst vor, noch läßt er sie vornehmen (§ 173), so hat er ohne 
Anberaumung einer mündlichen Verhandlung das Erkenntnis des Disziplinarrates 
ganz oder zum Teil aufzuheben und die Sache zur neuerlichen Verhandlung und 
Entscheidung im Umfang der Aufhebung an den Disziplinarrat zurückzuverwei-
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sen. 

(2) In allen anderen Fällen hat der Disziplinarsenat in der mündlichen Beru-
fungsverhandlung in der Sache selbst zu entscheiden. Zeigt sich erst in dieser, daß 
ein in Abs. 1 erwähnter Mangel vorliegt, so kann der Disziplinarsenat das Er-
kenntnis des Disziplinarrates ganz oder zum Teil aufheben und die Sache zur 
neuerlichen Verhandlung und Entscheidung im Umfang der Aufhebung an den 
Disziplinarrat zurückverweisen. Entscheidet der Disziplinarsenat in der Sache 
selbst, ist er berechtigt, das Erkenntnis in jeder Richtung zu ändern, zum Nachteil 
des Beschuldigten jedoch nur im Umfang der Anfechtung.

 

(3) Ist die Berufung lediglich zugunsten des Beschuldigten ergriffen worden, 
so darf weder der Disziplinarsenat noch im Falle einer Zurückverweisung der 
Disziplinarrat eine strengere Strafe als in dem angefochtenen Erkenntnis verhän-
gen. 

 

§ 175. Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift im Sinne des § 
164 aufzunehmen.

 

§ 176. Erkenntnisse, die auf Grund einer mündlichen Verhandlung gefällt 
werden, sind samt den wesentlichen Gründen sogleich zu verkünden. Ausferti-
gungen des Erkenntnisses samt Gründen sind ehestens der Disziplinarkommissi-
on, dem Disziplinaranwalt, dem Beschuldigten, im Fall der Bestellung eines Ver-
teidigers aber diesem, zuzustellen. Eine Ausfertigung des Erkenntnisses ist wei-
ters der für den Disziplinarbeschulidgten zuständigen Ärztekammer sowie der 
Österreichischen Ärztekammer zu übermitteln.

 

§ 177. Über den Beschwerden entscheidet der Disziplinarsenat ohne mündli-
che Verhandlung mit Beschluß. 

 

§ 178. Entscheidungen des Disziplinarsenates haben, wenn dem Standpunkt 
des Disziplinarbeschuldigten nicht vollinhaltlich Rechnung getragen wird, auf die 
Möglichkeit einer Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof, auf die bei der Ein-
bringung einer solchen Beschwerde einzuhaltende Frist sowie auf das Formaler-
fordernis der Unterschrift eines Rechtsanwaltes hinzuweisen.

 

§ 179. Hinsichtlich der Kosten des Verfahrens im Falle eines Schuldspruches 
ist § 163 anzuwenden. Dem verurteilten Disziplinarbeschuldigten fallen auch die 
Kosten des Rechtsmittelverfahrens zur Last, sofern sie nicht durch ein gänzlich 
erfolglos gebliebenes Rechtsmittel des Disziplinaranwaltes verursacht worden 
sind. Wird der Disziplinarbeschuldigte im Rechtsmittelverfahren teilweise freige-
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sprochen, so sind die auf den Freispruch entfallenden Kosten soweit es tunlich ist, 
vom Ersatz auszuscheiden. Wird einer bloß wegen des Strafausspruches erhobe-
nen Berufung des Disziplinarbeschuldigten auch nur teilweise Folge gegeben und 
die Strafe zu seinen Gunsten abgeändert, so sind die Kosten des Berufungsverfah-
rens dem Berufungswerber nicht aufzuerlegen.

8. Abschnitt
 

Disziplinarsenat und Disziplinaranwalt zweiter Instanz 
§ 180. (1) Der Disziplinarsenat der Östererichischen Ärztekammer beim 

Bundesministerium für Gesundheit besteht aus einem Richter als Vorsitzendem, 
zwei Bedienstete des Bundesministeriums für Gesundheit, von denen der eine 
rechtskundig und der andere Amtsarzt sein muß, sowie aus zweit weiteren Beisit-
zern, die vom Vorstand der Österreichischen Ärztekammer aus dem Kreis der 
kammerangehörigen Ärzte bestellt werden (§ 195 Abs. 7 Z3). Für den Vorsitzen-
den und die Beisitzer sind Stellvertreter zu bestellen.

 

(2) Der Vorsitzende sowie die Mitglieder des Disziplinarsenates und deren 
Stellvertreter, mit Ausnahme der vom Vorstand der Österreichischen Ärztekam-
mer bestellten Beisitzer, werden vom Bundesministerium für Gesundheit bestellt. 
Der Bundesminister für Gesundheit hat bei der Bestellung des Vorsitzenden und 
seines Stellvertreters das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz herzu-
stellen. Die Funktionsdauer der Mitglieder des Disziplinarsenates und deren 
Stellvertreter beträgt vier Jahre. 

 

§ 181. (1) Die Mitglieder des Disziplinarsenates sind in der Ausübung ihres 
Amtes an keine Weisungen gebunden. Die Entscheidungen des Disziplinarsenates 
unterliegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg.

 

(2) Die Mitglieder des Disziplinarsenates haben ihr Amt unparteiisch auszu-
üben. Die ärztlichen Beisitzer haben vor Antritt ihrer Tätigkeit dem Vorsitzenden 
die gewissenhafte und unparteiische Erfüllung ihrer Pflichten zu geloben.

 

§ 182. Für die Vertretung der Disziplinaranzeige vor dem Disziplinarsenat 
hat der Bundesminister für Gesundheit nach Anhörung der Österreichischen Ärz-
tekammer einen Disziplinaranwalt, der rechtskundig sein muß, sowie einen Stell-
vertreter für diesen zu bestellen. Die Funktionsdauer des Disziplinaranwaltes und 
seines Stellvertreters beträgt vier Jahre. 
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§ 183. Eine Person, über die rechtskräftig eine gerichtliche Strafe oder eine 

Disziplinarstrafe nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz verhängt worden 
ist, kann vor deren Tilgung nicht zum Mitglied des Disziplinarsenates oder zum 
Disziplinaranwalt bestellt werden 

 

§ 184. (1) Die Mitglieder des Disziplinarsenates und der Disziplinaranwalt 
sowie deren Stellvertreter haben Anspruch auch Vergütung ihres Fahrt- und sons-
tigen Barauslagen und auf eine dem Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende 
Bearbeitungs- oder Sitzungsgebühr, die von der Vollversammlung der Österrei-
chischen Ärztekammer festzusetzen ist (§ 122 Z 5).

 

(2) Der Disziplinarsenat übt seine Tätigkeit in den Räumlichkeiten der Öster-
reichischen Ärztekammer an ihrem Sitz in Wien aus.

 

9. Abschnitt 9. Abschnitt
Kanzleigeschäfte des Disziplinarrates und des Disziplinarsenates Veröffentlichung in der Österreichischen Ärztezeitung 

§ 185. (1) Die Kanzleigeschäfte des Disziplinarrates und des Disziplinarse-
nates sind von der Österreichischen Ärztekammer zu führen. Die Kosten für diese 
Tätigkeit sind, sofern in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, von der 
Österreichischen Ärztekammer zu tragen.

§ 185. Die Österreichische Ärztekammer hat die entscheidungswesentlichen 
Inhalte der rechtskräftigen Erkenntnisse des Disziplinarrates und des Verwal-
tungsgerichtes des Landes in Rechtssatzform regelmäßig in der Österreichischen 
Ärztezeitung zu veröffentlichen.

(2) Die Österreichische Ärztekammer hat die entscheidungswesentlichen In-
halte der rechtskräftigen Erkenntnisse des Disziplinarrates und des Disziplinarse-
nates in Rechtssatzform regelmäßig in der Österreichischen Ärztezeitung zu ver-
öffentlichen.

 

§ 187. (1) Die verhängten Geldstrafen sowie die vom Bestraften zu tragen-
den Kosten des Disziplinarverfahrens fließen der Österreichischen Ärztekammer 
zu und können von dieser nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 ein-
gebracht werden.

 

(2) Wenn der Disziplinarbeschuldigte eine über ihn verhängte Geldstrafe und 
die Verfahrenskosten nicht unverzüglich nach Eintritt der Rechtskraft erlegt, ist er 
schriftlich aufzufordern, die Strafe und die Kosten binnen vierzehn Tagen zu 
zahlen, widrigenfalls sie zwangsweise eingetrieben werden.

 

(3) Wenn die unverzügliche Zahlung einer Geldstrafe oder der Verfahrens-
kosten den Zahlungspflichtigen unbillig hart träfe, hat die Disziplinarkommission 
bzw. der Disziplinarsenat auf Antrag durch Bescheid einen angemessenen Auf-
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schub zu gewähren. Der Aufschub darf bei Geldstrafen (einschließlich der Ver-
fahrenskosten) bis zu 14 530 Euro bei Bezahlung der ganzen Schuld oder bei 
Entrichtung von Teilbeträgen insgesamt nicht mehr als ein Jahr, bei Geldstrafen 
(einschließlich der Verfahrenskosten) über 14 530 Euro insgesamt nicht mehr als 
zwei Jahre betragen.

(4) § 409a Abs. 3 und 4 StPO sind sinngemäß anzuwenden.
(5) Gegen den Bescheid gemäß Abs. 3 steht kein Rechtsmittel zu.
(6) Wenn nach eingetretener Rechtskraft eines Disziplinarerkenntnisses ge-

wichtige Milderungsgründe hervorkommen, die zur Zeit der Fällung des Erkennt-
nisses noch nicht vorhanden oder doch nicht bekannt waren und die offentbar eine 
mildere Bemessung der Strafe herbeigeführt hätten, so hat die Disziplinarkom-
mission sobald sie sich vom Vorhandensein dieser Milderungsgründe überzeugt 
hat, von Amts wegen oder auf Antrag mit Beschluß über die Strafmilderung zu 
entscheiden.

 

(7) Gegen einen Beschluß nach Abs. 6 steht dem Disziplinaranwalt und dem 
Disziplinarbeschuldigten die binnen vier Wochen einzubringende Beschwerde an 
den Disziplinarsenat der Österreichischen Ärztekammer zu.

 

§ 188. (1) Ist über ein Mitglied einer Ärztekammer rechtskräftig die Diszip-
linarstrafe der Streichung von der Ärzteliste verhängt worden und erklärt es in-
nerhalb von drei Tagen nach der Verkündung des Disziplinarerkenntnisses durch 
den Disziplinarsenat schriftlich gegenüber der Österreichischen Ärztekammer, 
daß es dagegen Beschwerde nach Art. 144 Abs. 1 B-VG, verbunden mit einem 
Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung, erheben werde, so darf, 
wenn es in der Folge die rechtzeitige Erhebung der Beschwerde durch Übersen-
dung einer Gleichschrift nachweist, das Erkenntnis erst vollzogen werden, wenn 
der Verfassungsgerichtshof die aufschiebende Wirkung nicht zuerkennt oder das 
Beschwerdeverfahren beendet ist. 

§ 188. Ist über ein Mitglied einer Ärztekammer rechtskräftig die Diszipli-
narstrafe der Streichung von der Ärzteliste verhängt worden und erklärt es inner-
halb von drei Tagen nach der Verkündung des Disziplinarerkenntnisses durch 
das Verwaltungsgericht des Landes schriftlich gegenüber der Österreichischen 
Ärztekammer, dass es dagegen Beschwerde nach Art. 144 Abs. 1 B-VG an den 
Verfassungsgerichtshof und/oder Revision nach Art. 133 Abs. 1 Z 1 B-VG an 
den Verwaltungsgerichtshof, verbunden mit einem Antrag auf Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung, erheben werde, so darf, wenn es in der Folge die recht-
zeitige Erhebung der Beschwerde durch Übersendung einer Gleichschrift nach-
weist, das Erkenntnis erst vollzogen werden, wenn der Verfassungsgerichtshof 
und/oder der Verwaltungsgerichtshof die aufschiebende Wirkung nicht zuerkannt 
hat oder das Beschwerde- und/oder Revisionsverfahren beendet ist.

(2) Der Vorsitzende des Disziplinarsenates hat die für den Disziplinarbe-
schuldigten zuständige Ärztekammer sowie die Österreichische Ärztekammer 
unverzüglich nach Zustellung der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs über 
die aufschiebende Wirkung oder über die Beendigung des Beschwerdeverfahrens 
zu verständigen.
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11. Abschnitt 11. Abschnitt
Tilgung von Disziplinarstrafen Tilgung von Disziplinarstrafen 

§ 189. (1) und (2) … § 189. (1) und (2) …
(3) Der Bestrafte kann die Feststellung beantragen, daß seine Disziplinarstra-

fe getilgt ist. Dieser Antrag ist beim Disziplinarrat einzubringen, der darüber mit 
Beschluß zu entscheiden hat. Gegen den Beschluß des Disziplinarrates kann der 
Betroffene binnen vier Wochen beim Disziplinarsenat Beschwerde erheben. 
§ 169 Abs. 1 ist sinngemäß anzuwenden.

(3) Der Bestrafte kann die Feststellung beantragen, daß seine Disziplinar-
strafe getilgt ist. Dieser Antrag ist beim Disziplinarrat einzubringen, der darüber 
mit Beschluß zu entscheiden hat. § 169 Abs. 1 ist sinngemäß anzuwenden. 

12. Abschnitt
Ordnungsstrafen  

§ 192. (1) Die Vorsitzenden der Disziplinarkommissionen und des Diszipli-
narsenates haben für die Aufrechterhaltung der Ordnung und für die Wahrung des 
Anstandes im Disziplinarverfahren zu sorgen. Personen, die die Disziplinarver-
handlung stören oder durch ungeziemendes Benehmen den Anstand verletzen, 
sind vom Vorsitzenden zu ermahnen. Bleibt die Ermahnung erfolglos, so kann 
ihnen nach vorausgegangener Androhung durch den Vorsitzenden der Diszipli-
narkommission bzw. vom Disziplinarsenat das Wort entzogen und ihre Entfer-
nung verfügt oder gegen sie eine Ordnungsstrafe bis zur Höhe von 1 450 Euro 
verhängt werden.

 

(2) Entspricht der Verteidiger des Beschuldigten der Ermahnung des Vorsit-
zenden, die Ordnung nicht zu stören oder den Anstand nicht durch ungeziemen-
des Verhalten zu verletzen, nicht, so kann dem Beschuldigten aufgetragen wer-
den, einen anderen Verteidiger zu bestellen.

 

(3)Die gleichen Ordnungsstrafen können gegen Personen verhängt werden, 
die sich in schriftlichen Eingaben einer beleidigenden Schreibweise bedienen 
sowie gegen Zeugen, die sich ihrer Verpflichtung zum Erscheinen (§ 153 Abs. 2) 
entziehen.

 

(4) Vor der Verhängung der Ordnungsstrafe ist dem Betroffenen gemäß 
§ 45 Abs. 3 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 Gelegenheit zu ge-
ben, sich schriftlich oder mündlich zu rechtfertigen.
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(5) Gegen öffentliche Organe und gegen berufsmäßige Parteienvertreter ist, 

wenn sie einem Disziplinarrecht unterstehen, keine Ordnungsstrafe zu verhängen, 
sondern lediglich Anzeige an die Disziplinarbehörde zu erstatten.

 

(6) Die Verhängung einer Ordnungsstrafe schließt die strafgerichtliche Ver-
folgung wegen derselben Handlung nicht aus.

 

(7) Gegen die Verhängung einer Ordnungsstrafe durch eine Disziplinar-
kommission kann der Betroffene beim Disziplinarsenat binnen vier Wochen Be-
rufung erheben. Der Disziplinarsenat entscheidet endgültig. Der Vollzug der 
Ordnungsstrafe ist bis zur Entscheidung des Disziplinarsenates auszusetzen. Ge-
gen den Beschluß auf Verhängung einer Ordnungsstrafe durch den Disziplinarse-
nat ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

 

(8) Die nach Abs. 1 verhängten Strafgelder fließen der Österreichischen Ärz-
tekammer zu.

 

13. Abschnitt
Sinngemäße Anwendung von anderen gesetzlichen Bestimmungen  

§ 193. (1) Für die Berechnung von Fristen, die Beratung und Abstimmung 
sowie die Wiederaufnahme des Verfahrens gelten sinngemäß die Bestimmungen 
der Strafprozeßordnung, sowie sich aus den Bestimmungen des dritten Hauptstü-
ckes dieses Bundesgesetzes nicht anderes ergibt.

 

(2) Für die Wiedereinsetzung gelten sinngemäß die Bestimmungen der 
Strafprozeßordnung mit der Maßgabe, daß die Wiedereinsetzung gegen die Ver-
säumung aller Fristen zulässig ist und daß sie durch einen minderen Grad des 
Versehens nicht verhindert wird. Über einen Antrag auf Wiedereinsetzung ent-
scheidet die Disziplinarbehörde, bei der die versäumte Prozeßhandlung vorzu-
nehmen war. Gegen die Verweigerung der Wiedereinsetzung ist kein Rechtsmittel 
zulässig. 

 

(3) Im Übrigen sind 
 1. Im Verfahren vor dem Disziplinarrat die Bestimmungen des AVG mit 

Ausnahme der §§ 2 bis 4, 12, 42 Abs. 1 und 2, 51, 51a, 57, 63 Abs. 1 und 
5 erster und zweiter Satz zweiter Halbsatz, 64 Abs. 2, 64a, 67a bis 67h, 
68 Abs. 2 und 3 und 75 bis 80, 

 2. im Verfahren vor dem Disziplinarsenat die Bestimmungen der Strafpro-
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zeßordnung über Rechtsmittel gegen Urteile der Bezirksgericht und

 3. im Verfahren vor dem Disziplinarrat und dem Disziplinarsenat die Be-
stimmungen des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982, insoweit sinnge-
mäß anzuwenden, als sich aus den Bestimmungen des dritten Hauptstü-
ckes dieses Bundesgesetzes nicht anderes ergibt und die Anwendung der 
Bestimmungen der Strafprozeßordnung mit den Grundsätzen und Eigen-
heiten des Disziplinarverfahrens vereinbar ist.

14. Abschnitt 14. Abschnitt
Mitteilungen an die Öffentlichkeit Mitteilungen an die Öffentlichkeit 

§ 194. Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den Verlauf und die Ergebnis-
se eines Disziplinarverfahrens, über den Inhalt der Disziplinarakten sowie über 
den Inhalt einer mündlichen Verhandlung und der Disziplinarentscheidungen 
sind, soweit das Verfahren nicht öffentlich ist (§ 172 Abs. 1) und außer im Falle 
des § 139 Abs. 10, untersagt. Das Kammermitglied, auf das sich das Disziplinar-
verfahren bezogen hat, darf jedoch über den Ausgang des Disziplinarverfahrens 
soweit berichten, als es damit nicht seine berufliche Verschwiegenheitspflicht 
verletzt. 

§ 194. Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den Verlauf und die Ergeb-
nisse eines Disziplinarverfahrens, über den Inhalt der Disziplinarakten sowie 
über den Inhalt einer mündlichen Verhandlung und der Disziplinarentscheidung 
sind, soweit das Verfahren nicht öffentlich ist und außer im Falle des 
§ 139 Abs. 10, untersagt. Das Kammermitglied, auf das sich das Disziplinarver-
fahren bezogen hat, darf jedoch über den Ausgang des Disziplinarverfahrens 
soweit berichten, als es damit nicht seine berufliche Verschwiegenheitspflicht 
verletzt.

Genehmigung von disziplinarrechtlichen Bestellungen Genehmigung von disziplinarrechtlichen Bestellungen 
§ 195e. Der Genehmigung des Bundesministers für Gesundheit bedarf die 

Bestellung 
 1. der beiden ärztlichen Mitglieder der Disziplinarkommission und deren 

Stellvertreter (§ 140 Abs. 3), 
 2. des Disziplinaranwaltes und seiner Stellvertreter beim Disziplinarrat 

(§ 141) sowie 
 3. der beiden weiteren Beisitzer aus dem Stand der Ärzte beim Disziplinar-

senat und ihrer Stellvertreter (§ 180 Abs. 1). 
Der Bundesminister für Gesundheit hat die Genehmigung zu erteilen, wenn die 
Bestellung diesem Bundesgesetz nicht widerspricht.

§ 195e. Der Genehmigung des Bundesministeriums für Gesundheit bedarf 
die Bestellung 
 1. der beiden ärztlichen Mitglieder der Disziplinarkommission und deren 

Stellvertreter (§ 140 Abs. 3) sowie 
 2. des Disziplinaranwaltes und seiner Stellvertreter beim Disziplinarrat 

(§ 141). 
Der Bundesminister für Gesundheit hat die Genehmigung zu erteilen, wenn die 
Bestellung diesem Bundesgesetz nicht widerspricht. 

§ 197. (1) bis (3) … § 197. (1) bis (3) …
(4) Gegen die Festsetzung der Entschädigung durch die im Abs. 3 genannte 

Behörde ist die Berufung an den Landeshauptmann zulässig. Eine weitere Beru-
fung ist unzulässig.
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 Schlussbestimmungen 

 § 232. Mit 1. Jänner 2014 treten
  1. § 37 Abs. 7 und 10, § 52c Abs. 4 bis 7, § 62 Abs. 5, § 66b, § 73 Abs. 1, 

§ 80 Z 4, § 80b Z 3, § 91 Abs. 7 bis 9, § 113 Abs. 4, § 114 Abs. 2, § 116, 
§ 117d, § 120, § 132 Abs. 3 bis 5, § 134 Abs. 3 und 4, die Überschrift 
des 5. Abschnitts des 3. Hauptstücks, § 136 Abs. 6, § 138 Abs. 6, § 140 
Abs. 1, § 141, § 146 Abs. 2 und 5, § 147 Abs. 1, 3 und 4, § 148 Abs. 2, 
§ 151 Abs. 3, § 152, § 154 Abs. 2 und 3, § 155 Abs. 3, § 167 Abs. 1, 
§§ 167a bis 167d samt Überschriften, § 185 samt Überschrift, § 188, 
§ 189 Abs. 3, § 194, § 195e und § 232 samt Überschrift in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 in Kraft sowie

  2. § 13a samt Überschrift, § 35a samt Überschrift, § 52c Abs. 5, § 66b 
Abs. 1, § 91 Abs. 9, § 113 Abs. 5, 6 und 7, § 117d Abs. 1, § 134 Abs. 3, 
§ 138 Abs. 6, §§ 168 bis 184 samt Überschriften und Abschnittsbezeich-
nungen, § 187, § 192 samt Überschrift, § 193 samt Überschrift und 
§ 197 Abs. 4 außer Kraft.

Artikel 10 
Änderung des Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetzes 

Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen 
§ 6a. (1) bis (1b) … § 6a. (1) bis (1b) …
(2) Das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen ist eine dem Bun-

desminister für Gesundheit und Frauen unmittelbar nachgeordnete Behörde. Be-
scheide des Bundesamtes für Sicherheit im Gesundheitswesen unterliegen nicht 
der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg.

(2) Das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen ist eine dem Bun-
desminister für Gesundheit und Frauen unmittelbar nachgeordnete Behörde. 

(3) Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben hat das Bundesamt für Sicherheit 
im Gesundheitswesen als Behörde das Allgemeine Verwaltungsverfahrensge-
setz 1991 anzuwenden. § 73 Abs. 2 und 3 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrengesetzes 1991 findet auf das Verfahren vor dem Bundesamt 
keine Anwendung.

(3) Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben hat das Bundesamt für Sicher-
heit im Gesundheitswesen als Behörde das Allgemeine Verwaltungsverfahrens-
gesetz 1991 anzuwenden. § 73 Abs. 2 und 3 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrengesetzes 1991 findet auf das Verfahren vor dem Bundes-
amt keine Anwendung.

(4) bis (9) … (4) bis (9) …
(10) Das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen hat Parteistellung (10) Das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen hat Parteistellung 
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einschließlich Rechtsmittelbefugnis in Verfahren, die vor den Bezirksverwal-
tungsbehörden oder unabhängigen Verwaltungssenaten in den Ländern durchge-
führt werden, in den in Abs. 1 angeführten Gesetzen, soweit nach diesen Gesetzen 
die Vollziehung dem Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen zukommt. 
Die Bescheide sind dem Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen zuzu-
stellen. Dem Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen steht das Recht auf 
Erhebung der Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu.

einschließlich Rechtsmittelbefugnis in Verfahren, die vor den Bezirksverwal-
tungsbehörden oder Landesverwaltungsgerichten durchgeführt werden, in den in 
Abs. 1 angeführten Gesetzen, soweit nach diesen Gesetzen die Vollziehung dem 
Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen zukommt. Die Bescheide bzw. 
Erkenntnisse und Beschlüsse sind dem Bundesamt für Sicherheit im Gesund-
heitswesen zuzustellen. Dem Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen 
steht das Recht auf Erhebung der Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu.

§ 19. (1) bis (25) … § 19. (1) bis (25) …
 (26) § 6a Abs. 2, 3 und 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx /2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 11 
Änderung des Epidemiegesetzes 1950 

Behördliche Kompetenzen Behördliche Kompetenzen 
§ 43. (1) bis (4) … § 43. (1) bis (4) …
(5) Gegen Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde kann Berufung an den 

unabhängigen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.
 

(6) Dem Landeshauptmann obliegt im Rahmen seines örtlichen Wirkungsbe-
reichs die Koordinierung und Kontrolle der Maßnahmen der Bezirksverwaltungs-
behörden gemäß Abs. 4. Besteht der Verdacht oder die Kenntnis über einen bun-
desländerübergreifenden Ausbruch einer Erkrankung gemäß § 1 Abs. 1 und 2, so 
haben die Landeshauptmänner der betroffenen Bundesländer zusammenzuarbei-
ten und ihre Tätigkeiten zu koordinieren.

(5) Dem Landeshauptmann obliegt im Rahmen seines örtlichen Wirkungs-
bereichs die Koordinierung und Kontrolle der Maßnahmen der Bezirksverwal-
tungsbehörden gemäß Abs. 4. Besteht der Verdacht oder die Kenntnis über einen 
bundesländerübergreifenden Ausbruch einer Erkrankung gemäß § 1 Abs. 1 und 
2, so haben die Landeshauptmänner der betroffenen Bundesländer zusammenzu-
arbeiten und ihre Tätigkeiten zu koordinieren.

(7) Das Bundesministerium für Gesundheit ist im Fall von Krankheitsaus-
brüchen vom Landeshauptmann unverzüglich zu verständigen..

(6) Das Bundesministerium für Gesundheit ist im Fall von Krankheitsaus-
brüchen vom Landeshauptmann unverzüglich zu verständigen..

Wirksamkeit des Gesetzes Wirksamkeit des Gesetzes 
§ 50. (1) bis (3) … § 50. (1) bis (3) …
 (4) § 43 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx /2013 tritt mit 

1. Jänner 2014 in Kraft.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 12 
Änderung des Tuberkulosegesetzes 

§ 45. (1) und (2) … § 45. (1) und (2) …
(3) Die Entscheidung auf Übernahme der Behandlungskosten obliegt der Be-

zirksverwaltungsbehörde. Gegen Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde kann 
Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.

(3) Die Entscheidung auf Übernahme der Behandlungskosten obliegt der 
Bezirksverwaltungsbehörde. 

(4) … (4) … 
Bestreitung der Kosten Bestreitung der Kosten 

§ 47. (1) … § 47. (1) … 
(2) Über Ansprüche, die nach Abs. 1 erhoben werden, entscheidet die Be-

zirksverwaltungsbehörde. Gegen Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde kann 
Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.

(2) Über Ansprüche, die nach Abs. 1 erhoben werden, entscheidet die Be-
zirksverwaltungsbehörde. 

(3) … (3) … 
§ 54. (1) bis (3) … § 54. (1) bis (3) …
 (4) § 45 Abs. 3 und § 47 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx /2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 13 
Änderung des Apothekengesetzes 

Berufung Beschwerde 
§ 45. (1) Auf Berufungen gegen Entscheidungen und Verfügungen der Be-

zirksverwaltungsbehörden, welche auf Grund der Vorschriften dieses Gesetzes 
oder der in Durchführung desselben erlassenen Anordnungen getroffen werden, 
finden die in dieser Hinsicht im Verfahren vor den Bezirksverwaltungsbehörden 
geltenden allgemeinen Vorschriften Anwendung.

§ 45. (1) Auf Beschwerden gegen Entscheidungen und Verfügungen der 
Bezirksverwaltungsbehörden, welche auf Grund der Vorschriften dieses Gesetzes 
oder der in Durchführung desselben erlassenen Anordnungen getroffen werden, 
finden die in dieser Hinsicht im Verfahren vor den Bezirksverwaltungsbehörden 
geltenden allgemeinen Vorschriften Anwendung.

(2) Gegen Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde kann Berufung an den 
unabhängigen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden. 

 

(3) Gegen Bescheide der Österreichischen Apothekerkammer gemäß §§ 3b, (2) Gegen Bescheide der Österreichischen Apothekerkammer gemäß §§ 3b, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
3c und 3d kann Berufung beim unabhängigen Verwaltungssenat des Landes erho-
ben werden, in dessen Bereich der Antragsteller seinen Hauptwohnsitz hat. Sofern 
der Antragsteller über keinen inländischen Hauptwohnsitz verfügt, kann Berufung 
beim Unabhängigen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden, in dessen 
Bereich der zuletzt in Österreich innegehabte Hauptwohnsitz oder gewöhnliche 
Aufenthalt gelegen ist. Sofern ein solcher nicht bestanden hat, kann Berufung 
beim Unabhängigen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden, in dessen 
Bereich der Beruf des Apothekers ausgeübt werden soll.

3c und 3d kann Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes erhoben 
werden, in dessen Bereich der Antragsteller seinen Hauptwohnsitz hat. Sofern 
der Antragsteller über keinen inländischen Hauptwohnsitz verfügt, kann Be-
schwerde an das Verwaltungsgericht des Landes erhoben werden, in dessen Be-
reich der zuletzt in Österreich innegehabte Hauptwohnsitz oder gewöhnliche 
Aufenthalt gelegen ist. Sofern ein solcher nicht bestanden hat, kann Beschwerde 
an das Landesverwaltungsgericht des Landes erhoben werden, in dessen Bereich 
der Beruf des Apothekers ausgeübt werden soll.

(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes und gegen sonstige Bescheide 
der Österreichischen Apothekerkammer kann Berufung an den Bundesminister 
für Gesundheit erhoben werden. 

 

Entscheidung über den Konzessionsantrag Entscheidung über den Konzessionsantrag 
§ 51. (1) und (2) … § 51. (1) und (2) …
(3) Gegen eine Entscheidung der Bezirksverwaltungsbehörde, mit welcher 

die Konzession zum selbständigen Betriebe einer öffentlichen Apotheke verwei-
gert wird, steht dem Antragsteller, gegen die Erteilung der Konzession aber den-
jenigen Inhabern öffentlicher Apotheken und gemäß § 29 Abs. 3 und 4 betroffe-
nen Ärzten, welche gemäß § 48 Abs. 2 rechtzeitig einen Einspruch erhoben ha-
ben, die Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat des Landes zu.

(3) Gegen eine Entscheidung der Bezirksverwaltungsbehörde, mit welcher 
die Konzession zum selbständigen Betriebe einer öffentlichen Apotheke verwei-
gert wird, steht dem Antragsteller, gegen die Erteilung der Konzession aber den-
jenigen Inhabern öffentlicher Apotheken und gemäß § 29 Abs. 3 und 4 betroffe-
nen Ärzten, welche gemäß § 48 Abs. 2 rechtzeitig einen Einspruch erhoben ha-
ben, die Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes zu.

(4) und (5) … (4) und (5) …
§ 68a. (1) … § 68a. (1) …
(2) Die §§ 9 Abs. 2, 12 Abs. 4 und 5, 14, 17 Abs. 3 und 4, 17 Abs. 6, 17a, 

17b Abs. 1, 44 samt Überschrift, 45 samt Überschrift, 46 Abs. 1, 47 Abs. 1 und 2, 
48 Abs. 1 und 3, 49, 50, 51 Abs. 1 bis 3, 54 und 55 in der Fassung des Verwal-
tungsreformgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 65/2002, treten mit 1. Juli 2002, jedoch 
nicht vor dem vierten der Kundmachung des Verwaltungsreformgesetzes 2001 
folgenden Monatsersten in Kraft. Die zum In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt anhängigen 
Verfahren sind nach der vorher geltenden Rechtslage weiterzuführen.

(2) Die §§ 9 Abs. 2, 12 Abs. 4 und 5, 14, 17 Abs. 3 und 4, 17 Abs. 6, 17a, 
17b Abs. 1, 44 samt Überschrift, 45 samt Überschrift, 46 Abs. 1, 47 Abs. 1 und 
2, 48 Abs. 1 und 3, 49, 50, 51 Abs. 1 bis 3, 54 und 55 in der Fassung des Verwal-
tungsreformgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 65/2002, treten mit 1. Juli 2002, jedoch 
nicht vor dem vierten der Kundmachung des Verwaltungsreformgesetzes 2001 
folgenden Monatsersten in Kraft. 

(3) und (4) … (3) und (4) …
 (5) § 45, § 51 Abs. 3 und § 68a Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xx /2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 14 
Änderung des Gehaltskassengesetzes 2002 

§ 44. Gegen die Bescheide gemäß den §§ 11 Abs. 2, 17, 25, 31 und 42 dieses 
Bundesgesetzes kann binnen zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides bei 
der Gehaltskasse Berufung eingebracht werden. Einer gegen einen Vorschrei-
bungsbescheid nach § 11 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes eingebrachten Berufung 
kommt eine aufschiebende Wirkung nicht zu. Über die Berufungen entscheidet 
der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen.

§ 44. Gegen die Bescheide gemäß den §§ 11 Abs. 2, 17, 25, 31 und 42 kann 
Beschwerde eingebracht werden. Einer gegen einen Vorschreibungsbescheid 
nach § 11 Abs. 2 eingebrachten Beschwerde kommt eine aufschiebende Wirkung 
nicht zu. 

§ 75a. § 19 Abs. 2 Z 5 und 6 sowie § 19 Abs. 3 in der Fassung des Bundes-
gesetzes, BGBl. I Nr. 5/2004 treten mit 1. Juni 2002 in Kraft.

§ 75a. (1) § 19 Abs. 2 Z 5 und 6 sowie § 19 Abs. 3 in der Fassung des Bun-
desgesetzes, BGBl. I Nr. 5/2004 treten mit 1. Juni 2002 in Kraft.

 (2) Die Änderung in § 44 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx /2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft:

Artikel 15 
Änderung des Apothekerkammergesetzes 2001 

Mitglieder Mitglieder 
§ 7. (1) bis (6) … § 7. (1) bis (6) …
(7) Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Apothekerkammer oder zu einer 

Abteilung entscheidet das Präsidium. Gegen die Entscheidung des Präsidiums 
kann der Betroffene den Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen 
anrufen.. 

(7) Über Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Apothekerkammer oder 
zu einer Abteilung entscheidet das Präsidium. 

Organe Organe 
§ 9. (1) Organe der Apothekerkammer sind § 9. (1) Organe der Apothekerkammer sind

 1. bis 8. … 1. bis 8. … 
 9. der Kontrollausschuss, 9. der Kontrollausschuss, und
 10. die Umlagenschiedskommission und
 11. der Disziplinarrat. 10. der Disziplinarrat.

(2) … (2) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abteilungsausschüsse Abteilungsausschüsse 

§ 13. (1) Die Mitglieder des Kammervorstandes einer Abteilung sowie der 
Obmann bilden den Abteilungsausschuss. Den Abteilungsausschüssen der selb-
ständigen Apotheker und der angestellten Apotheker obliegt

§ 13. (1) Die Mitglieder des Kammervorstandes einer Abteilung sowie der 
Obmann bilden den Abteilungsausschuss. Den Abteilungsausschüssen der selb-
ständigen Apotheker und der angestellten Apotheker obliegt

 1. die Bestellung der aus ihrer Abteilung zu nominierenden Beisitzer und 
Stellvertreter für den Disziplinarrat und Disziplinarberufungssenat,

 1. die Bestellung der aus ihrer Abteilung zu nominierenden Beisitzer und 
Stellvertreter für den Disziplinarrat,

 2. bis 8. … 2. bis 8. … 
(2) und (3) … (2) und (3) …

Landesgeschäftsstellen Landesgeschäftsstellen 
§ 17. (1) bis (3) … § 17. (1) bis (3) …
(4) Die Geschäfte einer Landesgeschäftsstelle werden jeweils vom Landes-

geschäftsstellenleiter im Einvernehmen mit seinem Stellvertreter besorgt. Kommt 
zwischen dem Landesgeschäftsstellenleiter und seinem Stellvertreter über einen 
Gegenstand ein Einvernehmen nicht zustande, so ist ohne Verzug die Entschei-
dung des Präsidiums der Apothekerkammer einzuholen. Diese Entscheidung ist 
endgültig.

(4) Die Geschäfte einer Landesgeschäftsstelle werden jeweils vom Landes-
geschäftsstellenleiter im Einvernehmen mit seinem Stellvertreter besorgt. Kommt 
zwischen dem Landesgeschäftsstellenleiter und seinem Stellvertreter über einen 
Gegenstand ein Einvernehmen nicht zustande, so ist ohne Verzug die Entschei-
dung des Präsidiums der Apothekerkammer einzuholen. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) …
Wahlverfahren Wahlverfahren 

§ 32. (1) bis (5) … § 32. (1) bis (5) …
(6) Binnen einer Woche nach Kundmachung des Wahlergebnisses kann jede 

zur Wahl zugelassene wahlwerbende Gruppe durch ihren Zustellungsbevollmäch-
tigten bei der Hauptwahlkommission Einspruch gegen das Wahlergebnis erheben. 
Gegen die Entscheidung der Hauptwahlkommission über Wahlanfechtungen ist 
ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig.

(6) Binnen einer Woche nach Kundmachung des Wahlergebnisses kann jede 
zur Wahl zugelassene wahlwerbende Gruppe durch ihren Zustellungsbevoll-
mächtigten bei der Hauptwahlkommission Einspruch gegen das Wahlergebnis 
erheben. Einem Rechtsmittel gegen die Entscheidung der Hauptwahlkommission 
über Wahlanfechtungen kommt keine aufschiebende Wirkung zu.

Disziplinaranwalt Disziplinaranwalt 
§ 43. (1) … § 43. (1) … 
(2) Auf Weisung des Bundesministers für Gesundheit ist der Disziplinaran-

walt verpflichtet, Disziplinaranzeige zu erstatten und Rechtsmittel zu ergreifen. 
(2) Auf Weisung des Bundesministers für Gesundheit ist der Disziplinaran-

walt verpflichtet, Disziplinaranzeige zu erstatten und und Beschwerde zu erhe-
ben.

Einleitung des Disziplinarverfahrens Einleitung des Disziplinarverfahrens 
§ 45. (1) bis (3) … § 45. (1) bis (3) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4) Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt sind darüber hinaus berech-

tigt, einzelne Mitglieder der Disziplinarkommission wegen Befangenheit abzu-
lehnen, wenn sie Gründe anzugeben vermögen, die geeignet sind, die volle Unbe-
fangenheit des Abzulehnenden in Zweifel zu setzen (§ 44 Abs. 3 1. Satz StPO). 
Ausschließungs- oder Befangenheitsgründe sind dem Vorsitzenden des Diszipli-
narrates unverzüglich bekannt zu geben. Über das Vorliegen von Ausschließungs- 
oder Befangenheitsgründen entscheidet der Vorsitzende des Disziplinarrates. 
Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. Nach Beginn der 
mündlichen Verhandlung entscheidet der Disziplinarrat durch Beschluss, gegen 
den ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig ist.

(4) Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt sind darüber hinaus berech-
tigt, einzelne Mitglieder des Disziplinarrates wegen Befangenheit abzulehnen, 
wenn sie Gründe anzugeben vermögen, die geeignet sind, die volle Unbefangen-
heit des Abzulehnenden in Zweifel zu setzen (§ 44 Abs. 3 erster Satz StPO). 
Ausschließungs- oder Befangenheitsgründe sind dem Vorsitzenden des Diszipli-
narrates unverzüglich bekannt zu geben. Über das Vorliegen von Ausschlie-
ßungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der Vorsitzende des Disziplinar-
rates, nach Beginn der mündlichen Verhandlung entscheidet der Disziplinarrat 
durch Beschluss. Gegen diese Entscheidungen ist eine abgesonderte Beschwerde 
nicht zulässig. 

Erhebungskommissär Erhebungskommissär 
§ 47. (1) und (2) … § 47. (1) und (2) …
(3) Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können den 

Erhebungskommissär wegen Befangenheit ablehnen, wenn sie Gründe anzugeben 
vermögen, die geeignet sind, seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen 
(§ 44 Abs. 3 1. Satz StPO). Die Ausschließungsgründe des § 45 Abs. 3 und 4 sind 
auf Erhebungskommissäre sinngemäß anzuwenden. Über das Vorliegen von Aus-
schließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der Vorsitzende des Diszip-
linarrates. Gegen diese Entscheidung steht ein abgesondertes Rechtsmittel nicht 
zu. 

(3) Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können den 
Erhebungskommissär wegen Befangenheit ablehnen, wenn sie Gründe anzuge-
ben vermögen, die geeignet sind, seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu set-
zen (§ 44 Abs. 3 1. Satz StPO). Die Ausschließungsgründe des § 45 Abs. 3 und 4 
sind auf Erhebungskommissäre sinngemäß anzuwenden. Über das Vorliegen von 
Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der Vorsitzende des 
Disziplinarrates. Gegen diese Entscheidung ist eine abgesonderte Beschwerde 
nicht zulässig. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) …
Einleitungsbeschluss Einleitungsbeschluss 

§ 48. (1) … § 48. (1) … 
(2) Der Einleitungsbeschluss hat die Beschuldigungspunkte bestimmt zu be-

zeichnen. Gegen diesen Beschluss ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zuläs-
sig. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist dem Beschuldigten, seinem Verteidi-
ger, dem Disziplinaranwalt sowie dem Disziplinarrat und der Apothekerkammer 
zuzustellen.

(2) Der Einleitungsbeschluss hat die Beschuldigungspunkte bestimmt zu be-
zeichnen. Gegen diesen Beschluss ist eine abgesonderte Beschwerde nicht zuläs-
sig. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist dem Beschuldigten, seinem Verteidi-
ger, dem Disziplinaranwalt sowie dem Disziplinarrat und der Apothekerkammer 
zuzustellen. 

(3) Der Einstellungsbeschluss ist dem Disziplinaranwalt zuzustellen, der da-
gegen innerhalb von vier Wochen Beschwerde an den Disziplinarberufungssenat 
erheben kann. Von der rechtskräftigen Einstellung ist die Apothekerkammer zu 
verständigen.

(3) Der Einstellungsbeschluss ist dem Disziplinaranwalt zuzustellen, der da-
gegen Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes erheben kann. Von der 
rechtskräftigen Einstellung ist die Apothekerkammer zu verständigen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verhandlung in Abwesenheit des Beschuldigten Verhandlung in Abwesenheit des Beschuldigten 

§ 50. (1) In Abwesenheit des Beschuldigten kann die Verhandlung durchge-
führt und das Disziplinarerkenntnis gefällt werden, wenn er bereits vorher Gele-
genheit zur Stellungnahme zu den gegen ihn erhobenen Vorwürfen hatte, ihm die 
Ladung ordnungsgemäß zugestellt wurde und er ohne ausreichende Entschuldi-
gung der Verhandlung fernbleibt. Der Beschuldigte kann innerhalb der Rechts-
mittelfrist gegen ein in seiner Abwesenheit gefälltes Disziplinarerkenntnis Ein-
spruch an den Disziplinarrat erheben. Über den Einspruch erkennt der Diszipli-
narrat. 

§ 50. In Abwesenheit des Beschuldigten können die Verhandlung durchge-
führt und das Disziplinarerkenntnis gefällt werden, wenn er bereits vorher Gele-
genheit zur Stellungnahme zu den gegen ihn erhobenen Vorwürfen hatte, ihm die 
Ladung ordnungsgemäß zugestellt wurde und er ohne ausreichende Entschuldi-
gung der Verhandlung fernbleibt. 

(2) Dem Einspruch ist stattzugeben, wenn nachgewiesen wird, dass der Be-
schuldigte durch ein unabweisliches Hindernis abgehalten wurde, zur mündlichen 
Verhandlung zu erscheinen. In diesem Fall ist eine neue mündliche Verhandlung 
anzuordnen. Bleibt der Beschuldigte auch bei dieser aus, so ist das durch Ein-
spruch angefochtene Erkenntnis ihm gegenüber als rechtskräftig anzusehen.

 

Rechtsmittel Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes 
§ 57. (1) Erkenntnisse des Disziplinarrates können mit Berufung, Beschlüsse 

mit Beschwerde angefochten werden. Gegen verfahrensleitende Verfügungen ist 
ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. Berufung und Beschwerde können 
vom Beschuldigten und vom Disziplinaranwalt ergriffen werden. Zur Entschei-
dung ist der Disziplinarberufungssenat (§ 58) der Apothekerkammer beim Bun-
desministerium für Gesundheit berufen. 

§ 57. (1) Über Beschwerden gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Diszip-
linarrates entscheidet das Verwaltungsgericht des Landes. 

(2) Die Berufung und die Beschwerde sind binnen vier Wochen nach Zustel-
lung der Entscheidung beim Disziplinarrat in zweifacher Ausfertigung schriftlich 
einzubringen. Die rechtzeitige Einbringung der Berufung hat aufschiebende Wir-
kung. Die Berufung muss eine Erklärung enthalten, in welchen Punkten und aus 
welchen Gründen das Erkenntnis oder der Beschluss angefochten wird. Das Vor-
bringen neuer Tatsachen und die Geltendmachung neuer Beweismittel ist zuläs-
sig. 

(2) Beschwerdelegitimiert sind der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt. 

(3) Eine verspätete oder unzulässige Berufung oder eine Berufung, die keine 
Erklärung im Sinne des Abs. 2 enthält, ist ohne mündliche Verhandlung mit Be-
schluss zurückzuweisen. 

(3) Gegen verfahrensleitende Verfügungen ist eine abgesonderte Beschwer-
de nicht zulässig. 

(4) Die Berufung ist dem Disziplinaranwalt beziehungsweise dem Beschul-
digten mit dem Hinweis mitzuteilen, dass er binnen vier Wochen eine schriftliche 
Äußerung abgeben kann. Nach Einlangen der Äußerung oder nach Fristablauf 

(4) Erkenntnisse und Beschlüsse des Verwaltungsgerichts des Landes in 
Disziplinarangelegenheiten sind der Österreichischen Apothekerkammer zur 
Kenntnis zu bringen.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sind die Akten dem Disziplinarberufungssenat zu übersenden.

(5) Für die Akteneinsicht gilt § 47 Abs. 7 sinngemäß. (5) Das Recht auf Revision gegen Erkenntnisse des Verwaltungsgerichts des 
Landes gemäß Art. 133 Abs. 1 Z 1 B-VG steht auch dem Disziplinaranwalt zu. 

Disziplinarberufungssenat  
§ 58. (1) Der Disziplinarberufungssenat besteht aus einem Richter als Vor-

sitzendem, zwei Beisitzern aus dem Stand der Beamten des Bundesministeriums 
für soziale Sicherheit und Generationen, von denen einer rechtskundig sein muss, 
sowie zwei weiteren Beisitzern. 

 

(2) Der Vorsitzende des Disziplinarberufungssenates wird vom Bundesmi-
nister für soziale Sicherheit und Generationen im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Justiz, die Beisitzer aus dem Stand der Beamten werden vom 
Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen bestellt. Die Abtei-
lungsausschüsse der Apothekerkammer bestellen jeweils einen Beisitzer aus der 
Abteilung. In gleicher Weise ist für den Vorsitzenden und jeden Beisitzer je ein 
Stellvertreter zu bestellen. Mitglieder (Stellvertreter) des Disziplinarrates und des 
Kammervorstandes dürfen dem Disziplinarberufungssenat nicht angehören.

 

(3) Die Mitglieder des Disziplinarberufungssenates haben ihr Amt unpartei-
isch auszuüben. Die Beisitzer aus dem Apothekerstand haben vor Antritt ihrer 
Tätigkeit dem Vorsitzenden die gewissenhafte und unparteiische Erfüllung ihrer 
Pflichten zu geloben.

 

(4) Die Mitglieder des Disziplinarberufungssenates und ihre Stellvertreter 
werden für eine Funktionsperiode von fünf Jahren bestellt. Neuerliche Bestellun-
gen sind zulässig.

 

(5) Für die Beendigung einer Funktion als Mitglied (Stellvertreter) gilt § 42 
Abs. 6 und 7.

 

(6) Entscheidungen des Disziplinarberufungssenates unterliegen weder der 
Aufhebung noch der Abänderung im Verwaltungsweg. Die Anrufung des Verwal-
tungsgerichtshofes ist zulässig. 

 

(7) Für die Vertretung der Disziplinaranzeige beziehungsweise der vom Dis-
ziplinaranwalt gegen eine Entscheidung des Disziplinarrates erhobene Berufung 
hat der Bundesminister für Gesundheitnach Anhörung des Kammervorstandes aus 
dem Stand der rechtskundigen Beamten des Bundesministeriums für soziale Si-
cherheit und Generationen einen Disziplinaranwalt und für den Fall seiner Ver-
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hinderung einen stellvertretenden Disziplinaranwalt zu bestellen.

§ 59. Auf die Mitglieder des Disziplinarberufungssenates sind die Bestim-
mungen des § 45 über den Ausschluss und die Ablehnung von Mitgliedern des 
Disziplinarrates wegen Befangenheit sinngemäß anzuwenden. Ausgeschlossen ist 
ferner, wer an der angefochtenen Entscheidung teilgenommen oder am vorange-
gangenen Verfahren als Disziplinaranwalt, Verteidiger des Beschuldigten oder 
Vertreter eines sonst Beteiligten mitgewirkt hat. Über das Vorliegen von Aus-
schließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der Vorsitzende des Diszip-
linarberufungssenates.

 

Rechtsmittelverfahren  
§ 60. (1) Nach dem Einlangen der Berufungsakten hat der Vorsitzende des 

Disziplinarberufungssenates die Berufungsakten zu prüfen.
 

(2) Hält der Vorsitzende des Disziplinarberufungssenates die Berufung für 
unzulässig oder verspätet, so hat er sie vor den Disziplinarberufungssenat zu brin-
gen, ohne dass zunächst eine mündliche Verhandlung anberaumt wird. Ansonsten 
ist die Verhandlung anzuberaumen. Dem Beschuldigten sind 14 Tage zur Vorbe-
reitung zu gewähren.

 

(3) Sind zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung Erhebungen not-
wendig, so hat der Vorsitzende das Erforderliche vorzukehren. Er kann solche 
Erhebungen von einem beauftragten Mitglied des Disziplinarberufungssenates, 
vom Disziplinarrat durch ein von dessen Vorsitzendem zu bestimmendes Mitglied 
oder von einer ersuchten Staatsanwaltschaft durchführen lassen.

 

(4) Zur mündlichen Verhandlung sind der Disziplinaranwalt, der Beschuldig-
te und sein Verteidiger zu laden. Für die Beiziehung eines Verteidigers gilt § 45 
Abs. 2. 

 

(5) Hinsichtlich der Übersendung von Akten durch die Gerichte und Verwal-
tungsbehörden gilt § 46 Abs. 2 sinngemäß.

 

Mündliche Verhandlung vor dem Disziplinarberufungssenat  
§ 61. (1) Die mündliche Verhandlung ist auf Antrag des Beschuldigten öf-

fentlich. Die Öffentlichkeit kann jedoch aus den Gründen des § 229 StPO ausge-
schlossen werden. Ist die Verhandlung nicht öffentlich, so kann der Beschuldigte 
drei Personen seines Vertrauens beiziehen. Zeugen sind als Vertrauenspersonen 
ausgeschlossen. § 51 gilt auch für die vom Beschuldigten beigezogenen Vertrau-

 

2166 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

78 von 98

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  79 von 98 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
enspersonen.

(2) Die Verhandlung beginnt mit der Darstellung des Sachverhalts durch den 
Vorsitzenden. Hierauf trägt der Berufungswerber die Berufung vor. Die im § 60 
Abs. 4 Genannten haben das Recht auf Anhörung. Die Reihenfolge bestimmt der 
Vorsitzende, das Schlusswort gebührt dem Beschuldigten.

 

(3) Sind die im § 60 Abs. 4 Genannten nicht erschienen, wird hiedurch die 
Durchführung der Verhandlung nicht gehindert; dies ist dem Beschuldigten in der 
Vorladung zur mündlichen Verhandlung mit dem Bemerken mitzuteilen, dass 
auch im Falle seines Ausbleibens über die Berufung unter Berücksichtigung des 
in der Berufungsausführung und in der Gegenausführung sowie in sonstigen 
Schriftsätzen Vorgebrachten dem Gesetz gemäß erkannt werde.

 

(4) Der Disziplinarberufungssenat kann in der mündlichen Verhandlung 
selbst Beweise aufnehmen und die notwendigen Verfahrensergänzungen vorneh-
men. Die Beeidigung von Zeugen und Sachverständigen durch den Vorsitzenden 
ist zulässig. Der Disziplinarberufungssenat kann die Beweisaufnahme und Ver-
fahrensergänzungen auch von einem beauftragten Mitglied, vom Disziplinarrat 
durch ein vom Vorsitzenden des Disziplinarberufungssenates zu bestimmendes 
Mitglied oder von einer ersuchten Staatsanwaltschaft durchführen lassen.

 

§ 62. (1) Ist die Erhebung des Sachverhalts oder das Verfahren erster Instanz 
mangelhaft, so dass es ganz oder zum Teil wiederholt oder ergänzt werden muss, 
kann der Disziplinarberufungssenat ohne Anberaumung einer mündlichen Ver-
handlung das Erkenntnis des Disziplinarrates ganz oder zum Teil aufheben und 
die Sache zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung im Umfang der Aufhe-
bung an den Disziplinarrat zurückverweisen.

 

(2) In allen anderen Fällen hat der Disziplinarberufungssenat in der mündli-
chen Berufungsverhandlung in der Sache selbst zu entscheiden. Zeigt sich erst in 
dieser ein im Abs. 1 erwähnter Mangel, so kann der Disziplinarberufungssenat 
das Erkenntnis des Disziplinarrates ganz oder zum Teil aufheben und die Sache 
zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung im Umfang der Aufhebung an 
den Disziplinarrat zurückverweisen. Entscheidet der Disziplinarberufungssenat in 
der Sache selbst, so ist er berechtigt, das Erkenntnis in jeder Richtung zu ändern, 
zum Nachteil des Beschuldigten jedoch nur im Umfang der Anfechtung.

 

(3) Ist die Berufung lediglich zugunsten des Beschuldigten ergriffen worden, 
so darf weder der Disziplinarberufungssenat noch im Falle einer Zurückverwei-
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sung an den Disziplinarrat der Disziplinarrat eine strengere Strafe als in dem 
angefochtenen Erkenntnis verhängen. 

(4) Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift im Sinne des § 53 
aufzunehmen.

 

Erkenntnisse des Disziplinarberufungssenates  
§ 63. (1) Erkenntnisse, die auf Grund einer mündlichen Verhandlung gefällt 

werden, sind samt den wesentlichen Gründen sogleich zu verkünden. Ausferti-
gungen des Erkenntnisses samt Gründen sind dem Disziplinarrat, dem Diszipli-
naranwalt, dem Beschuldigten, im Falle der Bestellung eines Verteidigers aber 
diesem, zuzustellen. Eine Ausfertigung des Erkenntnisses ist weiters der Apothe-
kerkammer zu übermitteln. 

 

(2) Hinsichtlich der Kosten des Verfahrens im Falle eines Schuldspruches ist 
§ 54 anzuwenden. Dem verurteilten Beschuldigten fallen auch die Kosten des 
Rechtsmittelverfahrens zur Last, sofern sie nicht durch ein gänzlich erfolglos 
gebliebenes Rechtsmittel des Disziplinaranwaltes verursacht worden sind.

 

(3) Wird der Beschuldigte im Rechtsmittelverfahren teilweise freigespro-
chen, so sind die auf den Freispruch entfallenden Kosten, soweit es tunlich ist, 
nicht zu ersetzen. Wird einer bloß wegen des Strafausspruches erhobenen Beru-
fung des Beschuldigten auch nur teilweise Folge gegeben und die Strafe zu seinen 
Gunsten abgeändert, so sind die Kosten des Berufungsverfahrens dem Beru-
fungswerber nicht aufzuerlegen. 

 

§ 64. Über Beschwerden entscheidet der Disziplinarberufungssenat ohne 
mündliche Verhandlung mit Beschluss. 

 

Rechtsmittelbelehrung  
§ 65. Entscheidungen des Disziplinarberufungssenates haben, wenn dem 

Standpunkt des Beschuldigten nicht vollinhaltlich Rechnung getragen wird, auf 
die Möglichkeit einer Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof, auf die bei der 
Einbringung einer solchen Beschwerde einzuhaltende Frist sowie auf das Formal-
erfordernis der Unterschrift eines Rechtsanwaltes hinzuweisen.

 

Vollzug der Entscheidungen Vollzug der Entscheidungen 
§ 66. (1) … § 66. (1) … 
(2) Die verhängten Geldstrafen sowie die Kosten des Disziplinarverfahrens (2) Die verhängten Geldstrafen sowie die Kosten des Disziplinarverfahrens 
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fließen der Österreichischen Apothekerkammer zu. Sie werden im Verwaltungs-
wege eingebracht.

vor dem Disziplinarrat fließen der Österreichischen Apothekerkammer zu. Sie 
werden im Verwaltungswege eingebracht.

(3) Wenn die unverzügliche Zahlung einer Geldstrafe oder der Verfahrens-
kosten den Zahlungspflichtigen unbillig hart träfe, hat der Disziplinarrat bezie-
hungsweise der Disziplinarberufungssenat auf Antrag durch Bescheid einen an-
gemessenen Aufschub oder die Zahlung in Raten zu gewähren. Gegen einen sol-
chen Bescheid steht kein Rechtsmittel zu.

(3) Wenn die unverzügliche Zahlung einer Geldstrafe oder der Verfahrens-
kosten den Zahlungspflichtigen unbillig hart träfe, hat der Disziplinarrat auf 
Antrag durch Bescheid einen angemessenen Aufschub oder die Zahlung in Raten 
zu gewähren. 

Aufwandsentschädigungen Aufwandsentschädigungen 
§ 68. (1) Die Mitglieder des Disziplinarrates, des Disziplinarberufungssena-

tes und die Disziplinaranwälte üben ihre Funktion ebenso wie ihre Stellvertreter - 
unbeschadet der vorgesehenen Aufwands- und Funktionsentschädigungen - eh-
renamtlich aus.

§ 68. (1) Die Mitglieder des Disziplinarrates und der Disziplinaranwalt üben 
ihre Funktion ebenso wie ihre Stellvertreter - unbeschadet der vorgesehenen 
Aufwands- und Funktionsentschädigungen - ehrenamtlich aus. 

(2) … (2) … 
(3) Die Kanzleigeschäfte des Disziplinarrates und des Disziplinarberufungs-

senates sind von der Apothekerkammer zu führen.
(3) Die Kanzleigeschäfte des Disziplinarrates sind von der Apothekerkam-

mer zu führen. 
(4) Die durch die Tätigkeit des Disziplinarrates und des Disziplinarberu-

fungssenates anfallenden Kosten werden von der Apothekerkammer getragen.
(4) Die durch die Tätigkeit des Disziplinarrates anfallenden Kosten werden 

von der Apothekerkammer getragen.
Ordnungsstrafen Ordnungsstrafen 

§ 69. (1) … § 69. (1) … 
(2) Die gleiche Befugnis steht dem Vorsitzenden des Disziplinarrates und 

des Disziplinarberufungssenates gegen Personen, die die Disziplinarverhandlung 
stören oder durch ungeziemendes Benehmen den Anstand verletzen, zu, wenn die 
Ermahnung und vorausgegangene Androhung der Ordnungsstrafe erfolglos bleibt.

(2) Die gleiche Befugnis steht dem Vorsitzenden des Disziplinarrates gegen 
Personen, die die Disziplinarverhandlung stören oder durch ungeziemendes Be-
nehmen den Anstand verletzen, zu, wenn die Ermahnung und vorausgegangene 
Androhung der Ordnungsstrafe erfolglos bleibt.

(3) und (4) … (3) und (4) …
(5) Gegen die Verhängung einer Ordnungsstrafe steht innerhalb von zwei 

Wochen die Berufung an den Disziplinarberufungssenat zu. Sie ist bei der Stelle, 
die die Ordnungsstrafe verhängt hat, einzubringen und hat aufschiebende Wir-
kung. 

 

(6) Gegen die Entscheidung des Disziplinarberufungssenates ist ein Rechts-
mittel nicht zulässig.

 

(7) Die verhängten Ordnungsstrafen fließen der Apothekerkammer zu. Sie 
können im Verwaltungswege eingebracht werden.

(5) Die verhängten Ordnungsstrafen fließen der Apothekerkammer zu. Sie 
können im Verwaltungswege eingebracht werden.
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Anwendung anderer gesetzlicher Bestimmungen Anwendung anderer gesetzlicher Bestimmungen 

§ 70. (1) … § 70. (1) … 
(2) Für die Wiedereinsetzung gelten sinngemäß die Bestimmungen der 

Strafprozessordnung. Über einen Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet die 
Disziplinarbehörde, bei der die versäumte Prozesshandlung vorzunehmen war. 
Gegen die Verweigerung der Wiedereinsetzung ist kein Rechtsmittel zulässig.

(2) Für die Wiedereinsetzung gelten sinngemäß die Bestimmungen der 
Strafprozessordnung. Diese kann auch gegen die Versäumung einer mündlichen 
Verhandlung beantragt werden. 

(3) Im Übrigen sind (3) Im Übrigen sind im Verfahren vor dem Disziplinarrat die Bestimmungen 
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes mit Ausnahme der §§ 2 bis 4, 
12, 42 Abs. 1 und 2, 51, 57, 63 Abs. 1 und 5 erster und zweiter Satz zweiter 
Halbsatz, 64 Abs. 2, 64a, 68 Abs. 2 und 3 und 75 bis 80 insoweit sinngemäß 
anzuwenden, als sich aus den Bestimmungen des vierten Abschnittes dieses 
Bundesgesetzes nicht anderes ergibt und die Anwendung der Bestimmungen der 
Strafprozessordnung mit den Grundsätzen und Eigenheiten des Disziplinarver-
fahrens vereinbar ist.

 1. im Verfahren vor dem Disziplinarrat die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes mit Ausnahme der §§ 2 bis 4, 12, 42 
Abs. 1 und 2, 51, 51a, 57, 63 Abs. 1 und 5 erster und zweiter Satz zweiter 
Halbsatz, 64 Abs. 2, 64a, 67a bis h, 68 Abs. 2 und 3 und 75 bis 80,

 

 2. im Verfahren vor dem Disziplinarberufungssenat die Bestimmungen der 
Strafprozessordnung über Rechtsmittel gegen Urteile der Bezirksgerichte 
und

 

 3. im Verfahren vor dem Disziplinarrat und dem Disziplinarberufungssenat 
die Bestimmungen des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982,

 

insoweit sinngemäß anzuwenden, als sich aus den Bestimmungen des vierten 
Abschnittes dieses Bundesgesetzes nicht anderes ergibt und die Anwendung der 
Bestimmungen der Strafprozessordnung mit den Grundsätzen und Eigenheiten 
des Disziplinarverfahrens vereinbar ist. 

 

Deckung der Kosten Deckung der Kosten 
§ 74. (1) bis (3) … § 74. (1) bis (3) …
(4) Erste Instanz für das Verfahren über die Kammerumlage ist der Präsi-

dent. Gegen Beschlüsse des Präsidenten steht den Betroffenen das Recht der Be-
schwerde an eine bei der Apothekerkammer in Wien errichtete 
Umlagenschiedskommission (§ 75) zu. 

(4) Zuständig zur Entscheidung über die Kammerumlage ist der Präsident. 
Gegen Beschlüsse des Präsidenten steht dem Betroffenen das Recht der Be-
schwerde an das Verwaltungsgericht des Landes zu. 
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(5) Rückständige Umlagen, Gebühren für Sonderleistungen und sonstige 

Pflichtbeiträge sind im Verwaltungsweg einzubringen. Der Rückstandsausweis ist 
ein Exekutionstitel im Sinne des § 1 der Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896. 

(5) Rückständige Umlagen, Gebühren für Sonderleistungen und sonstige 
Pflichtbeiträge können nach Ausstellung eines Rückstandsausweises durch den 
Präsidenten nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 53, 
eingebracht werden.

Umlagenschiedskommission  
§ 75. (1) Gegen die Vorschreibung der Kammerumlage steht dem Umlage-

pflichtigen das Rechtsmittel des Rekurses an die bei der Apothekerkammer für 
die jeweilige Funktionsperiode errichtete Umlagenschiedskommission zu.

 

(2) Die Umlagenschiedskommission besteht aus einem Vorsitzenden und 
zwei Beisitzern. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden über Ersuchen 
der Apothekerkammer vom Bundesministerium für soziale Sicherheit und Gene-
rationen aus dem Stand der rechtskundigen Beamten nominiert. Je ein Beisitzer 
wird von den Abteilungsausschüssen der selbständigen Apotheker und der ange-
stellten Apotheker bestellt. In gleicher Weise ist ein Stellvertreter für den Vorsit-
zenden und ein Ersatzmitglied für jeden Beisitzer zu bestellen.

 

(3) Die Schiedskommission entscheidet in nicht öffentlicher Sitzung endgül-
tig 

 

Aufsichtsrecht Aufsichtsrecht 
§ 79b. (1) … § 79b. (1) …
(2) Beschlüsse der Organe der Apothekerkammer, mit Ausnahme der Be-

schlüsse des Disziplinarrates, die gegen bestehende Vorschriften verstoßen, sind 
vom Bundesminister für Gesundheit aufzuheben. Die Apothekerkammer hat auf 
Verlangen der Aufsichtsbehörde die von ihr bezeichneten Beschlüsse vorzulegen. 

(2) Beschlüsse der Organe der Apothekerkammer, mit Ausnahme der Be-
schlüsse des Disziplinarrates, die gegen bestehende Vorschriften verstoßen, sind 
vom Bundesminister für Gesundheit aufzuheben. Die Apothekerkammer hat auf 
Verlangen der Aufsichtsbehörde die von ihr bezeichneten Beschlüsse vorzulegen. 
Gegen Bescheide des Bundesministers für Gesundheit steht der Österreichischen 
Apothekerkammer das Recht der Beschwerde an das Verwaltungsgericht des 
Landes zu. 

Rechtsakte im eigenen Wirkungsbereich Rechtsakte im eigenen Wirkungsbereich 
§ 79c. (1) bis (7) … § 79c. (1) bis (7) …
(7) Die Bestellung (7) Die Bestellung des Disziplinaranwaltes und seines Stellvertreters bedarf 

der Genehmigung des Bundesministers für Gesundheit. Die Genehmigung ist zu 
erteilen, wenn die Bestellung diesem Bundesgesetz nicht widerspricht.

 1. der weiteren Beisitzer aus dem Stand der Apotheker beim Disziplinarbe-
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rufungssenat und ihrer Stellvertreter (§ 58) und

 2. des Disziplinaranwaltes und seines Stellvertreters beim Disziplinarrat 
(§ 42)

 

bedarf der Genehmigung des Bundesministers für Gesundheit. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn die Bestellung diesem Bundesgesetz nicht widerspricht.

 

Schluss- und Übergangsbestimmungen Schluss- und Übergangsbestimmungen 
§ 81. (1) bis (12) … § 81. (1) bis (12) …
 (13) § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 1, § 13 Abs. 1 Z 1, § 17 Abs. 4, § 32 Abs. 6, § 43 

Abs. 2, § 45 Abs. 4, § 47 Abs. 3, § 48 Abs. 2 und 3, § 50, § 57 samt Überschrift, 
§ 66 Abs. 2 und 3, § 68 Abs. 1, 3 und 4, § 69, § 70 Abs. 2 und 3, § 74 Abs. 4, 
§ 79b Abs. 2, § 79c Abs. 7 und § 82 Z 2 lit. b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx /2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Die §§ 58 bis 65 samt 
Überschrift und § 75 samt Überschrift treten mit Ablauf des 31.12.2013 außer 
Kraft

Vollziehung Vollziehung 
§ 82. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind § 82. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind

 1. hinsichtlich des § 80 der Bundesminister für Finanzen, 1. hinsichtlich des § 80 der Bundesminister für Finanzen,
 2. im Übrigen der Bundesminister für Gesundheit, 2. im Übrigen der Bundesminister für Gesundheit,
 a) hinsichtlich der §§ 3 und 4 im Einvernehmen mit den jeweils zustän-

digen Bundesminister, 
 a) hinsichtlich der §§ 3 und 4 im Einvernehmen mit den jeweils zustän-

digen Bundesminister,
 b) hinsichtlich des § 46 und des § 47 Abs. 6 sowie der Bestellung des 

Vorsitzenden des Disziplinarberufungssenates der Apothekerkammer 
beim Bundesministerium für Gesundheitund seines Stellvertreters im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz

 b) hinsichtlich des § 46 und des § 47 Abs. 6 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Justiz 

betraut. betraut.

Artikel 16 
Änderung des Tierseuchengesetzes 

§ 43. (1) bis (3) … § 43. (1) bis (3) …
Gegen die Verfügung der Keulung seitens der politischen Landesbehörde 

findet ein Rechtszug nicht statt. 
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Entscheidungskompetenz Entscheidungskompetenz 

§ 58. (1) Der Landeshauptmann entscheidet über die Zu- oder Aberkennung 
der Entschädigung oder Vergütung. Eine Berufung gegen diese Entscheidung ist 
nicht zulässig.(1) Der Landeshauptmann entscheidet über die Zu- oder Aberken-
nung der Entschädigung oder Vergütung. Eine Berufung gegen diese Entschei-
dung ist nicht zulässig. 

§ 58. (1) Der Landeshauptmann entscheidet über die Zu- oder Aberkennung 
der Entschädigung oder Vergütung. Eine Berufung gegen diese Entscheidung ist 
nicht zulässig.(1) Der Landeshauptmann entscheidet über die Zu- oder Aberken-
nung der Entschädigung oder Vergütung. 

(2) … (2) … 
 Örtliche Zuständigkeit bei bestimmten Verfahren 

§ 69. Für Bestrafungen wegen Verletzung von Melde-, Mitwirkungs- und 
Auskunftspflichten nach den §§ 63 Abs. 1 lit. c und 64 ist in erster Instanz jene 
Bezirksverwaltungsbehörde örtlich zuständig, in deren Sprengel der Melde-, 
Mitwirkungs- oder Auskunftspflichtige seinen Hauptwohnsitz hat, bei Fehlen 
eines Hauptwohnsitzes der sonstige Wohnsitz. Trifft die Mitwirkungs- oder Aus-
kunftspflicht juristische Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts oder 
eingetragene Erwerbsgesellschaften oder Unternehmungen, so ist für die örtliche 
Zuständigkeit deren Sitz maßgebend; bei Fehlen eines Sitzes im Inland der Ort, in 
dem hauptsächlich die Tätigkeit ausgeübt wird.

§ 69. Für Bestrafungen wegen Verletzung von Melde-, Mitwirkungs- und 
Auskunftspflichten nach den §§ 63 Abs. 1 lit. c und 64 ist in erster Instanz jene 
Bezirksverwaltungsbehörde örtlich zuständig, in deren Sprengel der Melde-, 
Mitwirkungs- oder Auskunftspflichtige seinen Hauptwohnsitz hat, bei Fehlen 
eines Hauptwohnsitzes der sonstige Wohnsitz. Trifft die Mitwirkungs- oder Aus-
kunftspflicht juristische Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts 
oder eingetragene Erwerbsgesellschaften oder Unternehmungen, so ist für die 
örtliche Zuständigkeit deren Sitz maßgebend; bei Fehlen eines Sitzes im Inland 
der Ort, in dem hauptsächlich die Tätigkeit ausgeübt wird.
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Strafverfügungen der politischen Behörden. 

§ 70. Wenn von einer öffentlichen Behörde oder einer der im § 68 des Straf-
gesetzes erwähnten Personen auf Grund ihrer eigenen dienstlichen Wahrnehmung 
eine im § 63 angeführte Übertretung angezeigt wird, so kann die politische Be-
zirksbehörde (Seeverwaltungsbehörde), insofern sie eine Geldstrafe von höchs-
tens 10 k zu verhängen findet, die verwirkte Strafe ohne vorausgehendes Verfah-
ren durch eine Strafverfügung festsetzen. 

In der Strafverfügung muß angegeben sein: 
 1. die Beschaffenheit der strafbaren Handlung, sowie die Zeit und der Ort 

ihrer Begehung; 
 2. der Name der Person oder Behörde, welche die Anzeige gemacht hat; 
 3. die Straffestsetzung unter Anführung der Strafbestimmung, auf welche 

dieselbe sich gründet; 
 4. daß es dem Beschuldigten freistehe, wenn er sich durch die Strafverfü-

gung beschwert finden sollte, innerhalb einer achttägigen Frist, von der 
Zustellung der Verfügung an gerechnet, seinen Einspruch dagegen bei 
der politischen Bezirksbehörde (Seeverwaltungsbehörde) schriftlich oder 
zu Protokoll anzumelden und zugleich die zu seiner Verteidigung die-
nenden Beweismittel anzuzeigen, daß aber, falls in dieser Frist ein Ein-
spruch nicht erfolgt, die Strafverfügung in Rechtskraft übergehen und 
gegen ihn vollstreckt werden würde. 

Wird in der achttägigen Frist der Einspruch erhoben, so tritt das ordentliche 
Verfahren ein. Im entgegengesetzten Falle findet gegen die Strafverfügung 
ein Rechtsmittel nicht mehr statt, jedoch kann, sofern die Voraussetzungen 
des § 364, Z 1 und 2 St. P. O. eintreten, die Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand erteilt werden. 

 

Berufungen. 
§ 76. Gegen Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde kann Berufung an 

den unabhängigen Verwaltungssenat des Landes erhoben werden.

 

§ 77. (1) bis (13) … § 77. (1) bis (13) …
 (14) Die §§ 43, 58 Abs. 1 und die Überschrift zu § 69 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Mit 1. 
Jänner 2014 treten die §§ 70 und 76 außer Kraft.
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Artikel 17 
Änderung des Tiergesundheitsgesetzes 

§ 14. (1) Der Landeshauptmann entscheidet in erster Instanz über die Zu- 
oder Aberkennung der Entschädigung. Eine Berufung gegen diese Entscheidung 
ist nicht zulässig.

§ 14. (1) Über die Zu- oder Aberkennung der Entschädigung entscheidet der 
Landeshauptmann. 

(2) Das Recht zur Erhebung einer Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof 
oder Verwaltungsgerichtshof gegen eine Entscheidung gemäß Abs. 1 steht auch 
dem Bund, vertreten durch die Finanzprokuratur, zu.

(2) Das Recht zur Erhebung einer Beschwerde gegen eine Entscheidung 
gemäß Abs. 1 steht auch dem Bund, vertreten durch die Finanzprokuratur, zu. 

§ 17. (1) bis (1b) … § 77. (1) bis (1b) …
 (1c) § 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 tritt mit 1. 

Jänner 2014 in Kraft.
(2) … (2) … 

Artikel 18 
Änderung des Tierschutzgesetzes 

§ 33. (1) Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, ist Behörde im 
Sinne dieses Bundesgesetzes die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(2) Gegen Entscheidungen der Bezirksverwaltungsbehörde in Verfahren 
nach diesem Bundesgesetz kann Berufung an den unabhängigen Verwaltungsse-
nat im Land erhoben werden. 

§ 33. (1) Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, ist Behörde im 
Sinne dieses Bundesgesetzes die Bezirksverwaltungsbehörde. 

§ 41. (1) bis (4) … § 41. (1) bis (4) …
 (4a) Der Tierschutzombudsmann ist berechtigt, gegen Bescheide in Angele-

genheiten dieses Bundesgesetzes Beschwerde wegen Rechtswidrigkeit beim 
Verwaltungsgericht des Landes zu erheben. Er hat in Beschwerdeverfahren beim 
Verwaltungsgericht des Landes in Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes Par-
teistellung. 

(5) bis (8) … (5) bis (8) …
§ 44. (1) bis (21) … § 44. (1) bis (21) …
 (22) Mit 1. Jänner 2014 tritt
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 1. § 33 Abs. 2 außer Kraft und 
 2. § 41 Abs. 4a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 in 

Kraft. 

Artikel 19 
Änderung des Tierärztegesetzes 

§ 6. (1) bis (2) … § 6. (1) bis (2) …
(3) Erfüllt der Bewerber die gesetzlichen Voraussetzungen nicht, so hat die 

Kammer die Eintragung mit Bescheid zu versagen. Gegen den Bescheid ist die 
Berufung an jenen Landeshauptmann zulässig, der für den in Aussicht genomme-
nen Berufssitz oder Dienstort oder - wenn im Zeitpunkt der Antragstellung weder 
ein Berufssitz noch ein Dienstort in Aussicht genommen ist - für den Wohnsitz 
des Bewerbers zuständig ist. Besteht auch kein inländischer Wohnsitz, so ist der 
Landeshauptmann von Wien zuständig. Eine weitere Berufung ist nicht zulässig.

(3) Erfüllt der Bewerber die gesetzlichen Voraussetzungen nicht, so hat die 
Kammer die Eintragung mit Bescheid zu versagen. Gegen den Bescheid kann die 
Beschwerde bei jenem Landesverwaltungsgericht erhoben werden, das für den in 
Aussicht genommenen Berufssitz oder Dienstort oder - wenn im Zeitpunkt der 
Antragstellung weder ein Berufssitz noch ein Dienstort in Aussicht genommen 
ist - für den Wohnsitz des Bewerbers zuständig ist. Besteht auch kein inländi-
scher Wohnsitz, so ist das Landesverwaltungsgericht von Wien zuständig.

(4) bis (8) … (4) bis (8) …
§ 14d. (1) und (2) … § 14d. (1) und (2) …
(3) Gegen die Nichtzulassung steht dem Prüfungswerber das Recht der Beru-

fung an den Vorstand der Kammer zu. Eine weitere Berufung ist nicht zulässig.
 

§ 14h. (1) und (2) … § 14h. (1) und (2) …
(3) Fachtierärztinnen und Fachtierärzte haben sich in einem von der Dele-

giertenversammlung in der Fachtierarztausbildungs- und Fachtierarztprüfungs-
ordnung festgelegten Ausmaß fortzubilden und diese Fortbildung der Fachtier-
arztprüfungskommission nachzuweisen. Wird innerhalb von fünf Jahren nicht das 
notwendige Ausmaß an Fortbildung nachgewiesen, hat die Fachtierarztprüfungs-
kommission das Recht, die Führung des Fachtierarzttitels bescheidmäßig zu ent-
ziehen. Gegen diesen Bescheid steht das Recht der Berufung an den Vorstand der 
Kammer zu. Eine weitere Berufung ist nicht zulässig.

(3) Fachtierärztinnen und Fachtierärzte haben sich in einem von der Dele-
giertenversammlung in der Fachtierarztausbildungs- und Fachtierarztprüfungs-
ordnung festgelegten Ausmaß fortzubilden und diese Fortbildung der Fachtier-
arztprüfungskommission nachzuweisen. Wird innerhalb von fünf Jahren nicht 
das notwendige Ausmaß an Fortbildung nachgewiesen, hat die Fachtierarztprü-
fungskommission das Recht, die Entziehung des Fachtierarzttitels beim Vorstand 
der Kammer zu beantragen. Der Vorstand hat hierüber mit Bescheid zu entschei-
den.

§ 72. (1) bis (5) … § 72. (1) bis (5) …
(6) Gegen die Entscheidung eines Senats gemäß Abs. 4 steht dem Antrag-

steller das Recht der Berufung an den Vorstand der Kammer zu. Eine weitere 
Berufung ist nicht zulässig. 
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(7) … (7) … 
 § 75c. Mit 1. Jänner 2014 treten die §§ 6 Abs. 3, und 14h Abs. 3 in der Fas-

sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 in Kraft. Mit 1. Jänner 2014 treten 
die §§ 14d Abs. 3 und 72 Abs. 6 außer Kraft.

Artikel 20 
Änderung des Tierärztekammergesetzes 

Kammermitglieder Kammermitglieder 
§ 9. (1) bis (7) … § 9. (1) bis (7) …
(8) Eine Person kann jeweils nur Mitglied einer Abteilung sein. Über Streit-

fälle hinsichtlich der Abteilungszugehörigkeit entscheidet die Präsidentin bzw. 
der Präsident. Gegen diese Entscheidung steht dem betroffenen Kammermitglied 
das Recht der Berufung an den Vorstand zu. Der Vorstand entscheidet in letzter 
Instanz, wobei die Präsidentin bzw. der Präsident nicht stimmberechtigt ist. In 
solchen Verfahren ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), 
BGBl. Nr. 51, anzuwenden. 

(8) Eine Person kann jeweils nur Mitglied einer Abteilung sein. Über Streit-
fälle hinsichtlich der Abteilungszugehörigkeit entscheidet der Vorstand. In sol-
chen Verfahren ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), 
BGBl. Nr. 51, anzuwenden. Gegen einen Bescheid kann Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht des Landes erhoben werden. 

Kammerumlagen Kammerumlagen 
§ 35. (1) bis (3) … § 35. (1) bis (3) …
(4) Erste Instanz für das Verfahren über die Kammerumlage ist die Präsiden-

tin bzw. der Präsident. Gegen Beschlüsse der Präsidentin bzw. des Präsidenten 
steht den Betroffenen das Recht der Berufung an den Vorstand zu. Der Vorstand 
entscheidet in letzter Instanz; wobei die Präsidentin bzw. der Präsident nicht 
stimmberechtigt ist. In solchen Verfahren ist das AVG anzuwenden.

(4) In Verfahren über die Kammerumlage entscheidet der Vorstand durch 
Bescheid. In solchen Verfahren ist das AVG anzuwenden. Gegen einen Bescheid 
kann Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes erhoben werden. 

(5) … (5) … 
Weisungsrecht Weisungsrecht 

§ 37. (1) bis (6) … § 37. (1) bis (6) …
 (7) Gegen Bescheide gemäß Abs. 2 und 6 kann Beschwerde an das Verwal-

tungsgericht des Landes erhoben werden.
Aufsicht über die Tierärztekammer Aufsicht über die Tierärztekammer 

§ 38. (1) bis (6) … § 38. (1) bis (6) …
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 (7) Gegen Bescheide gemäß Abs. 4 und 5 kann Beschwerde an das Verwal-

tungsgericht des Landes erhoben werden.
Vorschriften im eigenen Wirkungsbereich Vorschriften im eigenen Wirkungsbereich 

§ 39. (1) bis (7) … § 39. (1) bis (7) …
 (8) Gegen Bescheide gemäß Abs. 4 und 5 kann Beschwerde an das Verwal-

tungsgericht des Landes erhoben werden.
Kuratorium Kuratorium 

§ 42. (1) und (2) … § 42. (1) und (2) …
(3) Das Kuratorium entscheidet durch Bescheid. Gegen Entscheidungen des 

Kuratoriums steht die Berufung an den Vorstand der Tierärztekammer offen. In 
solchen Verfahren ist das AVG anzuwenden.

(3) Das Kuratorium entscheidet durch Bescheid. In solchen Verfahren ist 
das AVG anzuwenden. Gegen einen Bescheid kann Beschwerde an das Verwal-
tungsgericht des Landes erhoben werden.

(4) und (5) … (4) und (5) …
Einstweilige Maßnahme Einstweilige Maßnahme 

§ 63. (1) bis (4) … § 63. (1) bis (4)…
(5) Gegen einen Beschluss über einstweilige Maßnahmen kann die bzw. der 

Disziplinarbeschuldigte binnen zwei Wochen nach Zustellung Beschwerde bei 
der Disziplinarkommission erheben. Die Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung.

(5) Beschwerden gegen einstweilige Maßnahmen haben keine aufschieben-
de Wirkung. 

(6) … (6) … 
Disziplinarkommission Disziplinarkommission 

§ 66. (1) … § 66. (1) … 
(2) Die Mitglieder der Disziplinarkommission sind in Ausübung ihres Amtes 

an keine Weisungen gebunden. Die Entscheidungen der Disziplinarkommission 
unterliegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg. Eine 
Berufung ist unzulässig. Die Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes durch die 
Beschuldigte bzw. den Beschuldigten und die Disziplinaranwältin bzw. den Dis-
ziplinaranwalt ist zulässig. 

(2) Die Mitglieder der Disziplinarkommission sind in Ausübung ihres Am-
tes an keine Weisungen gebunden. 

(3) … (3) … 
(4) Die bzw. der Vorsitzende und ihre bzw. sein Stellvertreter oder ihre bzw. 

seine Stellvertreterin müssen Richterinnen bzw. Richter sein. Weiters ist die aus-
(4) Die bzw. der Vorsitzende und ihre bzw. sein Stellvertreter oder ihre bzw. 

seine Stellvertreterin ist aus dem Stand der rechtskundigen Bediensteten des 
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reichende Anzahl von Mitgliedern Bundesministeriums für Gesundheit zu bestellen. Weiters ist die ausreichende 

Anzahl von Mitgliedern aus dem Kreise der ordentlichen Kammermitglieder, 
wobei jeweils die Abteilungen gemäß § 9 Abs. 5 zu berücksichtigen sind, zu 
bestellen.

 1. aus dem Stand der rechtskundigen Bediensteten des Bundesministeriums 
für Gesundheit, und 

 

 2. aus dem Kreise der ordentlichen Kammermitglieder, wobei jeweils die 
Abteilungen gemäß § 9 Abs. 5 zu berücksichtigen sind,

 

zu bestellen.
(5) Die bzw. der Vorsitzende sowie deren bzw. dessen Stellvertreterin bzw. 

Stellvertreter und die dem Bundesministerium für Gesundheit zugehörigen Mit-
glieder der Disziplinarkommission werden auf Vorschlag des Vorstandes der 
Tierärztekammer von der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Ge-
sundheit, die bzw. der Vorsitzende sowie deren bzw. dessen Stellvertreterin bzw. 
Stellvertreter im Einvernehmen mit der Bundesministerin bzw. dem Bundesmi-
nister für Justiz, die übrigen Mitglieder vom Vorstand der Tierärztekammer über 
Vorschlag der Abteilungsausschüsse bestellt.

(5) Die bzw. der Vorsitzende sowie deren bzw. dessen Stellvertreterin bzw. 
Stellvertreter werden auf Vorschlag des Vorstandes der Tierärztekammer von der 
Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Gesundheit, die übrigen Mitglie-
der vom Vorstand der Tierärztekammer über Vorschlag der Abteilungsausschüs-
se bestellt. 

(6) bis (8) … (6) bis (8) …
Funktionsdauer der Disziplinarkommission Funktionsdauer der Disziplinarkommission 

§ 67. (1) und (2) … § 67. (1) und (2) …
(3) Die Mitgliedschaft zur Disziplinarkommission endet (3) Die Mitgliedschaft zur Disziplinarkommission endet

 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. auf Wunsch der Amtsinhaberin bzw. des Amtsinhabers durch Enthebung, 

und zwar 
 3. auf begründeten Wunsch der Amtsinhaberin bzw. des Amtsinhabers 

durch Enthebung, und zwar bei den Mitgliedern, die von der Bundesmi-
nisterin bzw. den Bundesminister für Gesundheit bestellt wurden, durch 
diese bzw. diesen, bei den übrigen Mitgliedern durch den Vorstand der 
Tierärztekammer, oder

 a) bei den richterlichen Mitgliedern durch die Bundesministerin bzw. den 
Bundesminister für Gesundheit im Einvernehmen mit der Bundesmi-
nisterin bzw. dem Bundesminister für Justiz,

 

 b) bei den anderen Mitgliedern, die von der Bundesministerin bzw. den 
Bundesminister für Gesundheit bestellt wurden, durch diese bzw. die-
sen,
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 c) bei den übrigen Mitgliedern durch den Vorstand der Tierärztekammer, 

oder
 

 4. und 5. … 4. und 5. …
Disziplinarsenate Disziplinarsenate 

§ 68. (1) … § 68. (1) … 
(2) Die Senate bestehen jeweils aus (2) Die Senate bestehen jeweils aus

 1. einer Richterin oder einem Richter als Vorsitzende oder Vorsitzendem,  1. einer oder einem rechtskundigen Bediensteten des Bundesministeriums 
für Gesundheit als Vorsitzende oder Vorsitzendem,

 2. einem Mitglied aus dem Kreis der Bediensteten des Bundesministeriums 
für Gesundheit, sowie 

 2. einem Mitglied aus dem Kreis der ordentlichen Kammermitglieder, das 
der Abteilung der Selbständigen angehört, sowie

 3. einem Mitglied aus dem Kreis der ordentlichen Kammermitglieder, wo-
bei dieses Mitglied der Abteilung der bzw. des Disziplinarbeschuldigten 
angehören muss. 

 3. einem Mitglied aus dem Kreis der ordentlichen Kammermitglieder, das 
der Abteilung der Angestellten angehört. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) …
Disziplinaranwältin/Disziplinaranwalt Disziplinaranwältin/Disziplinaranwalt 

§ 69. (1) Der Vorstand der Tierärztekammer hat eine Disziplinaranwältin 
bzw. einen Disziplinaranwalt sowie deren bzw. dessen Stellvertreterin bzw. Stell-
vertreter für die Dauer von vier Jahren zu bestellen. 

§ 69. (1) Der Vorstand der Tierärztekammer hat eine Disziplinaranwältin 
bzw. einen Disziplinaranwalt sowie deren bzw. dessen Stellvertreterin bzw. 
Stellvertreter für die Dauer von vier Jahren zu bestellen. Die Disziplinaranwältin 
bzw. der Disziplinaranwalt und die Stellvertreterin bzw. der Stellvertreter müssen 
rechtskundig sein.

(2) Der Disziplinaranwältin bzw. dem Disziplinaranwalt obliegt die Anzeige 
von Disziplinarvergehen an die Disziplinarkommission und die Vertretung der 
Anzeigen im Disziplinarverfahren als Partei. 

(2) Der Disziplinaranwältin bzw. dem Disziplinaranwalt obliegt die Anzeige 
von Disziplinarvergehen an die Disziplinarkommission und die Vertretung der 
Anzeigen im Disziplinarverfahren. Sie bzw. er hat in Verfahren über Disziplinar-
sachen vor der Disziplinarkommission und den Verwaltungsgerichten Parteistel-
lung.

(3) bis (5) … (3) bis (5) …
(6) Die Disziplinaranwältin bzw. der Disziplinaranwalt hat das Recht, gegen 

Erkenntnisse der Disziplinarkommission Beschwerde beim Verwaltungsgerichts-
hof zu erheben. 

(6) Die Disziplinaranwältin bzw. der Disziplinaranwalt hat das Recht, gegen 
Rücklegungsbeschlüsse (§ 73 Abs. 8), Einstellungsbeschlüsse (§ 75 Abs. 4) und 
Erkenntnisse der Disziplinarkommission Beschwerde an das Verwaltungsgericht 
des Landes zu erheben. Weiters hat er das Recht gegen Erkenntnisse des Verwal-
tungsgerichtes Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Auf Wei-
sung der Aufsichtsbehörde ist die Disziplinaranwältin bzw. der Disziplinaranwalt 
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zu Erhebung der Beschwerde oder Revision verpflichtet.

Vorverfahren Vorverfahren 
§ 74. (1) und (2) … § 74. (1) und (2) …
(3) Die bzw. der Beschuldigte und die Disziplinaranwältin bzw. der Diszip-

linaranwalt können die Untersuchungsführerin bzw. den Untersuchungsführer 
wegen Befangenheit ablehnen, wenn sie Gründe anzugeben vermögen, die geeig-
net sind, ihre bzw. seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen. Über das 
Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet die bzw. 
der Vorsitzende des Senats. Gegen diese Entscheidung ist kein abgesondertes 
Rechtsmittel zulässig.

(3) Die bzw. der Beschuldigte und die Disziplinaranwältin bzw. der Diszip-
linaranwalt können die Untersuchungsführerin bzw. den Untersuchungsführer 
wegen Befangenheit ablehnen, wenn sie Gründe anzugeben vermögen, die ge-
eignet sind, ihre bzw. seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen. Über das 
Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet die bzw. 
der Vorsitzende des Senats. 

(4) und (5) … (4) und (5) …
Abschluss des Vorverfahrens Abschluss des Vorverfahrens 

§ 75. (1) und (2) … § 75. (1) und (2) …
(3) Der Beschluss, dass Grund zu einer mündlichen Disziplinarverhandlung 

vorliegt (Einleitungsbeschluss), hat die Beschuldigungspunkte bestimmt zu be-
zeichnen. Gegen diesen Beschluss ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zuläs-
sig. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist der bzw. dem Beschuldigten, der Dis-
ziplinaranwältin bzw. dem Disziplinaranwalt sowie der Tierärztekammer zuzu-
stellen. 

(3) Der Beschluss, dass Grund zu einer mündlichen Disziplinarverhandlung 
vorliegt (Einleitungsbeschluss), hat die Beschuldigungspunkte bestimmt zu be-
zeichnen. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist der bzw. dem Beschuldigten, 
der Disziplinaranwältin bzw. dem Disziplinaranwalt sowie der Tierärztekammer 
zuzustellen. 

(4) … (4) … 
Mündliche Verhandlung Mündliche Verhandlung 

§ 76. (1) und (2) … § 76. (1) und (2) …
(3) Der bzw. dem Beschuldigten, deren bzw. dessen Verteidigerin bzw. Ver-

teidiger sowie der Disziplinaranwältin bzw. dem Disziplinaranwalt ist vor der 
mündlichen Verhandlung die Einsichtnahme in die Akten zu gestatten. Ausge-
nommen von der Akteneinsicht sind jedenfalls Entwürfe für die Berichterstattung 
im Disziplinarsenat. Gegen die Verweigerung der Akteneinsicht ist ein abgeson-
dertes Rechtsmittel nicht zulässig. 

(3) Der bzw. dem Beschuldigten, deren bzw. dessen Verteidigerin bzw. Ver-
teidiger sowie der Disziplinaranwältin bzw. dem Disziplinaranwalt ist vor der 
mündlichen Verhandlung die Einsichtnahme in die Akten zu gestatten. Ausge-
nommen von der Akteneinsicht sind jedenfalls Entwürfe für die Berichterstattung 
im Disziplinarsenat. Gegen die Verweigerung der Akteneinsicht ist eine abge-
sonderte Beschwerde nicht zulässig.

(4) bis (8) … (4) bis (8) …
Inkrafttreten und Außerkrafttreten Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

§ 86. (1) und (2) … § 86. (1) und (2) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (3) Das Inhaltsverzeichnis, § 9 Abs. 8, § 35 Abs. 4, § 37 Abs. 7, § 38 Abs. 7, 

§ 39 Abs. 8, § 42 Abs. 3, § 63 Abs. 5, § 66 Abs. 2, 4 und 5, § 67 Abs. 3 Z 3, § 68 
Abs. 2, § 69 Abs. 1, 2 und 6, § 74 Abs. 3, § 75 Abs.3, § 76 Abs. 3 sowie § 87 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 
in Kraft.

Vollziehung Vollziehung 
§ 87. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin 

bzw. der Bundesminister für Gesundheit, hinsichtlich der §§ 66 Abs. 5 und 67 
Abs. 3 Z 3 lit. a im Einvernehmen mit der Bundesministerin bzw. dem Bundes-
minister für Justiz, betraut. 

§ 87. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin 
bzw. der Bundesminister für Gesundheit betraut. 

Artikel 21 
Änderung des Bangseuchen-Gesetzes 

Sanierung der bangverseuchten Bestände im Bekämpfungsgebiet Sanierung der bangverseuchten Bestände im Bekämpfungsgebiet 
§ 4. (1) und (2) … § 4. (1) und (2) …
(3) Die Verpflichtung zur Abgabe und die Abgabefrist gemäß Abs. 2 hat die 

Bezirksverwaltungsbehörde durch Bescheid auszusprechen (Abgabebescheid). 
Über eine Berufung gegen den Abgabebescheid entscheidet der Landeshaupt-
mann. Eine weitere Berufung ist nicht zulässig.

(3) Die Verpflichtung zur Abgabe und die Abgabefrist gemäß Abs. 2 hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde durch Bescheid auszusprechen (Abgabebescheid). 

(4) … (4) … 
Wirksamkeitsbeginn Wirksamkeitsbeginn 

§ 23 (1) bis (1b) … § 23. (1) bis (1b) …
 (1c) § 4 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 tritt 

mit 1. Jänner 2014 in Kraft.
(2) … (2) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 22 
Änderung des Bundesgesetzes zur Durchführung unmittelbar anwendbarer unionsrechtlicher Bestimmungen auf dem Gebiet des Tierschut-

zes 

Vollzug Vollzug 
§ 2. (1) … § 2. (1) … 
(2) Gegen Entscheidungen der Bezirksverwaltungsbehörde in Verfahren 

nach diesem Bundesgesetz kann Berufung an den unabhängigen Verwaltungsse-
nat im Land erhoben werden. 

 

Tierschutzombudsmann Tierschutzombudsmann 
§ 3. (1) Der gemäß § 41 TSchG bestellte Tierschutzombudsmann hat folgen-

de Aufgaben, Rechte und Pflichten auch im Rahmen dieses Bundesgesetzes:
§ 3. (1) Der gemäß § 41 TSchG bestellte Tierschutzombudsmann hat fol-

gende Aufgaben, Rechte und Pflichten auch im Rahmen dieses Bundesgesetzes: 
 1. und 2. … 1. und 2. …
  2a. Der Tierschutzombudsmann ist berechtigt, gegen Bescheide in Angele-

genheiten dieses Bundesgesetzes Beschwerde wegen Rechtswidrigkeit 
beim Verwaltungsgericht des Landes zu erheben. Er hat in Beschwerde-
verfahren beim Verwaltungsgericht des Landes in Angelegenheiten die-
ses Bundesgesetzes Parteistellung.

 3. … 3. … 
(2) … (2) … 

 Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
 § 13. Mit 1. Jänner 2014 tritt

 1. § 2 Abs. 2 außer Kraft und
  2. § 3 Abs. 1 Z 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 

in Kraft.“

Artikel 23 
Änderung des Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetzes 

Beauftragung Beauftragung 
§ 28. (1) … § 28. (1) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Die Arbeitsaufgaben und die Arbeitseinteilung der Organe gemäß Abs. 1 

hat der Landeshauptmann mit Bescheid im für die amtlichen Kontrollen jeweils 
erforderlichen Ausmaß festzulegen; auf die durch die Angelobung gemäß Abs. 1 
entstandene Verpflichtung zur Einhaltung der Dienstverpflichtungen und dienstli-
chen Anweisungen ist hinzuweisen. Hiebei hat der Landeshauptmann die betrof-
fenen amtlichen Tierärzte und amtlichen Fachassistenten anzuhören und nach den 
Grundsätzen der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis zu 
entscheiden. Die Bestimmungen über die Befangenheit gemäß § 7 AVG und § 47 
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 gelten sinngemäß. Interessenskonflikte 
mit sonstigen beruflichen Tätigkeiten insbesondere der Tätigkeit als Amtstierarzt 
gemäß Tierärztegesetz (TierÄG), BGBl. Nr. 16/1975, sind zu berücksichtigen. 
Gegen diesen Bescheid ist eine Berufung nicht zulässig. Die im Bescheid vorge-
schriebenen Arbeitsaufgaben, die Arbeitseinteilung und deren Dauer sind in ge-
eigneter Weise kundzumachen. 

(2) Die Arbeitsaufgaben und die Arbeitseinteilung der Organe gemäß Abs. 1 
hat der Landeshauptmann mit Bescheid im für die amtlichen Kontrollen jeweils 
erforderlichen Ausmaß festzulegen; auf die durch die Angelobung gemäß Abs. 1 
entstandene Verpflichtung zur Einhaltung der Dienstverpflichtungen und dienst-
lichen Anweisungen ist hinzuweisen. Hiebei hat der Landeshauptmann die be-
troffenen amtlichen Tierärzte und amtlichen Fachassistenten anzuhören und nach 
den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenerspar-
nis zu entscheiden. Die Bestimmungen über die Befangenheit gemäß § 7 AVG 
und § 47 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 gelten sinngemäß. Interessens-
konflikte mit sonstigen beruflichen Tätigkeiten insbesondere der Tätigkeit als 
Amtstierarzt gemäß Tierärztegesetz (TierÄG), BGBl. Nr. 16/1975, sind zu be-
rücksichtigen. Die Beschwerde gegen diesen Bescheid hat keine aufschiebende 
Wirkung. Die im Bescheid vorgeschriebenen Arbeitsaufgaben, die Arbeitseintei-
lung und deren Dauer sind in geeigneter Weise kundzumachen.

(3) bis (5) … (3) bis (5) …
(6) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 5 entscheiden die unab-

hängigen Verwaltungssenate in den Ländern.
 

(7) und (8) … (7) und (8) …
Maßnahmen Maßnahmen 

§ 39. (1) bis (4) … § 39. (1) bis (4) …
(5) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 1, 3 und 4 entscheiden 

die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern.
 

Amtsbeschwerde Revision 
§ 40. Gegen Bescheide der unabhängigen Verwaltungssenate in den Län-

dern, die auf der Grundlage von § 39 erlassen worden sind, steht dem Landes-
hauptmann zu, Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof zu erheben.

§ 40. Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse der Verwaltungsgerichte der Län-
der, die auf der Grundlage von § 39 erlassen worden sind, steht dem Landes-
hauptmann zu, Revision beim Verwaltungsgerichtshof zu erheben.

Kontrolle nach den Verordnungen (EG) Nr. 509/2006 und 510/2006 Kontrolle nach den Verordnungen (EG) Nr. 509/2006 und 510/2006 
§ 45. (1) bis (6) … § 45. (1) bis (6) …
(7) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 6 entscheidet der Bun-

desminister für Gesundheit. 
(7) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 6 entscheidet der Bun-

desminister für Gesundheit.
(8) bis (10) … (8) bis (10) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Rückstände bei lebenden Tieren, tierischen Primärerzeugnissen und Fleisch Rückstände bei lebenden Tieren, tierischen Primärerzeugnissen und Fleisch 

§ 58. (1) und (2) … § 58. (1) und (2) …
(3) Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 1 haben keine aufschiebende 

Wirkung.
(3) Beschwerden gegen Bescheide gemäß Abs. 1 haben keine aufschiebende 

Wirkung.
(4) und (5) … (4) und (5) …

Vorschriftswidrige Behandlung Vorschriftswidrige Behandlung 
§ 59. (1) bis (4) … § 59. (1) bis (4) …
(5) Die Berufung gegen einen Bescheid gemäß Abs. 1 hat keine aufschie-

bende Wirkung.
(5) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemäß Abs. 1 hat keine auf-

schiebende Wirkung.
Informationspflicht Informationspflicht 

§ 91. (1) … § 91. (1) … 
(2) Die Unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern haben den Bun-

desminister für Gesundheit über den Ausgang bei ihnen auf Grund dieser Be-
stimmungen anhängiger Strafverfahren zu verständigen.

(2) Die Verwaltungsgerichte der Länder haben den Bundesminister für Ge-
sundheit über den Ausgang bei ihnen auf Grund dieser Bestimmungen anhängi-
ger Strafverfahren zu verständigen.

Amtsbeschwerde Revision 
§ 94. Gegen Bescheide der unabhängigen Verwaltungssenate in den Län-

dern, die in Verwaltungsstrafverfahren auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassen 
worden sind, steht dem Landeshauptmann zu, Beschwerde beim Verwaltungsge-
richtshof zu erheben.

§ 94. Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse der Verwaltungsgerichte der Län-
der, die in Verwaltungsstrafverfahren auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassen 
worden sind, steht dem Landeshauptmann zu, Revision beim Verwaltungsge-
richtshof zu erheben.

In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten 
§ 95. (1) bis (18) … § 95. (1) bis (18) …
 (19) § 28 Abs. 2 vorletzter Satz, § 40, § 58 Abs. 3, § 59 Abs. 5, § 91 Abs. 2 

und § 94 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 treten mit 
1. Jänner 2014 in Kraft. § 28 Abs. 6, § 39 Abs. 5 und § 45 Abs. 7 treten mit 
1. Jänner 2014 außer Kraft.

Artikel 24 
Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittelgesetz 1975 geändert wird 

§ 41. (1) bis (4) … § 41. (1) bis (4) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 4 entscheidet die Bun-

desministerin für Gesundheit, Familie und Jugend.
 

(6) bis (8) … (6) bis (8) …
 § 75. § 41 Abs. 5 tritt mit 1. Jänner 2014 außer Kraft.
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